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MANIFEST 

Mehr als die Hälfte der Menschheit ist entweder unterernährt oder fehlernährt; und trotzdem wurden im Jahre 
1962 rund 150 Milliarden Dollar für die militärische Rüstung ausgegeben, während die für die Entwicklungs­
hilfe bereitgestellten Mittel im Vergleich dazu unbedeutend waren. Wenn wir uns vorstellen, daß im 20. Jahr­
hundert jedes 3. Kind, das geboren wird, ohne die geringste Aussicht auf ein normales Leben ist, müssen wir zu 
dem Schluß kommen, daß die menschliche Gesellschaft ihre eigene Lebensbasis beschneidet und ihre Aussichten 
auf Fortschritt vermindert. Die Lage verschlimmert sich fortlaufend, weil die Bevölkerung rapide zunimmt, die 
Nahrungsmittelproduktion damit aber nicht Schritt hält. Wir haben jedoch die Mittel in der Hand, die Aufgabe 
zu meistern; und wenn die verfügbaren Mittel richtig eingesetzt werden, kann die Hoffnung auf eine Welt ohne 
Furcht vor Hunger jetzt verwirklicht werden. Ist sich die Menschheit der Gefahr bewußt und bereit, ihr zu 
begegnen? 

Es darf nicht geduldet werden, daß die in der Welt vorhandenen großen Schätze an Wissen und materiellem 
Reichtum so wenig zur Verbesserung des Loses der vielen Menschen verwendet werden, die so sehr ihrer be­
dürfen. Nahrung ist das wichtigste aller menschlichen Bedürfnisse. Hunger und Fehlernährung können den 
Fortschritt einer Nation auf allen Gebieten stark beeinträchtigen. 

Keine Entwicklung kann von Dauer sein, wenn sie nicht auf der Mobilisierung der natürlichen Kraftquellen eines 
Volkes beruht. Aber Hilfe von außen ist im Anfang unerläßlich, um Anleitung bei diesen Bemühungen zu geben 
und sie zu ergänzen. Die Hindernisse, die sich einer Verbesserung der Situation in den Weg stellen, sind viel 
mehr sozialer und wirtschaftlicher als wissenschaftlicher Natur. Die Vermittlung von praktischen Kenntnissen, 
die Bereitstellung von Kapital und die Schaffung von Bildungsstätten sind die besten Mittel zur schnellen 
Entwicklung zu einem besseren Leben. Die Probleme sind vielgestaltig, weitreichend und dringlich und sind 
nur zu lösen, wenn die Anstrengungen auf nationaler Ebene durch ein Programm internationaler Hilfe und 
Zusammenarbeit unterstützt werden. Dazu gehört, daß bei dem Abschluß von Handelsverträgen der Würde und 
Unabhängigkeit der Entwicklungsländer dadurch Rechnung getragen wird, daß ihnen der Verkauf ihrer Erzeug­
nisse auf dem Weltmarkt ermöglicht wird. Die Zusammenarbeit aller wirtschaftlich entwickelten Länder, ob 
kapitalistisch oder kommunistisch, zur Überwindung von Hunger und Armut, dem Feind aller Menschen, sollte 
ein solches Maß an Vertrauen und Zuversicht erzeugen, welches Fortschritte auch im Kampf um eine andere 
wesentliche Freiheit, die Freiheit von Kriegsgefahr erlauben wird. 

Mit der „Aktion: Kampf gegen den Hunger" soll auf nationaler und internationaler Ebene zu besonderen 
Anstrengungen aufgerufen werden. Ihr Ziel ist es, die Regierung eingehend zu informieren und die Völker 
aufzuklären, damit die gesamten verfügbaren Mittel aller Nationen bestmöglichst genutzt werden können. 
Wir möchten mit allem Nachdruck betonen, daß die Freiheit von Hunger das erste, grundlegende Recht der 
Menschen ist. Um dies zu verwirklichen, treten wir für unverzügliche und angemessene Anstrengungen auf 
nationaler und internationaler Ebene unter Beteiligung der Regierungen und der Völker ein. Im besonderen 
möchten wir auf die gewaltige Verschwendung von Kapital bei der Aufrüstung mit immer mehr und immer 
neuen Waffen hinweisen. Schon ein Teil dieser Mittel könnte im Kampf gegen den Hunger von unermeßlichem 
Wert sein! Wir sind überzeugt, daß durch die internationale Zusammenarbeit bei der Überwindung des Hungers 
die Spannungen in der Welt vermindert und die Beziehungen von Mensch zu Mensch verbessert werden, weil 
dabei das Gute und nicht das Schlechte im Menschen angesprochen wird. 

Eine Versammlung von 12 Nobe lpre i s t rägern und 18 weiteren bekannten Persönl ichkei ten aus der ganzen Welt t ra t i n 

Rom auf Einladung des Generaldirektors der E r n ä h r u n g s - und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, des 

Inders Dr. B. R. Sen, am 14. März dieses Jahres zusammen, u m ein Manifest übe r das Recht des Menschen auf aus­

reichende E r n ä h r u n g zu formulieren. Das Manifest hat obigen Wortlaut . Sein Zie l ist, Regierungen und Völker zu ener­

gischeren Anstrengungen i m Kampf gegen den Hunger i n der Welt zu veranlassen. Zahlreiche S taa t sobe rhäup te r , unter 

ihnen Papst Johannes X X I I I . , P r ä s i d e n t Kennedy, S t aa t sp rä s iden t de Gaulle, Bundesp rä s iden t Lübke , hatten besondere 

Botschaften gesandt. 
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Sorgen und Arbeit der Vereinten Nationen in New York 

Aus dem Inhalt: Kongo, Neuformung der Armee — Kontro­
versen über die Malaiische Föderation — Übergabe der Ver­
waltung Westneuguineas an Indonesien — Neue UN-Be­
obachtermission im Jemen — Weltraumgesetzgebung — Tä­
tigkeit des Sicherheitsrates: Beschwerde Senegals über Por­
tugal, Ghana fordert Überprüfung eines Berichts über den 
Tod Patrice Lumumbas, Kaschmirstreit — Entkolonisierung: 
Sanktionen gegen Portugal, Gespräche in London über Süd­
rhodesien, Südwestafrika und Aden — Finanzierungssorgen 
und Polizeitruppe — Soziale Weltlage — Bericht über eine 
Dekade sozialer Entwicklung — Der Druck steigender Welt­
bevölkerung — Sozialer Strukturwandel — Kommission für 
die Rechtsstellung der Frau — Sonderkonferenz für die Fi­
nanzierung der Friedensaktionen. 

Einleitung 
Die Vereinten Nationen erhielten eine große moralische U n ­
te r s tü t zung durch die Enzyklika des Papstes an alle Menschen 
guten Willens. Gene ra l s ek re t ä r U Thant b e g r ü ß t e die Bot ­
schaft des Papstes als einen h e r z e r w ä r m e n d e n und edlen Ruf 
für M a ß n a h m e n wie A b r ü s t u n g und Atomtestbann. I h r I n ­
halt sei sicherlich i n Harmonie m i t den Zielen und Zwecken 
der Vereinten Nationen. Der Buddhist U Thant unterstrich, 
d a ß die Botschaft nicht allein an Kathol iken gerichtet sei, son­
dern an alle Menschen auf Erden — sie sei tatsächlich ein 
Appel l zum Über l eben der Menschheit. 
Die Vereinten Nationen brauchen mehr denn je die Unter­
s tü t zung aller Menschen guten Willens, denn i n allen Ver­
handlungen, die i n der Berichtszeit März und A p r i l am Haupt­
sitz am East River i n New York stattfanden, zeigten sich 
wiederum die Schwierigkeiten, die sich dem Werk der Fr ie ­
denserhaltung auf Erden und i m Weltraum entgegenstellen 
und sozialen und wirtschaftlichen Fortschritt hemmen. 
U Thant selber flog als Missionar für die Idee der Vereinten 
Nationen durch die Welt. Nach einer ersten Station i n Genf, 
wo er m i t den Lei tern der verschiedenen Organisationen der 
Vereinten Nationen zusammentraf, flog er nach Bukarest und 
Belgrad. Spä t e r w i r d der G e n e r a l s e k r e t ä r an der af r ikani ­
schen Gipfelkonferenz i n Addis Abeba, der Hauptstadt Abes­
siniens teilnehmen und dort m i t den R e g i e r u n g s h ä u p t e r n fast 
aller afrikanischer Staaten zusammentreffen. I n den Verein­
ten Nationen w i r d dieser afrikanischen Konferenz größ te Be­
deutung beigemessen, w e i l hier der erste Stein zu einer 
„Afrikanischen Födera t ion" gelegt werden mag. 
Auch i n den R ä u m e n am East River standen Af r ika betref­
fende Fragen meist i m Vordergrund der zahlreichen Bera­
tungen. Es ging i n politischen Fragen weniger u m Probleme, 
die i m Augenblick i m Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit 
stehen — so wurde die neue Laos-Krise a u ß e r h a l b der Ver­
einten Nationen behandelt —, sondern mehr u m Arbeiten an 
laufenden Problemen, die keine Schlagzeilen brachten, aber 
doch nöt ig sind, u m die Entwicklung v o r w ä r t s zu treiben. I n 
Missionen von Mitgliedern des Stabes und Delegierten zu 
möglichen Brandherden wie dem Jemen und Südostas ien 
wurde immer wieder der Versuch deutlich, die Weltorganisa­
t ion als Mi t t l e r einzusetzen, und den Ausbruch von G r o ß ­
b r ä n d e n zu ve rhü t en , so lange es noch Zeit ist. 

I . Politische Probleme 
1. Kongo — Die Neuformung der Armee 
I m Beirat des Gene ra l s ek re t ä r s für den Kongo kam es zu 
einem offenen Bruch zwischen dem Vertreter des Kongo und 

den Delegierten Ghanas und der Vereinigten Arabischen Re­
publ ik Nassers. Es ging u m die Reorganisierung der kongo­
lesischen Truppe. Der Kongo besteht auf seinem souve ränen 
Recht, sich die L ä n d e r aussuchen zu können , die bei dieser 
Organisierung helfen sollen. General Mobutu beschrieb den 
Ausbildungsplan: Belgien w ü r d e Offiziere und Unteroffiziere 
schulen; I ta l ien solle Luftflottenpersonal ausbilden und Nor­
wegen Einheiten der Flotte; Israel solle die Ausbildung von 
Fallschirmtruppen ü b e r n e h m e n ; Kanada den Nachrichten­
stab trainieren, und die Vereinigten Staaten sollten logistische 
Un te r s tü t zung leisten und Ausbildungsmaterial liefern. Die 
schweren finanziellen Lasten Léopoldvi l les w ü r d e n erleich­
tert werden, indem der Kongo seine Armee u m die Hälf te 
auf 4 000 Mann reduziere. Mehrere afrikanische Staaten, und 
selbs tvers tändl ich auch die Sowjetunion behaupteten, d a ß die­
ser Plan das Ergebnis eines weiteren Versuches der West­
mäch te w ä r e , durch eine neue A r t von Kolonialismus den 
Kongo zu beherrschen. Die Afrikaner kri t is ier ten vor allem, 
d a ß Belgien durch die Ausbildung der Offiziere einen erneu­
ten Ha l t i m Kongo gewinnen w ü r d e , w ä h r e n d die arabischen 
Staaten protestierten, d a ß Israel die Ausbildung der F a l l ­
schirmspringer ü b e r n e h m e n solle. Die afrikanischen Staaten 
schlugen vor, die Ausbildung der Kongotruppen entweder sel­
ber i n die Hand zu nehmen, oder verlangten, d a ß die Verein­
ten Nationen weiterhin die Schutztruppe stellen, denn nach 
dem Beschluß des Sicherheitsrates aus der ersten Zeit der 
Kongokrise müsse alle mil i tär ische Hil fe durch die Vereinten 
Nationen erfolgen. Aus diesem Grunde ersuchte der Kongo 
auch den Genera l sek re t ä r , wei terhin einen Schirm von U N -
Truppen ü b e r der Reorganisierung der Kongoarmee aufrecht­
zuerhalten. I n der bit teren Debatte verbat sich Mobutu jede 
u n e r w ü n s c h t e Einmischung des UN-Beirates. G e n e r a l s e k r e t ä r 
U Thant stimmte dem Kongo darin zu, d a ß er als s o u v e r ä n e r 
Staat seine eigenen Entscheidungen treffen könne . Er e r k l ä r t e , 
Premierminister Adoula bestehe nicht darauf, die Reorgani­
sierung unter einem koordinierenden Schirm der Vereinten 
Nationen durchzuführen . Falls die Kongoregierung beschl ieße, 
ihren Plan durchzuführen, so könn ten die Vereinten Nationen 
h ier für nicht verantwortl ich gemacht werden. Auch U Thant 
wies darauf h in , d a ß noch immer die Entsch l ießung des 
Sicherheitsrates vom Jahre 1960 gelte, die alle Staaten auffor­
dere, sich jeder direkten oder indirekten mil i tär ischen Hi l fe 
a u ß e r auf Forderung der Vereinten Nationen zu enthalten. 
Doch er betonte die Notwendigkeit der Reorganisierung der 
kongolesischen Krä f t e ohne jeden Aufschub, besonders i n Be­
rücksicht igung der Tatsache, d a ß die UN-S t re i tk rä f t e aller Vor ­
aussicht nach bis Ende 1963 aus dem Kongo abgezogen werden 
w ü r d e n . Das indische Kontingent hat inzwischen den Kongo 
bereits verlassen. Hinter dem Streit zwischen dem Kongo und 
den afrikanischen Nachbarn steht die Tatsache, d a ß die Ver­
einten Nationen einfach kein Geld mehr für weitere Auf ­
rechterhaltung der Armee i m Kongo haben. Die Kongolesen 
e r k l ä r t e n ursprüngl ich, d a ß ihnen Hil fe aller Staaten recht 
sei, die selber für die Ausbildungskosten ihrer Armee auf­
kommen w ü r d e n . Doch die afrikanischen Staaten scheinen 
keine M i t t e l h ie r für zu haben, w ä h r e n d die i n den Plan ein­
bezogenen Mächte für ihren Kostenanteil aufkommen wollen. 
Es sieht also ganz so aus, als ob die mil i tär ische Phase der 
Vereinten Nationen i m Kongo i n wenigen Monaten ihren A b ­
schluß finden w i r d . Doch fernere wirtschaftliche und soziale 
Hil fe w i r d wei terhin zum großen Tei l durch UN-Kanä le er­
folgen. Nach Besprechungen m i t dem Genera l sekre tä r haben 
die Vereinigten Staaten einen Vorschlag gemacht, i n dem 
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eine Kombinierung von bilateraler und multi lateraler Hi l fe 
angeregt w i r d . E in Wettbewerb rein bilateraler Hi l fe w ü r d e 
nicht nur unwirksam sein, sondern auch das Risiko i n sich 
tragen, den Kal ten Kr i eg i n den Kongo zu bringen. Die kon­
golesische Regierung wünsch t , d a ß die Vereinten Nationen 
alle bilaterale Hi l fe koordinieren und direkten technischen 
Beistand i n Fragen wie innere Sicherheit, Devisenkontrolle 
und Finanzierung stellen. 

2. Malaiische Föderation 
U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r Narasimhan führ te i n der zweiten 
Apr i lhä l f te i n Südos tas ien eine Mission zum Studium der 
Fakten durch, die zu Kontroversen ü b e r die geplante M a ­
laiische Födera t ion geführ t haben. Vor seiner Abreise er­
k l ä r t e er, d a ß beträcht l iche Spannung herrsche. Indonesien 
auf der einen Seite und Malaya und Großbr i t ann ien auf der 
anderen haben ü b e r die Zukunft dieser Gebiete Stellungen 
eingenommen, die völlig i m K o n f l i k t zueinander stehen. Auch 
die Philippinen erheben Anspruch auf Gebiete, die der M a ­
laiischen Förde ra t ion angegliedert werden sollen. Nach der­
zeitigen P l ä n e n soll die Födera t ion a u ß e r Malaya und Singa­
pore drei Gebiete umfassen, die i m nördl ichen Te i l der Insel 
Borneo liegen und zur Zeit unter britischer Kontrol le stehen: 
Sarawak, Brunei und Nordborneo. Indonesien, dessen Souve­
r ä n i t ä t sich ü b e r den größ ten Tei l der Insel erstreckt, e rk lä r t , 
es wolle keine gemeinsame Grenze m i t Malaya, das es als 
einen Feind betrachtet. Die Phil ippinen stellen Forderungen 
auf Nordborneo. Gene ra l s ek re t ä r U Thant erwartet den S i ­
tuationsbericht Narasimhans, u m zu einem spä te ren Zei t ­
punkt möglicherweise zwischen den Parteien vermit te ln zu 
können . 

3. West-Irian (Westneuguinea) 
Eine andere Mit t le rakt ion der Vereinten Nationen fand am 
1. M a i ihren Abschluß. U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r Narasimhan 
ü b e r g a b i n feierlicher Zeremonie die zeitweilige Verwal tung 
der Vereinten Nationen ü b e r West-Irian, das f rühere Hol l än -
disch-Neuguinea, an die indonesischen Behörden . Es w i r d 
erwartet, d a ß auf der Sondertagung der Generalversamm­
lung ein UN-Entwicklungsfonds für dieses Gebiet bewil l igt 
werden w i r d . Indonesien hat seine Zustimmung hierzu ge­
geben, und Holland hat einen Beitrag von 30 Mil l ionen D o l ­
lar für die nächs ten drei Jahre angeboten. West-Ir ian stand 
nach Verlassen der Hol l änder seit Oktober 1962 unter direkter 
UN-Verwal tung. 
Z u m ersten Male i n ihrer Geschichte hatten die Vereinten 
Nationen nach Vereinbarung mi t Hol land und Indonesien 
eine solche direkte Verwaltung für eine begrenzte Zeit ü b e r ­
nommen. Die Kosten hier für wurden von den beiden Staaten 
ü b e r n o m m e n . Pakistan stellte eine Truppe i n S t ä r k e von 
1 500 Mann, die unter der UN-Flagge Polizeidienst tat. Die 
provisorische Regierung — „Uni ted Nations Temporary Exe­
cutive Author i ty" (UNTEA) — wurde von Beamten gebildet, 
die vom Hauptsitz in New York entsandt wurden. 
Die Gesundheitsoffiziere hatten bei Ü b e r n a h m e des Gebietes 
eine Choleraepidemie an der S ü d k ü s t e zu bekämpfen . Nach 510 
Sterbefäl len konnte Ende März die Epidemie dank energischen 
Eingreifens der Weltgesundheitsorganisation als gelöscht 
gemeldet werden. Die Verwal tung führ te von den Ho l l ände rn 
begonnene Projekte durch und konnte vor allem die erste Sit­
zung des Eingeborenenrates für West-Ir ian i n einem neuer­
bauten Ratshaus i n Hollandia, das ab nun Kotabaru heißt , 
eröffnen. Unter anderem wurden neue Hafenanlagen fer t ig­
gestellt, eine landwirtschaftliche Forschungsstation eröffnet, 
ein Hospital i n Betrieb genommen, und zum ersten Male 
wurden Schulprüfungen von U N - P r ü f e r n durchgeführ t , die 
es den Schülern freistellten, ihre Examen i n hol ländischer 
oder indonesischer Sprache abzulegen. Der Radiodienst wurde 
i m ganzen Gebiet ausgebaut. Die Hauptaufgabe der provisor i ­

schen UN-Regierung war, die Verwal tung aus den H ä n d e n 
der Hol l änder zu ü b e r n e h m e n und sie nach der vorgesehenen 
Übergangsze i t auf die Indonesier zu ü b e r t r a g e n . Somit konnte 
ein direktes Aufe inanders toßen hol ländischer und indonesi­
scher Beamter vermieden werden. Diese Aufgabe ist den 
Vereinten Nationen gelungen. E in neuer Präzedenzfa l l für 
die Nützl ichkei t der Weltorganisation i n einer schwierigen 
Mit t le r ro l le ist geschaffen worden. 

4. Neue UN-Beobachtermission im Jemen 
Die Situation i m Jemen beschäf t igte die Vereinten Nationen auf 
verschiedenen Ebenen. Ende Februar beschuldigte P r ä s i d e n t 
Abdal lah A l Sallal vom Jemen i n einem Schreiben an den 
Sicherheitsrat England „f lagranter Aggression" gegen jeme­
nitisches Gebiet und forderte dringende M a ß n a h m e n , u m 
diese Angriffe zu beenden. Es wurde behauptet, d a ß das Zie l 
der britischen A k t i o n sei, Eindringlingen von Saudi-Arabien 
her zu helfen, die dem entthronten Iman und den umzingelten 
Gegenrevo lu t ionären i n Hareb zu Hil fe eilen woll ten. Die 
Eng lände r wiesen diese Behauptungen zurück und e rk l ä r t en , 
Großbr i t ann i en habe gehandelt, u m das Gebiet der S ü d a r a b i ­
schen Födera t ion (Aden) zu schützen. Jemenitische S t r e i tk rä f t e 
seien i n dieses Gebiet eingefallen, und Arti l leriefeuer sei auf 
ihre Stellungen eröffnet worden. Die häuf igen Grenzzwischen­
fälle i n diesem Gebiet stammen daher, d a ß keine anerkannte 
Grenze zwischen dem Jemen und der Südarab i schen F ö d e ­
rat ion besteht. 

Inzwischen suchte U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r Bunche als p e r s ö n ­
licher Vertreter U Thants Frieden i m Jemen zu stiften. 
Gene ra l s ek re t ä r U Thant hatte m i t der Jemen-Regierung 
und den Regierungen der Nachba r l ände r F ü h l u n g aufgenom­
men, u m eine Formel zu finden, wie die Vereinten Nationen 
helfen könnten , die Spannung i n diesem Gebiet zu verringern. 
W ä h r e n d Saudi-Arabien und Jordanien die Partei des ge­
s tü rz t en Iman ergriffen haben, u n t e r s t ü t z e n ägypt ische T r u p ­
pen die neue Regierung. Bunche besuchte auf seiner E r k u n ­
dungsmission verschiedene S t äd t e i m Jemen, hatte Be­
sprechungen i n Aden und i n Kairo . Er gab nach seiner 
Rückkeh r nach New Y o r k einen eingehenden Situations­
bericht, und U Thant sucht durch die K a n ä l e der „sti l len 
Diplomatie" nach Möglichkei ten, dem fast ha lb j äh r igen B ü r ­
gerkrieg i m Jemen ein Ende zu setzen. Der G e n e r a l s e k r e t ä r 
e rk l ä r t e , d a ß sich das „psychologische K l i m a " w ä h r e n d der 
letzten Wochen sehr verbessert habe. Die Vereinigten Staaten 
versuchten ebenfalls, die Spannungen zu beheben, und 
hielten ihn ü b e r den Fortgang ihrer eigenen B e m ü h u n g e n 
auf dem laufenden. 

A m 29. A p r i l unterzeichneten schließlich die Vereinigte 
Arabische Republik und Saudi-Arabien ein Abkommen, durch 
das sie sich zur Beendung ihrer Interventionen i m B ü r g e r ­
krieg i m Jemen verpflichteten. A m 30. A p r i l gab General­
s ek re t ä r U Thant bekannt, d a ß er den Stabschef der U N -
Kommission für die Ü b e r w a c h u n g des Waffenstillstands i n 
Jerusalem, den schwedischen Generalmajor von Horn, nach 
dem Jemen entsandt habe, u m die Organisation einer neuen 
Beobachtermission der Vereinten Nationen zu ü b e r n e h ­
men. Nach dem von Saudi-Arabien und der Vereinigten 
Arabischen Republik abgeschlossenen Vertrage w i r d eine 
entmilitarisierte Zone von je zwanzig Ki lometern auf jeder 
Seite der Grenze zwischen Saudi-Arabien und dem Jemen 
errichtet. Eine Gruppe von etwa 50 UN-Beobachtern w i r d 
diese Zone kontroll ieren wie auch die Häfen und Flugplä tze , 
übe r die bisher ägyptische Hilfe i n den Jemen geleitet wurde. 
Einige Flugzeuge und Kraftwagen werden für diese neue 
Beobachtermission der Vereinten Nationen benöt igt . 

5. Weltraumgesetzgebung 
Der Unte rausschuß für die juristischen Probleme des Wel t ­
raums hielt seine zweite Sitzung ab, u m die B e m ü h u n g e n zur 
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Schaffung eines Weltraumgesetzes fortzusetzen, damit „das 
große Abenteuer der Astronauten nicht durch Mangel an j u r i ­
stischer Vers tänd igung behindert werde". Doch es herrschen 
Befürchtungen, d a ß die Differenzen zwischen den Vereinig­
ten Staaten und der Sowjetunion ü b e r ein Raumgesetz erste 
Schritte für eine Zusammenarbeit im Raum zwischen diesen 
beiden Mächten verhindern könn ten . Nach e in jähr igen 
russisch-amerikanischen Verhandlungen hatten die beiden 
Mächte kürzl ich eine begrenzte Zusammenarbeit für Exper i ­
mente mi t Wetter- und Nachrichtensatelliten vereinbart. 
Jetzt scheint es so, d a ß die Sowjetunion nur dann zu dieser 
wissenschaftlichen Zusammenarbeit bereit ist, falls Amer ika 
den Sowjetvorschlägen für ein Raumgesetz zustimmt. Viele 
dieser Vorschläge, die wiederum dem UN-Ausschuß unter­
breitet wurden, sind für die Vereinigten Staaten unannehm­
bar. Die jetzt vorgelegten Prinzipien sind i m wesentlichen 
die gleichen, die dem Ausschuß i m vorigen Jahre unterbreitet 
worden sind. Die Russen bestehen vor allem darauf, d a ß 
Vorhaben i m Raum nur von Staaten durchgeführ t werden 
dürfen. Dies w ü r d e wirtschaftliche Experimente, wie der 
von der amerikanischen Telephongesellschaft betriebene 
„Tels ta r" für Nachrichten und F e r n s e h ü b e r t r a g u n g e n , aus­
schließen. Nach der Sowjetforderung sollte auch ein Bann 
gegen den Gebrauch mil i tär ischer , sogenannter Spionage­
satelliten ausgesprochen werden. Die amerikanische L u f t ­
waffe hat eine Reihe solcher „Samos" -Erkundungssa te l l i t en 
abgeschossen. 

6. Sicherheitsrat 
Der Sicherheitsrat beriet i m A p r i l ü b e r eine Beschwerde 
Senegals, d a ß zwei Flugzeuge aus Portugiesisch-Guinea 
Raketen auf das Grenzdorf Bouniak i m Senegal abgefeuert 
sowie das Dorf unter Maschinengewehrfeuer genommen 
hä t t en . Eine L e h m h ü t t e sei zers tör t und ein K i n d verletzt 
worden. Portugal seinerseits leugnete, daß ein solcher Z w i ­
schenfall ü b e r h a u p t stattgefunden habe. Doch die Mitglieder 
des Rates kamen zu der Uberzeugung, d a ß die Beschwerde 
zu Recht bestehe, aber die Mehrzahl war überzeugt , d a ß der 
Zwischenfall nicht b e w u ß t herbe igeführ t worden sei. I n 
einem e inmüt igen Beschluß wurde das portugiesische Bom­
bardement „bedauer t " , aber keine weitere M a ß n a h m e ge­
fordert. Die Entschl ießung, die von Ghana und Marokko 
vorgelegt worden war, fordert die portugiesische Regierung 
auf, alle notwendigen M a ß n a h m e n zu ergreifen, u m jeder 
Verletzung der Souve rän i t ä t Senegals und seiner terr i tor ia­
len In tegr i t ä t vorzubeugen. 
Anfang März forderte Ghana eine Tagung des Sicherheits­
rates, u m einen Bericht aus dem Jahre 1961 ü b e r den Tod 
des f rühe ren kongolesischen Min is te rpräs iden ten Pratrice 
Lumumba nach dessen seinerzeitigem erzwungenem Trans­
port von Léopoldvi l le nach Katanga zu prüfen . Dieser ü b e r ­
raschende Schritt Ghanas st ieß auf schärfs ten Widerspruch 
der Regierung vom Kongo (Léopoldville), die ihn als unzu­
lässigen Eingriff i n ihre souve ränen Rechte bezeichnete. 
Darauf zog Ghana seinen Antrag zurück und ersuchte den 
Sicherheitsrat, zur Zeit keine A k t i o n „wegen besonderer 
Vorstellungen der Kongo-Regierung" zu ergreifen. 
Indien erhob i n einem Schreiben an den Rat i m März 
schärfs ten Protest gegen ein kürzliches Abkommen zwischen 
Pakistan und Rotchina ü b e r die Festlegung eines Teiles der 
Kaschmirgrenze. I n dem Protest wurde e rk lä r t , daß das in 
Frage kommende Gebiet zu Indien gehöre und das Abkommen 
daher keinen anderen Status habe als den einer Aggression. 
Nach indischer Ansicht handelt es sich u m ein Gebiet von 
übe r 5 000 Quadratkilometern, das Pakistan ungesetzlich an 
China abgetreten habe. Indien e rk lä r t , d a ß Kaschmir ein 
integraler Tei l seines Gebietes sei, und Pakistan ein Dr i t t e l 
des Landes unbefugt besetzt halte. Pakistan hingegen ist 
der Ansicht, daß Kaschmir seine Zukunft durch eine von der 

UNO empfohlene Volksabstimmung entscheiden solle. Der 
Delegierte Pakistans, Botschafter Zafrulla Khan, antwortete 
i n einem Schreiben an den Rat, daß die indische Beschwerde 
ohne jede Grundlage w ä r e . Er betonte, d a ß das Abkommen 
m i t Peking provisorisch sei und erneut beraten werden soll, 
wenn der Streit zwischen Pakistan und Indien ü b e r dieses 
Gebiet geregelt sein w ü r d e . Er wies den V o r w u r f zurück, 
d a ß Pakistan ü b e r indisches Gebiet verfügt habe. Das A b ­
kommen sei nur ein Versuch, die Grenzen festzulegen, u m 
jede möglichen Mißvers tändnisse zu vermeiden. 
Da zur Zeit direkte indisch-pakistanische Gespräche ü b e r 
eine mögliche Regelung des Kaschmir-Streites stattfinden, 
ergriff der Rat bisher keinerlei M a ß n a h m e . 

I I . Fortgang der Entkolonialisierung 

Es gibt noch rund 100 Terri torien auf der Weltkarte, die 
meisten von ihnen ve rhä l tn i smäß ig kleine Tupfen, deren 
Völker bisher keine Selbstbestimmung haben. Doch einige 
dieser Gebiete sind reichlich groß, und ih r politischer Z u ­
stand als Reste des Kolonialismus bedeutet nach Ansicht 
vieler Mitglieder der Vereinten Nationen eine s t änd ige Be­
drohung für den Frieden und die Sicherheit der Welt . Die 
Generalversammlung hatte daher einen permanenten Aus­
schuß geschaffen, der die Aufgabe hat, die Selbstbestimmung 
vo rwär t s zu t r e iben und Wachtposten d a r ü b e r zu stehen, ob 
sich i n den abhängigen Gebieten Situationen entwickeln, die 
Frieden und Sicherheit bedrohen. I n diesem Fä l l e sei der 
Weltsicherheitsrat zu alarmieren. Dieser aus 24 Mitgl iedern 
bestehende Ausschuß tagte in der Berichtszeit und beschäf­
tigte sich mi t zahlreichen abhäng igen Gebieten. 

1. Sanktionen gegen Portugal gefordert 
Tatsächlich beschloß der Ausschuß nach heftiger Debatte, 
die sofortige Aufmerksamkeit des Sicherheitsrates auf die 
Lage in den Gebieten unter portugiesischer Herrschaft zu 
ziehen. Eine Entschl ießung wurde angenommen, die geeig­
nete M a ß n a h m e n des Rates, Sanktionen eingeschlossen, ver­
langt, u m Portugals Mitarbei t an f rüheren UN-En t sch l i eßun­
gen zu sichern, die Beendigung der Un te rd rückung i n diesen 
Gebieten sowie sofortige Schritte fordern, u m ihre Unab­
hängigkei t herbe izuführen . Portugal e rk l ä r t weiterhin, d a ß 
diese Gebiete integraler Tei l des Staates seien und die 
Vereinten Nationen deshalb kein Recht zur Intervention 
hä t t en . I n der neuen Entschl ießung w i r d m i t tiefem Be­
dauern und großer Sorge die fortgesetzte Weigerung Por tu ­
gals vermerkt, m i t den Vereinten Nationen zusammenzu­
arbeiten, und seine Haltung den Gebieten gegenüber auf 
das schärfs te verurtei l t . Es w i r d e rk lä r t , d a ß Portugal seine 
U n t e r d r ü c k u n g s m a ß n a h m e n gegen die eingeborene Bevö l ­
kerung i n Angola und anderen Gebieten for t - und zu diesem 
Zwecke mil i tär ische Kräf te einsetze. Die Entschl ießung wurde 
m i t 19 Stimmen bei 5 Enthaltungen angenommen. F ü r 
sie stimmten die 12 afroasiatischen Mitglieder des Aus­
schusses sowie Jugoslawien, die Sowjetunion, Bulgarien und 
Polen. Der Stimme enthielten sich die USA, Großbr i t ann ien , 
Australien, D ä n e m a r k und Ital ien. Die Ansicht dieser 5 
Staaten war, daß Sanktionen nicht das richtige M i t t e l seien, 
und daß neue B e m ü h u n g e n fruchtbarer sein könn ten , Por­
tugal zu über reden , den Bevö lke rungen seiner Terri torien 
die Selbstbestimmung zu g e w ä h r e n . 

2. Südrhodesien — Gespräche in London 
Der Ausschuß beschloß ferner, einen Unte rausschuß nach 
London zu entsenden, u m die Aufmerksamkeit der Britischen 
Regierung auf die explosive Lage i n Südrhodes ien zu lenken 
und sie u m Durch führung der von der Generalversammlung 
gefaßten Entschl ießungen ü b e r dieses Gebiet zu ersuchen. 
Die Versammlung hatte i m besonderen gefordert, d a ß die 
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derzeitige Verfassung Südrhodes iens durch eine neue er­
setzt werde, die die Rechte der afrikanischen Mehrheit siche­
re. G r o ß b r i t a n n i e n hatte e rk l ä r t , daß es eine solche Ä n d e ­
rung nicht erzwingen könne , da Südrhodes ien innere Selbst­
verwaltung habe. Doch London stimmte zu, die Vertreter des 
Entkolonisierungsausschusses am 22. A p r i l zu empfangen, 
u m ü b e r die Situation zu sprechen. Der Ausschuß appellierte 
erneut an Großbr i t ann ien , alle M a ß n a h m e n zu ergreifen, u m 
einer Verschärfung der bereits explosiven Situation vor ­
zubeugen; er wies auf die schweren Folgen hin, die die For­
derung der Minderheitsregierung Winston Fields' nach so­
fortiger U n a b h ä n g i g k e i t Südrhodes iens haben w ü r d e . Der 
P r ä s i d e n t der Afrikanischen Volksunion Südrhodes iens , der 
aktivsten afrikanischen Bewegung i n diesem Gebiet, Joshua 
Nkomo, hatte vor dem Ausschuß zuvor ausgesagt, d a ß die 
Bevö lke rung Südrhodes iens sich nicht einer starren Regie­
rung w e i ß e r Rassenrechtler beugen könne , die die völl ige 
Zerschlagung der afrikanischen Opposition suche. 

3. Südwestafrika und Aden 
Der Entko lon i s ie rungsausschuß beschäft igte sich anschl ießend 
m i t der Lage i n Südwes ta f r ika , der f rühe ren deutschen 
Kolonie, die von der Südafr ikanischen Union unter einem 
Mandat des alten Völke rbundes verwaltet w i r d . Die Debatte 
schloß m i t einer erneuten Verurtei lung Südafr ikas , mi t be­
sonderer Betonung der A p a r t h e i d - M a ß n a h m e n , die die Ver­
waltungsmacht durchgeführ t hat. Es wurde kein Beschluß 
gefaßt ; mehrere Sprecher forderten Entzug des Mandates 
und Errichtung einer Form direkter U N - P r ä s e n z i n S ü d ­
westafrika, u m das Gebiet auf Unabhäng igke i t vorzubereiten. 
Auch der amerikanische Vertreter schlug vor, d a ß M a ß n a h ­
men erwogen werden sollen, u m Südaf r ika dazu zu bringen, 
eine permanente oder zeitweilige U N - P r ä s e n z zu akzeptieren. 
Der britische Vertreter sagte, es w ä r e unweise, eine end­
gül t ige A k t i o n zu beginnen, ehe der Internationale Ge­
richtshof, dem die Frage Südwes ta f r ika vorliege, sein Ur te i l 
gefällt habe. Indien forderte Ubergabe der Frage an den 
Sicherheitsrat. Eine Gruppe p rü f t jetzt die verschiedenen 
Vorschläge. 

Dann ging der Ausschuß zu einer Debatte ü b e r das Protek­
torat Aden über , das durch Vertrag an Großbr i t ann i en ge­
knüpf t ist. Der Vertrag reserviert England die Außenpol i t ik 
und Landesverteidigung, betont aber als Endziel die Unab­
hängigkei t . Die arabischen Mitglieder des Ausschusses schla­
gen Entsendung einer UN-Mission nach Aden und das 
Hinter land vor, u m festzustellen, welche Schritte unternom­
men werden könn ten , u m das Recht auf Selbstbestimmung 
zu sichern, wobei die Möglichkeit einer Vereinigung m i t dem 
Jemen erhofft w i r d . Großbr i t ann ien steht i n scharfer Oppo­
sition gegen den Besuch einer solchen Mission. 

I I I . Finanzierungssorgen und Polizeitruppe 

Zwei Monate lang beriet die aus 21 Mitgliedern bestehende 
„Arbe i t sg ruppe zur P r ü f u n g der b u d g e t ä r e n Verfahren der 
U N " , die von der Generalversammlung eingesetzt worden 
war, die Möglichkeiten, wie vor allem die „Fr i edense rha l t en ­
den Funktionen" der Weltorganisation finanziert werden 
könn ten . Z u m Schluß der langen Beratungen e r k l ä r t e die 
Gruppe, es sei ih r nicht möglich gewesen, zu einer Empfeh­
lung zu gelangen, die die allgemeine Zustimmung ihrer 
Mitglieder gefunden hä t t e . I n einem Bericht zuhanden der 
Sondertagung der Generalversammlung, die am 14. M a i 
zusammentritt, e r k l ä r t e die Arbeitsgruppe, sie habe die ver­
schiedenen individuellen Ansichten der Mitglieder zu ver­
schiedenen Prinzipien feststellen können . Viele Mitglieder 
stimmten übere in , d a ß zur Finanzierung künf t iger friedens­
erhaltender Operationen die kollektive Verantwortung aller 
UN-Mitgl ieder i n Betracht gezogen werden sollte sowie die 
Fäh igke i t der verschiedenen Mitglieder, die erforderlichen 

Im Auftrag von Papst Johannes X X I I I . überreichte Kardinal Suenens, 
Erzbischof von Mechelen-Brüssel und Primas von Belgien, dem Ge­
neralsekretär am 13. Mai in New York eine Sonderanfertigung der 
Enzyklika F R I E D E N A U F E R D E N mit eigenhändiger Widmung. 

Bei t räge zu leisten. Doch ü b e r die Durch führung solcher 
Prinzipien herrschten weitgehende Differenzen. Es w i r d von 
der Arbeitsgruppe berichtet, d a ß 67 der 110 Mitgliedstaaten 
m i t Zahlungen für die Operationen i m Kongo i n Verzug seien, 
w ä h r e n d 57 Mitglieder noch Zahlungen für die UN-Friedens­
armee i m Nahen Osten zu leisten h ä t t e n . I n einem Arbei ts­
papier, das von Argentinien, Brasilien, Indien, Kamerun, 
Nigeria und Pakistan vorgelegt wurde, werden die Staaten, 
die aus politischen oder juristischen G r ü n d e n . i h r e Zahlungen 
zurückha l t en , aufgefordert, durch Zahlung ihrer Be i t r äge 
besondere Anstrengungen zu machen, u m die finanziellen 
Schwierigkeiten der Weltorganisation zu beheben. Den L ä n ­
dern, die wegen eigener p e k u n i ä r e r Schwierigkeiten i n Ver­
zug sind, werden besondere Abmachungen m i t dem General­
s ek re t ä r empfohlen, u m vielleicht durch Teilzahlungen ihre 
Rücks t ände aufzuholen. Der Sowjetblock steht wei te rh in auf 
dem Standpunkt, d a ß er der Weltorganisation ke in Geld 
schulde, da alle Fragen, die die friedenserhaltende Mission 
der Vereinten Nationen be t rä fen , einzig und al lein i n den 
Bereich des Sicherheitsrates fielen, und hierzu gehöre auch 
die Finanzierung. Auch Frankreich verweigert die Zahlungen, 
da es nicht für die U N - M a ß n a h m e n i m Kongo gestimmt habe. 
Die Vereinten Nationen glauben, die Abwicklung ihrer m i l i ­
t ä r i schen Phase i m Kongo, die Ende des Jahres beendet sein 
soll, aus den E r t r ä g e n der UN-Anle ihe finanzieren zu können . 
Die am 14. M a i beginnende Sondertagung der Generalver­
sammlung hat sich vor allem m i t der Finanzierung künf t ige r 
Friedensaktionen zu befassen. Sie m u ß i n ihren Beratungen 
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von vorne beginnen, nachdem die von ihr eingesetzte Arbei ts­
gruppe keine Empfehlung geben konnte. Langwierige Be­
ratungen werden erwartet, da die Sowjetunion durch ihr 
finanzielles Veto die Generalversammlung zwingen w i l l , i n 
Zukunf t auf Beschlüsse zur Entsendung von UN-Truppen 
zu verzichten, w e i l dies Aufgabe des Sicherheitsrates sei. 
Sämt l iche bisherigen UN-Friedenstruppen wurden nach Be­
schlüssen der Generalversammlungen zusammengestellt. Eine 
Hilfe, die die finanziellen Lasten i n Zuknuft vermindern mag, 
w i r d von den skandinavischen L ä n d e r n angeboten. Schweden, 
Norwegen und D ä n e m a r k haben bekanntgegeben, daß sie 
gemeinsam eine UN-Einhei t von 3 000 Mann als bereit­
stehende Reserve als Polizeimacht zur Verfügung stellen 
wollen. Seit vielen Jahren wurde versucht, eine s tändige 
UN-Polizei aufzustellen, doch der Genera l s t absausschuß des 
Sicherheitsrates ist seit August 1948 — das he iß t seit 15 
Jahren — festgefahren. Versuche der Generalversammlung 
zur Aufstellung einer s tänd igen Polizeimacht wurden nach 
einer Debatte i m Jahre 1959 aufgegeben. Die s tändige skandi­
navische Reserve w ü r d e von den drei L ä n d e r n finanziert 
werden. 

I V . Wirtschaftliche und soziale Tätigkeit 

1. Soziale Weltlage 

Der Wirtschafts- und Sozialrat hielt seine d ies jähr ige F r ü h ­
jahrstagung i n New York vom 24. A p r i l bis zum 10. M a i 
ab. Die Betonung w ä h r e n d der ersten Sitzungen lag auf 
Entwicklungsplanung i m Rahmen der UN-Entwicklungsde-
kade. Die Notwendigkeit für eine ausgeglichene Entwicklung 
und Aus führung der kommenden Beschlüsse ü b e r die Pla­
nung hinaus wurde allgemein anerkannt. Angesichts der 
Tatsache, d a ß nicht nur i n Industriestaaten, sondern auch in 
En twick lungs ländern mil i tär ische Ausgaben einen großen Teil 
der nationalen Budgets ausmachen, wurde auf die unge­
n ü g e n d e n Finanzierungsmittel hingewiesen, deren Mangel 
ein Haupthindernis für sozialen Fortschritt i n den meisten 
L ä n d e r n ist. I n der Welt werden heute mehr als 120 M i l l i a r ­
den Dollar — das sind 480 Mil l ia rden M a r k — für Mi l i t ä r ­
ausgaben verwendet. Von vielen Rednern wurde darauf 
hingewiesen, wie groß der Nutzen für die Menschheit sein 
könnte , wenn ein Tei l der Energien und Gelder für mi l i t ä ­
rische Verwendung i n wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
umgeleitet werden könn te . Doch seit 1950 wurde kaum ein 
Fortschritt i n der Lösung dieses wesentlich politischen Pro­
blems erzielt. Den Beratungen lag vor allem ein Bericht ü b e r 
die „Soziale Weltlage" vor, der von den Delegierten eifrig 
studiert wurde. 

„Ein schockierendes Dokument" nannte der amerikanische 
Delegierte diesen Bericht, der i n seiner Ausführ l ichkei t ein 
ungeschminktes B i l d der sozialen Entwicklung unserer Welt 
w ä h r e n d des letzten Jahrzehnts gibt. Har tnäck ige A r m u t be­
herrscht weite Teile unserer Erde. Trotz aller Fortschritte 
leben mehr Menschen auf einem niedrigeren Lebensstan­
dard, es gibt i n vielen Gebieten mehr Wohnungslose, mehr 
Arbeitslose, mehr Kranke und mehr jugendliche Kr imine l le 
als vor einem Jahrzehnt. Der ganze Bericht ist von der 
Bevölkerungsf rage beherrscht und zeigt, d a ß die beschleunigt 
wachsende Bevö lke rung wie eine Sturmflut gegen sämtl iche 
B e m ü h u n g e n u m Fortschritt anprallt . Die K l u f t zwischen 
Indus t r i e l ände rn und Entwick lungs ländern klaff t weiter aus­
einander denn je. So zeigt ein Bericht der E r n ä h r u n g s - und 
Landwirtschaftsorganisation der U N den Kontrast zwischen 
Weltarmut und Prospe r i t ä t an einem Beispiel: Uber die Hälf te 
der Wel tbevölkerung lebt i n Ostasien m i t nur einem Vier te l 
der vorhandenen Weltnahrung, w ä h r e n d 29 v H der Welt ­
bevö lke rung , die i n Europa, Nordamerika und Ozeanien leben, 
57 v H dieser zur Verfügung stehenden Nahrung verzehren 

können . I n den üb r igen Teilen der Welt ist die Situation 
besser als i m Fernen Osten, aber bei weitem nicht zufrie­
denstellend. 

2. Bericht über eine Dekade sozialer Entwicklung 
Zum ersten Male haben sämtl iche Organisationen der Ver­
einten Nationen gemeinsam einen derartigen i n die Tiefe 
gehenden Bericht ü b e r die soziale Weltlage ü b e r eine bis 
auf 1950 zurückgehende Periode zusammengestellt und dem 
Wirtschafts- und Sozialrat unterbreitet. Die Dokumente, die 
i n zwei dicken B ä n d e n zusammengefaß t sind, geben das 
folgende allgemeine B i l d : 

Der soziale Fortschritt ist auf den verschiedenen Entwick­
lungsebenen ungleich, sowohl in Einze l ländern wie i n den 
verschiedenen sozialen Gruppen innerhalb dieser L ä n d e r . 
I n den En twick lungs ländern wurden große Fortschritte i m 
Gesundheitswesen und in der Erziehung gemacht, w ä h r e n d 
die E rnäh rungsen tw ick lung weniger zufriedenstellend war. 
Völlig unzureichend ist die Entwicklung i m Wohnungsbau, 
i n Beschäftigung, Einkommen und Verbrauch, besonders unter 
den ä r m e r e n Klassen i n ä r m e r e n Lände rn , wo ü b e r h a u p t 
keine Besserung festgestellt werden konnte. „Die Revolution 
wachsender Hoffnungen" in diesen L ä n d e r n schritt v i e l 
schneller voran als der Lebensstandard. Das statistisch so 
spek t aku l ä r e Absinken der Todesrate w ä h r e n d dieser De­
kade hat größere Bedeutung für die Q u a n t i t ä t als die Qual i ­
t ä t des Lebens gehabt. I n den En twick lungs l ände rn leiden 
noch schätzungsweise 900 Mil l ionen Menschen unter durch 
U n t e r e r n ä h r u n g verursachten Krankheiten. I n den Industrie­
ländern , i n denen diese Krankheitserscheinungen beinahe 
unbekannt sind, geben hingegen Herzkrankheiten, Krebs, 
Geisteskrankheiten und die Unfal lhäufigkei t , meist durch 
Autounfäl le , zu steigender Besorgnis An laß . 
Die Q u a n t i t ä t der Erziehung hat übe ra l l erheblich zugenom­
men, aber eine Anpassung der Erziehungssysteme an die 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten ist erforderlich. Trotz des 
Anstieges der Geschulten ist i n einer Reihe von L ä n d e r n die 
Zahl der Analphabeten durch die rapide Bevö lke rungszu ­
nahme stark gewachsen. Das persönliche Einkommen, das als 
nur bedingter Wertmesser sozialen Fortschrittes bewertet 
werden kann, zeigt i n armen L ä n d e r n den geringsten Anstieg, 
und auch auf diesem Gebiet ist die K l u f t zwischen armen und 
reichen L ä n d e r n gewachsen. Schnellstes Wachstum erfolgte 
i n der Bundesrepublik Deutschland, Österre ich, Griechen­
land, Israel und Japan. Das Einkommen wuchs auch in 
schnellerem Tempo in den L ä n d e r n m i t zentraler Planung, 
also i n Osteuropa. Die Einkommensverteilung steht in vielen 
En twick lungs ländern i n einem vollkommenen Mißverhä l tn i s . 
Hier kam die Steigerung des Sozialproduktes der Minderheit 
der bereits Wohlhabenden zugute. I n den reicheren L ä n ­
dern scheinen besonders Minderheitengruppen benachteiligt. 
Beste Fortschritte in der Einkommensverteilung machten 
die europäischen Länder , i n denen es zur Zeit keine Arbeits­
losigkeit gibt. 

3. Der Druck steigender Weltbevölkerung 
Die Wel tbevölkerung hat sich i n einem Jahrzehnt u m etwa 
485 Mil l ionen vermehrt, das he iß t u m 19 v H , und es w i r d 
geschätzt, daß sie i m Jahre 2 000 auf ü b e r 6 Mil l iarden ge­
stiegen sein w i r d . I n Afr ika , Asien und Lateinamerika be t r äg t 
die Geburtenrate ü b e r 35 auf 1 000, w ä h r e n d sie in den I n ­
dus t r i e l ändern zwischen 15 und 25 je 1 000 schwankt. Die 
Demographen wenden sich gegen jede Generalisierung g ü n ­
stiger oder ungüns t ige r Wirkungen des Bevö lke rungswachs ­
tums auf das wirtschaftliche Wachstum. Hier kommt es auf 
verschiedene Faktoren, wie die Wachstumsrate, den Stand 
der Technik und der ve r fügba ren Rohstoffquellen an. Wo 
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Rohstoffquellen spärl ich und die Technik unentwickelt ist, 
und es vor allem an a n b a u f ä h i g e m Lande fehlt, wie i n vielen 
Teilen Asiens, hat der Bevölkerungsans t i eg der Verbesserung 
des Lebensstandards entgegengewirkt. I n westlichen L ä n d e r n 
hingegen hat das Wachstum zum Anwachsen der ver fügbaren 
Arbe i t sk rä f t e geführt , das zusammen mit Produktionssteige­

rung pro Arbeiter güns t ige Resultate zeigt. 
Obgleich das Thema Geburtenkontrolle wegen seiner kon­

troversen Natur i n den Vereinten Nationen bisher gemieden 
wurde, w i r d der Kommission für Sozialfragen angeraten, 
d a ß die Weltorganisation den Mitgliedstaaten beim Studium 
dieses Problems behilflich sein soll. Die Notwendigkeit irgend­

einer A r t von Kontrol le i n den Entwick lungs l ände rn stehe 
auße r Frage. Das Problem, das die Kontroverse schaffe, sei 
nicht, ob Familien i n überbevö lke r t en , unterentwickelten 
Gebieten ü b e r h a u p t Geburtenkontrolle ausüben sollten, son­

dern ob der Staat unter gewissen U m s t ä n d e n durch Einsatz 
moderner Methoden das Recht habe, diese Kontrol le zu 
propagieren. 

4. Sozialer Strukturwechsel 
Angesichts des raschen technischen Fortschritts meistern die 
entwickelten L ä n d e r schneller einen Strukturwechsel als die 
unterentwickelten Gebiete. Überschüss ige Arbei t skräf te , bei­

spielsweise aus Landwirtschaft, Bergbau und Textilindustrie, 
müssen umgeschult werden. Es besteht ein Überschuß an 
ungeschulten Kräf ten , w ä h r e n d i n den neu wachsenden 
Industrien geschulte Kräf t e fehlen. Die Situation schafft 
schwere soziale und wirtschaftliche Probleme, die sich be­

sonders i n Nordamerika fühlbar machen, jedoch auch i n 
Westeuropa auftauchen. 
Die Studie zähl t die Sorgen auf, die sich vor allem i n Nord­

amerika, aber auch i n Westeuropa i n dieser Dekade vertieft 
haben: Leben von Minderheitengruppen — vor allem i n 
Amerika — unter Substandardbedingungen, oft i n Slums, die 
hinter der technischen Entwicklung und dem dadurch be­

dingten Strukturwandel zurückble iben. Ungenügende r Status 
der ä l te ren Bevölke rung i n der modernen Gesellschaft, U n ­

ruhe unter der Jugend, Jugendarbeitslosigkeit wegen unge­

nügende r Kenntnisse, Steigen der Jugendkr imina l i t ä t , zu 
starke psychologische Spannung, unnö t ige r Zeitverlust durch 
zu weite Ausdehnung der Städ t e und Verkehrsverstopfung. 
Weitverbreitete Furcht, die aus dem ideologischen Welt­

konf l ik t und der Drohung eines Atomkrieges entsteht. I n den 
Entwicklungsgebieten Afrikas überscha t te t der Trend, alte 
Traditionen i n neue Nationalstaaten zu formen, und die Or­

ganisierung dieser Staaten alle übr igen Fragen. I n Asien 
stehen die Probleme, die sich aus allgemeiner A r m u t und 
dem gewaltigen Bevölkerungsdruck ergeben, i m Vorder­

grund. Hier ist auch die Suche nach einem Wandel sozialer 
Strukturen am s tä rks ten . Lateinamerika und der Mitt lere 
Osten zeigen eine starke, aber unausgeglichene Entwicklung. 
I n allen Entwick lungs l ände rn ragen folgende gemeinsame 
Probleme heraus: 

Das schnelle Bevö lke rungswachs tum stellt zu hohe Ansprüche 
an soziale und wirtschaftliche Entwicklung. Der durch Er­

folge auf dem Gesundheitswesen steigende Bevö lke rungs ­

druck ist größer als die wachsende Produktion. Die K l u f t z w i ­

schen der Minderheit i n der modernen Wirtschaft und den 
Massen wächst . Zu großer Verbrauch i m Reichtum, der oft 
durch schnellen Verdienst ohne Rücksicht auf soziale Ent­

wicklung erzielt wurde, inmit ten großer Armut . Z u lang­

same landwirtschaftliche Entwicklung und Abwanderung der 
wenigen qualifizierten Kräf t e aus den größ ten Notgebieten 
l ä h m e n den Fortschritt. 
A u f der Aktivseite verzeichnet der Bericht der Vereinten 
Nationen jedoch das Wachsen einer neuen internationalen 
Ethik gegenseitiger Hilfe und gegenseitigen Beistandes — 
eine weltweite Bewegung für Entwicklungshilfe. 

5. Kommission für die Rechtsstellung der Frau 
Die Kommission der Vereinten Nationen für die Rechts­

stellung der Frau hielt i m März ihre Tagung i n New Y or k 
ab und beschäftigte sich m i t Fragen der politischen und 
wirtschaftlichen Rechte der Frau, ihrer Stellung i m Zivilrecht 
und ihren Möglichkeiten für höhe re Ausbildung. Der Unter­

gene ra l s ek re t ä r С. V. Narasimhan betonte vor der Kommission, 
daß seit dem Jahre 1946 große Fortschritte i n der Sicherung 
politischer Frauenrechte gemacht worden seien. Damals hatten 
Frauen nur i n 40 Staaten politische Rechte, w ä h r e n d sie 
heute i n 100 L ä n d e r n solche Rechte besitzen. I n fast allen 
jetzt unabhäng ig gewordenen Staaten haben Frauen die 
gleichen politischen Rechte wie die Männer . Der j üngs t e 
Staat, der gleiche Frauenrechte v e r k ü n d e t habe, sei der I ran , 
wo ab nun Frauen wahlberechtigt und w ä h l b a r seien. I n 
einem Bericht vor der Kommission w i r d angeführ t , d a ß 
Frauen noch i n 9 L ä n d e r n kein Wahlrecht haben, und zwar: 
Afghanistan, Irak, Jordanien, Libyen, Liechtenstein, Nord ­

Nigeria, Saudi­Arabien, Schweiz und Jemen. I n fünf w e i ­

teren L ä n d e r n seien ihre Rechte den M ä n n e r n gegenüber 
begrenzt: Guatemala, Portugal, San Marino, Sudan und 
Syrien. 

Die Kommission nahm mehrere Entschl ießungen an, die dazu 
bestimmt sind, Frauenrechte auf verschiedenen Gebieten zu 
sichern. Regierungen wurden aufgefordert, M a ß n a h m e n zu 
treffen, daß Frauen i n Fragen der Ausbildung und Beschäft i ­

gung die gleichen Möglichkeiten haben sollen wie die Männer . 
Der Genera l sek re t ä r wurde gebeten, die Möglichkeiten zu 
prüfen , wie Projekte für die F ö r d e r u n g der Frau i n Ent­

wick lungs ländern durchgeführ t werden können . Weiterhin 
wurde ein Studium vorhandener internationaler M i t t e l ange­

regt, die für den Fortschritt der Frau eingesetzt werden 
können , um volle Teilnahme der Frau i m wirtschaftlichen 
und sozialen Leben zu ermöglichen. 

Um eine gefährliche Entwicklung an den Grenzen Jemens zu stop­
pen, senden die Vereinten Nationen im Einvernehmen mit den be­
teiligten Mächten Jemen, Vereinigte Arabische Republik und Saudi­
Arabien gegenwärtig eine militärische Mission unter der Leitung 
des schwedischen Generals von Horn in das Krisengebiet. 
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Der Akzent der Tagung lag i n der Suche nach Möglichkeiten 
zur wirtschaftlichen und sozialen Gleichberechtigung der 
Frau i n den jungen Nationen mi t Hilfe der dort arbeitenden 
Organe der Vereinten Nationen. 

Schluß 

Die Berichtszeit umfaß t eine Zwischenperiode bis zum Z u ­
sammentritt der Sonderkonferenz für die Finanzierung von 
Friedensaktionen am 14. Mai . Diese Tagung der General­
versammlung mag entscheidende Bedeutung für die weitere 
Zukunft der Weltorganisation haben. Denn gerade ihre 
politische Feuer löschtä t igkei t seit der dramatischen Suezkrise 
hat die Vereinten Nationen zu dem wichtigen Organ gemacht, 
das sie heute sind. Das r egu lä re Budget für das Funkt io­
nieren der Organisation an sich ist nicht gefährdet . Aber die 
Delegierten werden endlich entscheiden müssen , woher das 
Geld für Friedenspolizei, Vermittlungsaktionen an Ort und 
Stelle, Sorge für Einhaltung eines Waffenstillstands oder 
neutrale Beobachter kommen soll. Sie m ü s s e n entscheiden, 
ob es i n Zukunft ein finanzielles Veto geben darf, das die 
Organisation l ä h m e n w ü r d e . Die Zeit der Ü b e r b r ü c k u n g s -

m a ß n a h m e n , wie es die UN-Anleihe für den Kongo eine ist, 
ist vo rüber , zumal der g röß te Geldgeber, die Vereinigten 
Staaten von Amerika, e r k l ä r t hat, er werde i n Zukunft nicht 
mehr i n die Tasche greifen, u m die Lücken zu stopfen, die 
dadurch entstehen, daß andere Mitglieder ihren Verpfl ichtun­
gen nicht nachkommen. 
Doch auch i n dieser Zwischenperiode wurde v ie l gearbeitet; 
w i r k ö n n e n i n unserer Übers icht bei weitem nicht alle Ver ­
handlungen nennen, die i m Rahmen der Vereinten Nationen 
durchgeführ t wurden. Ein besonders umfassendes Werk war 
der weitausholende Bericht ü b e r die soziale Weltsituation und 
deren Entwicklung w ä h r e n d des letzten Jahrzehnts, auf den 
der Sozialausschuß des Wirtschafts- und Sozialrates die Be­
ratungen seiner jetzigen Tagung s tütz t . Zum ersten Male ist 
ein demographisches, wirtschaftliches und soziales Werk, das 
die ganze Welt erfaßt , i n diesem Umfang zusammengetragen 
worden. Der Kampf gegen Hunger und Not wurde i n den 
letzten beiden Monaten ve r s t ä rk t vorgetragen. Er ist nicht 
so sensationell wie politische K ä m p f e . Er verspricht keinen 
nahen Sieg. Doch die Vereinten Nationen spielen ihre wichtige 
Rolle i n der weltweiten Entwicklungsperiode. 

(Abgeschlossen am 1. Mai 1963) 

Menschenrecht und Macht DR. W I L H E L M W O L F G A N G S C H Ü T Z 
G e s c h ä f t s f ü h r e n d e r Vorsitzender des Kuratoriums Unteilbares Deutschland 

Die Kommission für Menschenrechte, die von den Vereinten 
Nationen errichtet wurde, hat ihre d ies jähr ige Tagung i n 
Genf beendet. Die 21 Delegierten arbeiten seit Jahren an 
einer für alle Staaten verbindlichen E r k l ä r u n g , einer Charta 
der Menschenrechte. I n diesem Jahr wurde ein Entwurf 
verabschiedet, i n dem jede Diskr iminierung aus G r ü n d e n 
der Rasse verworfen w i r d . Einstimmig beschlossen die Ver­
treter des Westens, des Ostblocks, der Staaten Asiens, A f r i ­
kas und Lateinamerikas, d a ß es eine Beleidigung der mensch­
lichen W ü r d e sei, wenn jemand wegen seiner Rasse, seiner 
Hautfarbe, seiner Volkszugehörigkei t benachteiligt w ü r d e . 
Die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen sollten alles tun, 
u m zu erreichen, d a ß niemand aus solchen G r ü n d e n i n seinem 
Beruf, seiner Erziehung, seiner Re l ig ionsausübung behin­
dert werden darf. Gesetze, die dagegen vers toßen , m ü ß t e n 
geände r t werden. A u f der nächs ten Sitzung i n New Y o r k 
w i r d zur Freiheit der Religion und zu den politischen F re i ­
heitsrechten gesprochen und wahrscheinlich Beschluß ge­
faß t werden. 

Der skeptische Europäer , der sich vielleicht fragt, i n welcher 
Weise diese guten Grundsä t ze praktisch verwirk l icht werden 
sollen, begeht einen Fehler. Eine ganze Reihe von Staaten 
sind i n der Menschenrechtskommission durch ihre Botschaf­
ter bei den Vereinten Nationen vertreten, also durch er­
fahrene Diplomaten höchsten Ranges. F ü r diese und damit 
für viele Außenmin i s t e r i en i n vielen H a u p t s t ä d t e n sind die 
reinen Machtfragen na tü r l i ch genauso k la r wie für irgend­
einen Bierbankpolit iker i n Europa. Ebenso sehen sie aber, 
d a ß für die künft ige Ordnung internationaler und natio­
naler Beziehungen Grundrechte erforderlich sind. I n vielen 
Staaten und i n allen Völkern herrscht eine tiefe Sehnsucht 
nach Freiheit und Gerechtigkeit. Es w ä r e eine miserable 
Außenpol i t ik , diese Hoffnung, diese tiefe Überzeugung der 
Völker nicht anzusprechen. 
Weiterhin: Die Vereinten Nationen heben m i t Zustimmung 
aller Staaten — oder fast aller — das Prinzip der Nicht­
einmischung i n die Angelegenheiten anderer Staaten auf, 
wenn es u m Menschenrechte geht. Immer wieder haben die 

Vereinten Nationen die Verletzung von Menschenrechten 
i n einzelnen Staaten öffentlich debattiert. Immer wieder 
haben sie Druck, schweren Druck ausgeübt , u m u n t e r d r ü c k ­
ten Menschen und unterjochten Völkern Freiheitsrechte zu 
erwirken. Das Bemerkenswerte an diesem Vorgang ist, d a ß 
von Fa l l zu Fa l l alle Staaten sich an dieser Einmischung i n 
die Angelegenheiten anderer Staaten beteiligten. Die b ü n d ­
nisfreien Staaten und der Ostblock stimmen gemeinsam m i t 
vielen westlichen Regierungen in den Debatten ü b e r S ü d ­
afrika und Angola. Die meisten bündnisf re ien Staaten s t im­
men m i t dem Westen i n den Entschl ießungen ü b e r Ungarn. 
Wenn Schritte i n der Richtung auf vermehrte Freiheit i n 
Ungarn stattfinden, dann haben ohne Zweifel die Vereinten 
Nationen ihren ehrenvollen Ante i l daran. 
Hier zeigt sich also eine gewaltige Möglichkeit, Unrecht und 
Gewalttat anzugreifen. Hier kann der Terror sich nicht hinter 
Grenzen verschanzen. Gewiß, es sind nicht ausreichende 
Machtmittel vorhanden, u m internationale Rech t sgrundsä tze , 
Menschenrechte, Freiheitsrechte auch i m Lande eines Ü b e l ­
t ä t e r s durchzusetzen. Aber die öffentliche Meinung stellt 
einen Machtfaktor dar. Die B e m ü h u n g e n aller Regierungen, 
aller politischer Kräf te in allen L ä n d e r n richten sich auf 
diese Weltmeinung. Vor allem i m Westen m u ß alles getan 
werden, u m die B e m ü h u n g e n u m die Menschenrechte zu s t ä r ­
ken. Sonst verl ier t der Westen i n Af r ika , Asien und Late in­
amerika seine Glaubwürd igke i t , und wesentliche Möglich­
keiten, den Unterdrückten , auch i n Europa, i n der Zone, zu 
helfen, werden ve r säumt . 

Jedermann ist na tür l i ch bereit, sich zu den Menschenrech­
ten zu bekennen. Vor al lem ist jedermann gewillt , die 
Menschenrechte für sich und die Seinen zu beanspruchen. 
Die wenigsten aber wissen, was die Menschenrechte sind. 
Ein Gefühl da für ist immerhin tief i n allen Menschen ver­
wurzelt. Es reicht an das Gewissen des Menschen. I n allen 
Religionen stehen Normen, Gesetze und Gebote, die von 
Gott sind. Doch zu allen Zeiten beugten sich Menschen 
und Völker der Gewalt, die dem Menschenrecht g e g e n ü b e r ­
steht. Somit ist es nur allzu vers tändl ich, d a ß sich auch i n 
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unserer Zeit die Hoffnung mi t Verzweiflung, das B e m ü h e n 
mi t dem Unvermögen mengt, sobald der Einzelne oder der 
Staat auf das Menschenrecht angesprochen w i r d . Die bloße 
Forderung reicht nicht aus, wenn mehr entstehen soll als 
bloße Deklamation. 
Zunächs t — es wurde in der Tat in unserer Zeit mehrmals 
der Versuch unternommen, den Menschenrechten allgemeine 
Geltung zu verschaffen. Immer wieder haben die Vereinten 
Nationen versucht, eine für alle Staaten und Völker ver­
bindliche E r k l ä r u n g der Menschenrechte durchzusetzen. 1948 
einigte sich die übe rwiegende Mehrheit der Mitgliedstaaten 
auf Grundsä tze der Pol i t ik und der Moral , aber die damals 
gebilligte Menschenrech tse rk lä rung wurde niemals verbind­
liches Recht. Niemals kam eine Vereinbarung der Mächte 
zustande, daß eine Instanz der Vereinten Nationen einzelne 
oder alle dieser Menschenrechte durchzusetzen habe. Das 
Höchs tmaß des Erreichbaren bleibt bisher rein theoretisch 
die Feststellung eines Bruches der Menschenrechte. Nicht 
einmal diese Feststellung haben die beschränk ten Vollmach­
ten der Menschenrechtskommission bisher i m allgemeinen 
zu erreichen vermocht. Die Kommission für Menschenrechte, 
die als Un te rausschuß des Wirtschafts- und Sozialrates der 
Vereinten Nationen errichtet wurde, hat vor läuf ig keine 
Möglichkeit, zum Schutze der Menschrechte tä t ig zu werden. 
Die eigentliche Aufgabe dieses Ausschusses besteht v i e l ­
mehr darin, eine allgemeine Konvention der Menschenrechte 
auszuarbeiten. Dabei stehen die Vereinten Nationen zwei 
grundlegend verschiedenen Auffassungen gegenüber , die 
heute die Staatenwelt entzweien. A u f der einen Seite t r i t t 
der freie Westen für alle Rechte des Einzelnen gegenüber 
dem Staat ein, die nach einhelliger Auffassung freier Men­
schen schutzwürdig und schutzbedürf t ig sind. A u f der an­
deren Seite steht die Forderung nicht nur der kommunis t i ­
schen sondern aller to ta l i t ä ren Staaten, die Gemeinschaft 
und Staat als übe rgeordne t ansehen. Allerdings finden sich 
in den En twür f en dieser Staatengruppen auch jene sozialen 
Thesen, die auf wirtschaftliche Gleichheit abzielen. F ü r 
einen Menschen des Westens, der heute den in Jahrhunderten 
erworbenen Wohlstand und technischen Hochstand genießen 
kann, ist es sicher notwendig, gerade diese Frage der w i r t ­
schaftlichen und sozialen Menschenrechte zu durchdenken. Es 
ist nicht allein das Verdienst der heutigen Generation, d a ß der 
Westen Wirtschaft und Freiheit genießt, und es ist sicher 
nicht das Verschulden Asiens, Afrikas und Lateinamerikas, 
daß ihnen der Bildungsstand und die technischen A u s r ü s t u n ­
gen vielfach fehlen, ohne die der Kampf u m die sozialen 
und wirtschaftlichen Freiheitsrechte aussichtslos bleibt. Ge­
rade der Deutsche m u ß also v ie l ernster als bisher nach­
denken und seine Entscheidung fällen, wie die eigene For­
derung nach Menschenrecht mi t dem allgemeinen B e m ü h e n 
u m die Menschenrechte ve rknüpf t werden kann, m i t Ver­
s tändnis für die wirtschaftlichen und sozialen Forderungen 
unserer Partner in anderen Kontinenten, mi t dem Freiheits­
streben der Entrechteten i n allen Lände rn , wo die Freiheit 
darbt — ohne Rücksicht auf Ideologie. 

So wenig es bisher gelang, die Mitglieder der Vereinten 
Nationen, und damit praktisch die Gegner i m Kal ten Krieg, 
auf einer gemeinsamen Grundlage zusammenzuführen , so 
stark ist der Druck weiter Kreise i n allen Kontinenten auf die 
Vereinten Nationen doch geblieben, sie sollten sich auf eine 
Konvention der Menschenrechte einigen. Ja, diese Sehn­
sucht der Völker reicht wei t übe r die Forderung nach ver­
bindlichen Grundsä t zen hinaus. Es müsse gehandelt werden, 
wo Menschenrechte verletzt werden, das ist die Hoffnung 
der Menschheit ü b e r alle Grenzen von Staat und Ideologie 
hinaus. 

I n eng begrenztem Rahmen wurde i n dieser Zeit allerdings 
ein gewisser Erfolg erzielt, als i m Jahre 1950 i n Rom 13 
Mitgliedstaaten des Europarates ein Abkommen zum Schutze 

der Menschenrechte und Grundfreiheiten schlossen. Die 
durch gemeinsame Grundsä t ze geeinten Staaten des freien 
Europa ebneten d a r ü b e r hinaus auch einen praktischen Weg. 
Sie bieten wenigstens eine gewisse Möglichkeit, die Euro­
päische Kommission für Menschenrechte und übe r die Re­
gierungen auch den Europäischen Gerichtshof für Menschen­
rechte anzurufen. Die politische Schwäche dieser e u r o p ä i ­
schen Instanzen besteht na tür l i ch darin, d a ß sie auf einen 
Tei l eines Kontinents beschränk t sind und d a ß sie sich nicht 
auf jene L ä n d e r erstrecken, i n denen die Menschenrechte 
durch die Al lgewal t des Staates am höchsten gefährde t sind. 
Gleichzeitig bietet diese Verpflichtung des freien Europa 
eine zusätzliche Garantie gegen künft ige Verletzungen der 
Menschenrechte i m westlichen Europa. 

I m Grunde genommen haben weder die Vereinten Nationen 
noch der Europarat der leidenden Menschheit das gegeben, 
was sie benötigt . Somit stehen die Menschen in dieser Zeit 
vor der Frage, ob sie sich damit abfinden oder ob sie da­
rauf d r ängen wollen, d a ß den Menschenrechten übe ra l l auf 
die Dauer auch wi rk l i ch Geltung verschafft w i r d . Sich ab­
finden mi t Rechtsbeugung, Unrecht und U n t e r d r ü c k u n g ist 
bequem, aber schändlich. Der freie Mensch w i r d selbst auf 
die Dauer innerlich unfrei und eigentlich zum stillschwei­
genden Kumpan des Un te rd rücke r s , wenn er dem nicht 
entgegentritt. 

A u f den Einwand von vielen, es lasse sich doch recht wenig 
gegen die Macht ausrichten, gibt es nicht nur die politische 
und die moralische Erwiderung, d a ß das Gute und Gerechte 
erstrebt werden müß te , we i l es Gott so w i l l — oder das 
Gute und Gerechte an sich. Andernfalls zerfäll t diese 
Menschheit, zers tör t sie sich selbst. 
Tatsache ist, d a ß es tapferen Menschen und schließlich der 
einhelligen Meinung der Völker gelungen ist, Sklaverei, 
Zwangsarbeit, Kinderarbeit, Menschenhandel, den Massen­
mord an Volksgruppen und andere Methoden der Unmensch­
lichkeit i n Acht und Bann zu tun. Auch das Rote Kreuz, das 
jetzt ein Jahrhundert lang zur Vermenschlichung des Völ­
kerlebens be i t rägt , gehör t i n diese Ehrenliste verwirkl ichter 
Menschenrechte. Dieses Zeitalter, das A b g r ü n d e der U n ­
menschlichkeit erlebte wie kaum eines zuvor, hat nicht das 
Recht, vor Gewalt zu kapitulieren. Denn sonst besteht Ge­
fahr auch i n jenen L ä n d e r n , die sich höhe re r politischer 
Freiheitsrechte erfreuen, eines Tages von neuen S t ü r m e n 
der Wi l lkür und des totalen Machtanspruchs hinweggerissen 
zu werden. 

Die Menschenrechte werden sich allerdings nicht allein auf 
dem Wege der Pol i t ik i m engeren Sinn verwirkl ichen lassen. 
Es m u ß zugleich der Weg ü b e r die Menschen und Völker 
eingeschlagen werden. Hier bietet dieses moderne Zeitalter 
neue, f rüher ganz undenkbare Möglichkeiten, Krä f t e mobi l zu 
machen, die auf die Dauer s t ä rke r sind als alle Staatsgewalt. 
Schon heute w i r d spürbar , d a ß sich das Gewissen in allen 
Völkern, gleichgültig welcher Regierungsform, mächt ig regt, 
wenn das Menschenrecht mi t F ü ß e n getreten w i r d . Somit 
m u ß ein Feldzug für die Verwirkl ichung der Menschenrechte 
einsetzen, der die Völker gegen den Mißbrauch der Staats­
gewalt ins Treffen führ t . 

Ein Feldzug für die Menschenrechte ist nicht Sache von 
Propaganda, sondern Aufgabe der g roßen Pol i t ik . Wollen 
w i r g l aubwürd ig sein als freier Staat und als freies Volk, 
dann m ü s s e n w i r uns für die Wahrung der Menschenrechte 
übe ra l l einsetzen, wo sie verletzt werden. Wollen w i r vor 
uns selbst und vor der Weltöffentl ichkeit bestehen, dann 
m ü s s e n w i r auch und i n jedem Fal l jeden Bruch der Men­
schenrechte in unserem geteilten Land m i t aller Klarhe i t 
vor die zus tänd igen Gremien der Vereinten Nationen b r i n ­
gen. U m dem Anspruch gerecht zu werden, der freie Tei l 
Deutschlands zu sein, m ü s s e n w i r gegen jeden A k t der 
Unfreiheit gerade für jenen Teil Deutschlands auftreten, dem 
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die freie Me inungsäuße rung und jede Selbsthilfe verwehrt 
w i r d . 
Große politische V e r ä n d e r u n g e n werden nicht nur durch 
allgemeine Erwartungen und nicht nur durch weltweite 
Forderungen erzielt. Sie müssen in konkreten Einzelfällen 
von Menschen und i n Völkern selbst herbe igeführ t werden. 
Das Ende der Sklaverei begann, als Menschen i n den Ver­
einigten Staaten sich dagegen wehrten, d a ß Menschen an­
derer Hautfarbe die Freiheit verwehrt wurde. Das Ende des 
Rassenwahns begann, als Menschen sich dagegen auflehnten, 
d a ß Menschen anderen Volkstums entrechtet und entleibt 
wurden. Das Ende kommunistischer Gewaltherrschaft be­
gann, als Menschen i n einzelnen Staaten des Ostblocks 
wagten, die klare Vernunft ü b e r den dunklen Unfehlbar­
keitsanspruch der Partei zu stellen. Das Ende der deutschen 
Not w i r d kommen, wenn alle Deutschen i m freien Tei l un ­
serer Heimat sich für die Verwirkl ichung der Menschen­
rechte jenseits von Mauer und Stacheldraht einsetzen. Pol i t ik 
und Volk haben hier ihre eigenen Aufgaben, ihre eigenen 
Möglichkei ten. Einige sollten ohne Verzug ergriffen werden: 

1. A n jeder deutschen Hochschule und Pädagogischen A k a ­
demie sollten Vorlesungen und Vor t räge ü b e r die Men­
schenrechte gehalten werden. 

2. Menschenrecht und Freiheitsrecht sollten am Tag der 
Deutschen Einheit, also am 17. Juni, ebenso am Tag des 

Menschenrechtes, also am 10. Dezember, ein zentrales 
Thema aller Veranstaltungen werden. Keine Stadt, keine 
Gemeinde, keine Schule sollte sich davon ausschl ießen. 

3. Mindestens an einer deutschen Univers i t ä t sollte ein 
Ins t i tu t für Menschenrecht errichtet werden; auf jeden 
Fal l i n Ber l in . 

4. Auch bei internationalen E r ö r t e r u n g e n über die M e n ­
schenrechte, insbesondere bei den Beratungen der Men­
schenrechtskommission, sollten maßgebl iche Persön l ich­
keiten m i t eigenen Stellungnahmen für das freie Deutsch­
land ihren Beitrag leisten. Das Schweigen i n der 
deutschen Öffentl ichkeit zu den akuten Fragen sowohl der 
Ausarbeitung wie auch der Verwirk l ichung von Menschen­
rechten sollte beendet werden. Die Stimme des freien 
Deutschland m u ß vernehmbar sein, wo immer Menschen 
sich u m Menschenrecht und Freiheitsrecht bemühen . 

Es w i r d Zeit, daß sich in Deutschland die Erkenntnis durch­
setzt: Menschenrechte sind nicht nur ein Gegenpol, sondern 
ein Bestandteil der Macht. Das B e m ü h e n u m die Menschen­
rechte ist zugleich ein B e m ü h e n u m die Menschen, ihre 
Hoffnung, ih r Vertrauen. Eine weise Pol i t ik w i r d also die 
Menschenrechte einbeziehen und erstreben. Nur eine schlech­
te Pol i t ik stellt Macht und Menschenrechte in einen Gegen­
satz. 

Gegen alle Formen der Rassendiskriminierung 
Einstimmige Beschlüsse der Menschenrechtskommission 

Das wichtigste Ergebnis der 19. Tagung der Menschenrechts­
kommission, die vom 11. März bis 5. A p r i l i n Genf stattfand, 
ist die einstimmige Bi l l igung des Entwurfes zu einer „Erk lä ­
rung übe r die Ausmerzung aller Formen der Rassendiskrimi­
nierung" zuhanden der Generalversammlung. Die schließlich 
erzielte E inmüt igke i t der 21 Mitglieder ist das Ergebnis l a n ­
ger Diskussionen, die erst i m Rahmen vertraulicher Arbei ts­
sitzungen zu einer A n n ä h e r u n g der Standpunkte führ ten . 
Die Tagung wurde von A b d u l Rahman Pazhwak, Afghanistan, 
präs id ie r t , der spä te r vom polnischen Vizepräs identen Zb ig -
niew Resich abgelöst wurde. Dieser benü tz t e sein A m t zu 
einer der übl ichen Demonstrationen gegen die Republik 
China (Formosa). Als sich deren Delegierter Cheng Paonan 
zum Wort meldete, erteilte i hm Resich dieses nicht als dem 
Vertreter der Republik China sondern einfach „Her rn Paonan", 
worauf von allen Seiten gegen diese wi l lkür l iche Diskr iminie­
rung eines einzelnen Delegierten protestiert wurde. Resich 
ließ sich aber nicht zum Einlenken bewegen, sondern gab 
bekannt, er werde künf t ig alle Kommissionsmitglieder ledig­
lich bei ihrem Familiennamen aufrufen und auf die Er ­
w ä h n u n g der von ihnen vertretenen L ä n d e r verzichten. M i t 
diesem Vers toß gegen die Gepflogenheiten wurde wenigstens 
die Diskriminierung des nationalchinesischen Delegierten aus 
der Welt geschafft. Aber abgesehen von solchen Nadelstichen 
m u ß hervorgehoben werden, daß die Kommission i n einer 
ve rhä l tn i smäß ig guten A t m o s p h ä r e arbeitete und vom W i l ­
len beseelt war, zu einer Vers tänd igung zu gelangen. 

Die Erklärung gegen alle Formen der Rassendiskriminierung 

I m Dezember 1962 hatte die Generalversammlung der Men­
schenrechtskommission den Auft rag erteilt, den Entwurf 
einer E r k l ä r u n g gegen die Rassendiskriminierung und an­
schließend einen entsprechenden Konventionsentwurf vor­
zubereiten. M i t der Abfassung des E rk l ä rungsen twur fe s hat 
sich die Kommission somit des ersten Teiles ihres Auftrages 
erfolgreich entledigt und gleichzeitig den Weg für die Aus­

arbeitung des Konventionsentwurfes geebnet, der sich i n 
seinem Inhalt , wenn auch nicht i n der Form, an die E r k l ä r u n g 
anlehnen dürf te . 
Der E rk l ä rungsen twur f besteht aus zwei Teilen, einer P r ä ­
ambel und zehn Ar t i ke ln . Die P r ä a m b e l beruft sich auf die 
Charta der Vereinten Nationen, die Allgemeine E r k l ä r u n g 
der Menschenrechte, die E r k l ä r u n g übe r die G e w ä h r u n g 
der Unabhängigke i t an die Kolonialvölker , erinnert an die 
übr igen Entschl ießungen der Generalversammlung und die 
verschiedenen zwischenstaatlichen Abkommen auf dem Ge­
biete der Diskriminierung, stellt jedoch fest, daß trotz be­
trächt l icher Fortschritte i n vielen L ä n d e r n die auf die Rasse, 
die Hautfarbe oder die ethnische Herkunft b e g r ü n d e t e Dis ­
kr iminierung in gewissen Weltteilen weiterhin Grund zu 
ernster Besorgnis bildet. 
Ein besonderer Absatz wurde jenen „Äußerungen rassischer 
Diskr iminierung" gewidmet, die „von gewissen Regierungen 
mittels gesetzlicher, administrativer oder anderer M a ß n a h ­
men, namentlich i n der Form der Apartheid, der Segregation 
und der Trennung aufgezwungen werden"; ebenso beun­
ruhigend sei i n gewissen Gebieten „die Begüns t igung und 
die Verbreitung von Theorien rassischer Über legenhe i t und 
Vorherrschaft". Diese eindeutig politische Spitze schützt die 
E r k l ä r u n g gegen den Vorwurf , i n Allgemeinheiten stecken 
geblieben zu sein. Zugleich droht jedoch die Gefahr, daß 
durch die sachlich gerechtfertigte Brandmarkung der Apar t ­
heidpolit ik die vie l grundlegendere Bedeutung der E r k l ä r u n g 
vom politischen Tagesstreit m i ß b r a u c h t w i r d . Jedenfalls ist 
jetzt schon klar, daß die E r k l ä r u n g eine Waffe i m Kampf 
gegen die letzten we ißen Hochburgen i n Af r i ka darstellen 
w i r d . Wenn hierdurch Unrecht beseitigt w i r d , ohne unter an­
deren Vorzeichen neues Unrecht zu schaffen, w i r d die E r k l ä ­
rung i n diesem anfänglich lebhaft umstrittenen Punkte die 
in sie gesetzten Erwartungen erfüllen. 

Nach der Feststellung, d a ß die Rassendiskriminierung die 
freundschaftlichen Beziehungen zwischen den Völkern und 
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sogar den Frieden bedrohen kann, folgt ein kleiner Satz, 
der etwas von jenem Geist atmet, ohne den die Ü b e r w i n ­
dung menschlicher Zerwürfn isse — handle es sich nun u m 
rassische oder andere — einfach undenkbar ist. Da he iß t es 
nämlich, d a ß die Rassendiskriminierung nicht nur ihren 
Opfern, sondern auch ihren Urhebern Schaden zufügt. Dieser 
Ansatz zum Verstehen des noch i m I r r t u m befangenen Böse ­
wichts ist woh l die Vorstufe oder wenigstens eine Vorahnung 
für das — spä t e r e — großmüt ige Verzeihen. 
Nach dem En twur f der Menschenrechtskommission „bekräf­
t ig t die Generalversammlung feierlich die Notwendigkeit, 
rasch alle Formen und alle Ä u ß e r u n g e n rassischer D i s k r i ­
minierung auszumerzen, und proklamiert die vorliegende Er­
k l ä rung , u m durch M a ß n a h m e n i m nationalen und inter­
nationalen Rahmen, durch die Lehr t ä t i gke i t und die Erzie­
hung die universelle und ta tsächl iche Anerkennung und A n ­
wendung der dar in aufgeführ ten Grundsä tze zu g e w ä h r ­
leisten". Das Gewicht, das auf die Lehr t ä t igke i t und die 
Erziehung gelegt w i r d , l äß t erkennen, daß die dauerhafte 
Verankerung der Rassentoleranz wei t mehr erfordert als 
polizeiliche Vorschriften oder Verbote. 

Zehn Grundsätze 

Der erste A r t i k e l verurtei l t die rassische Diskriminierung 
als eine Verletzung der menschlichen W ü r d e . I m zweiten 
w i r d verlangt, daß weder der Staat noch private Gruppen 
oder Einzelpersonen rassische Diskr iminierung betreiben 
dürfen . I m dri t ten A r t i k e l werden besondere Anstrengungen 
gefordert, u m die Gleichbehandlung auf dem Gebiete der 
bürger l ichen Rechte, der Staa tszugehör igkei t , der Bildung, 
der Religion, der Beschäft igung, des Berufes und der Unter­
kunft sicherzustellen. A r t i k e l vier auferlegt den Staaten die 
Pflicht, allfällige Rassengesetze abzuschaffen beziehungs­
weise gesetzgeberische M a ß n a h m e n zu ergreifen, u m die 
Rassendiskriminierung zu unterbinden. 
A r t i k e l fünf v e r k ü n d e t , daß der staatlichen Pol i t ik der Ras­
sentrennung und namentlich der Apartheid unverzügl ich ein 
Ende gesetzt werden m u ß . Der folgende A r t i k e l bekräf t ig t 
das Recht jedes Menschen, u n a b h ä n g i g von seiner Rassenzu­
gehör igkei t an den Regierungsgeschäf ten seines Landes und 
an den Wahlen gleichberechtigt teilzunehmen. Jedermann 
w i r d das Recht e ingeräumt , vor unabhäng igen Gerichten 
gegen jede rassische Zurückse tzung Klage zu führen. A r t i k e l 
acht umschreibt die M a ß n a h m e n , die „sobald als möglich" auf 
erzieherischem Gebiete ergriffen werden müssen , u m die 
Diskriminierung und die Rassenvorurteile zu beseitigen und 
die Vers tändigung, die Toleranz und die Freundschaft z w i ­
schen den Völkern und den verschiedenen rassischen Grup­
pen zu fördern . A r t i k e l neun verurtei l t alle Theorien der 
rassischen Über legenhei t , w ä h r e n d der zehnte und letzte 
A r t i k e l bestimmt, d a ß die Organisation der Vereinten Nat io­
nen, die Sonderorganisationen, die Staaten wie auch die nicht-
staatlichen Organisationen i n ihren Tät igkei tsbereichen alles 
tun müssen , u m die Abschaffung aller Formen der rassischen 
Diskriminierung sicherzustellen. 

Die Tragweite der Erklärung 

Der E rk l ä rungsen twur f en thä l t kaum Gedanken oder Grund­
sätze, die nicht schon seit geraumer Zeit von den aufgek lä r ­
ten Kreisen aller L ä n d e r als Se lbs tvers tändl ichkei ten ange­
sehen werden. Damit kann vielleicht wenigstens teilweise 
das außerordent l i ch geringe Interesse e rk l ä r t werden, das 
der Tät igkei t der Menschenrechtskommission i m allgemeinen 
und der Ausarbeitung der vorliegenden E r k l ä r u n g i m beson­
deren i m Westen entgegengebracht w i r d , obwohl doch ge­
rade Westeuropa bestrebt sein sollte, die Verankerung und 
den Ausbau der Menschenrechte aus innerer Überzeugung 
zu fördern. 
Die Kommunisten zeigten i n den der Annahme des En twur ­

fes vorangegangenen Diskussionen, d a ß sie keine Gelegen­
heit ungenü tz t vorbeigehen lassen, ohne zu versuchen, selbst 
in eine rechtlich unverbindliche E r k l ä r u n g G r u n d s ä t z e einzu­
schmuggeln, auf die sie sich nachher zur Rechtfertigung ihrer 
Pol i t ik und Propaganda berufen können . So b e m ü h t e n sie 
sich har tnäckig , wenn auch erfolglos, die Verdammung der 
Rassendiskriminierung auf die „faschistischen" und „nazis t i ­
schen" Theorien auszudehnen und die Staaten zur polizei­
lichen U n t e r d r ü c k u n g der entsprechenden Gruppen oder Be­
wegungen zu verpflichten. 
Niemand w i r d bestreiten wollen, d a ß die Rassentheorien tat­
sächlich einen wesentlichen Bestandteil der nationalsoziali­
stischen „Ideologie" bildeten. Aber die Aufnahme der ab­
sichtlich nicht n ä h e r umschriebenen und propagandistisch 
schon allzu sehr mißb rauch t en Begriffe „faschistisch" und „ n a ­
zistisch" i n die E r k l ä r u n g h ä t t e Moskau künf t ig eine w i l l ­
kommene Handhabe geboten, M a ß n a h m e n gegen jedwede 
mißl iebige politische S t r ö m u n g zu fordern und sich auf die­
sem Umwege i n die inneren Angelegenheiten anderer Staaten 
einzumischen. Da sicher jeder „Nazi" Rassenpolitiker, aber 
nicht jeder Rassenpolitiker Nazi ist, zog es die Kommissions­
mehrheit vor, sich auf den k lar f aßba ren Tatbestand der 
Rassendiskriminierung — den einzigen Gegenstand der v o r ­
liegenden E r k l ä r u n g — zu beschränken . 

Obwohl Moskau sein Spiel schließlich aufgeben m u ß t e und 
der vorliegenden Fassung der E r k l ä r u n g zustimmte, l äß t 
diese Episode erkennen, d a ß die kommunistischen „Mater ia l i ­
sten" paradoxerweise die potentiellen Möglichkeiten, die i n 
einer solchen „bloß papierenen" Proklamation stecken, k l a ­
rer erfassen als die westlichen „Ideal is ten", die von der zur 
materiellen Macht gewordenen Idee — zu Unrecht! — offen­
bar nicht mehr sehr fest übe rzeug t sind! 
Gewiß, der Wert der E r k l ä r u n g ü b e r die Rassendiskriminie­
rung ist nicht größer und nicht kleiner als das, was die 
Menschen aus ihr machen. Al le , die sich heute oder morgen 
irgendwo i n der Welt gegen die rassische Benachteiligung 
zur Wehr setzen, finden i n ihr Ermutigung und moralische 
Rechtfertigung, w ä h r e n d sich auf der anderen Seite jene 
Gruppen und Regierungen ins Unrecht versetzt sehen, die 
sich immer noch an rassische Vorurtei le und Vorrechte 
klammern. 
Es w ä r e unrichtig, der Verurtei lung der Rassendiskriminie­
rung nur i m Hinblick auf aktuelle Mißs tände Bedeutung 
beimessen zu wollen. Wendet sie sich heute vor allem gegen 
die Über res t e der einstigen Vorherrschaft des we ißen M a n ­
nes, zeichnen sich doch schon deutlich neue Probleme ab: i n 
nicht wenigen L ä n d e r n , die erst i n j üngs t e r Zeit die U n ­
abhängigke i t erlangt haben, gibt es Volksgruppen, die we ­
gen ihrer Zugehör igkei t zu ethnischen Minderheiten benach­
teil igt werden. Auch ist es keineswegs über raschend , d a ß 
schon da und dort die Weißen zu Opfern rassischer Undu ld ­
samkeit werden. 
Die rechtliche und s taa tsbürger l iche Gleichstellung aller M e n ­
schen ohne Rücksicht auf ihre Hautfarbe, ihre rassische oder 
ethnische Zugehör igkei t ist deshalb i n einer k le in und eng 
gewordenen Welt von vitaler Bedeutung für ein er t räg l iches 
Zusammenleben. 
Die i n der E r k l ä r u n g enthaltenen a l lgemeingül t igen Grund­
sätze stellen deshalb einen Beitrag zur Schaffung einer u n i ­
versellen Rechtsordnung dar, die sich nicht auf die Regelung 
der zwischenstaatlichen Beziehungen beschränkt , sondern die 
Stellung der Einzelperson zu festigen und zu schützen ver­
sucht. Solange diese G r u n d s ä t z e noch nicht i n der Form 
einer rechtsverbindlichen Konvention von der Mehrzahl der 
Staaten verpflichtend anerkannt werden — eines der n ä c h ­
sten Ziele der Menschenrechtskommission —, fehlt ihnen noch 
die uner läßl iche staatliche Autor i t ä t . Aber andererseits kann 
kein Gesetz Bestand haben, das nicht i m Rechtsempfinden 
der Bevö lke rung zuver läss ig verankert ist. Hier liegt denn 

Vereinte Nationen 3/63 83 



auch die große, vor allem erzieherische Aufgabe, zu welcher 
die vorliegende E r k l ä r u n g jedermann einlädt . 

Das künftige Arbeitsprogramm 

Neben der Ausarbeitung des Erk l ä rungsen twur fe s übe r die 
Ausmerzung aller Formen der Rassendiskriminierung blieb 
der Kommission nur wenig Zeit für die E r ö r t e r u n g anderer 
Fragen. Sie bereinigte ein umfassendes Programm für die 
Begehung des 15. Jahrestages der V e r k ü n d u n g der Al lgemei­
nen E r k l ä r u n g der Menschenrechte, der auf den 10. Dezem­
ber dieses Jahres fällt. Er w i r d nicht An laß für einen ü b e r ­
bordenden Festbetrieb sein, sondern vielfält ige Gelegenheit 
bieten, die Achtung vor den Menschenrechten in der ganzen 
Welt zu fördern. 
I n einer Entschl ießung zuhanden des Wirtschafts- und So­
zialrates führ t die Kommission jene bedeutenden Aufgaben 
auf, die bisher noch nicht zum Abschluß gebracht werden 
konnten: 

1. Konventionsentwurf übe r die Ausmerzung aller Formen 
der Rassendiskriminierung; 

Der „Super-Market" von Genf 
Eine erste Bilanz der UNCSAT 

W ä h r e n d in den Büros der UNCSAT (United Nations Con­
ference on the Application of Science and Technology for 
the Benefit of the Less Developped Areas, Konferenz der 
Vereinten Nationen ü b e r die Anwendung von Wissenschaft 
und Technik zum Nutzen der weniger entwickelten Gebiete) 
noch an dem Schlußber icht der ersten Olympiade der Ent­
wicklungshilfe, wie ich diese Konferenz nennen möchte, ge­
arbeitet w i r d , die vom 4. bis 20. Februar dieses Jahres in 
Genf stattfand, hat der Beobachter jener erregenden Begeg­
nung von Wirtschaftlern und Wissenschaftlern, Pol i t ikern und 
Unternehmern, Gewerkschaftlern und Technikern ebenfalls 
die Möglichkeit gehabt, sich Dokumente, Reden, Diskussionen 
und Gespräche i n den Wande lgängen des Palais des Nations 
noch einmal zu ve rgegenwär t i gen und eine erste Bilanz zu 
ziehen, auch i m Hinblick auf die Rolle, die die Bundesrepublik 
bei dieser Konferenz gespielt hat. (Siehe hierzu auch VER­
EINTE N A T I O N E N Heft 6/1962, S. 182—186 und 1/1963 
S. 11—14.) 
Jene Tagung geht zurück auf einen Beschluß der General­
versammlung der U N vom 14. November 1958. Darnach 
sollte der Gene ra l s ek re t ä r i n Zusammenarbeit m i t der 
UNESCO sowie den anderen Sonderorganisationen der U N 
und der Internationalen Atomenergie-Organisation eine Stu­
die d a r ü b e r machen lassen, welche M a ß n a h m e n ergriffen 
werden müssen , u m die Ergebnisse der Wissenschaft und 
Technik breiteren Kreisen zugänglich zu machen und sie 
weit s t ä rke r als bisher für friedliche Zwecke anzuwenden, vor 
a l lem i m Hinblick auf die vordringlichsten Probleme der 
verschiedenen Länder . M i t der Verantwortung für die Ausar­
beitung wurde der französische Professor Pierre Auger be­
auftragt, ehemals Leiter der Abtei lung Naturwissenschaften 
i n der UNESCO. A u f Grund dieses Berichts, der auf dem 
neuesten Stand gehalten wurde, beschloß der Wirtschafts­
und Sozialrat, eine internationale Konferenz einzuberufen, 
die sich speziell mi t der praktischen Anwendung von solchen 
Disziplinen der Wissenschaft und Technik befassen sollte, 
die für die Entwick lungs länder von Belang sind. Zur Vor ­
bereitung dieses weltweiten Treffens wurde ein Beratender 
Ausschuß aus Vertretern der 12 L ä n d e r Brasilien, Frank­
reich, Großbr i t ann ien , Indien, Indonesien, Kanada, Mexiko, 
Nigeria, Sowjetunion, Tschechoslowakei, USA und Vereinigte 

2. E r k l ä r u n g s - und Konventionsentwurf ü b e r die Ausmer­
zung aller Formen der religiösen Unduldsamkeit; 

3. Grundsatzentwurf ü b e r die Freiheit und die Nicht-Dis­
kr iminierung auf dem Gebiete der rel igiösen Rechte und 
Ü b u n g e n ; 

4. Grundsatzentwurf ü b e r die Freiheit und die Nicht-Dis­
kr iminierung auf dem Gebiete der politischen Rechte; 

5. Grundsatzentwurf ü b e r die Freiheit und die Nicht-Dis­
kr iminierung in bezug auf das jedermann zustehende 
Recht, jedes Land — einschließlich sein eigenes — zu ver­
lassen und i n sein Land zurückzukehren ; 

6. Grundsatzentwurf übe r den Schutz vor wil lkürl icher Ver­
haftung und Gefangenhaltung. 

Z u allen diesen Fragen liegen bereits Vorentwürfe oder 
eingehende Studien und Untersuchungen vor, so daß sich die 
Menschenrechtskommission schon i n verhä l tn i smäßig naher 
Zukunft eines großen Teiles ihres ursprüngl ichen Program­
mes entledigen kann. 

DR. M A R K U S T I M M L E R 

Arabische Republik gebildet. A u ß e r d e m holte der General­
s ek re t ä r die Meinungen der Mitgliedstaaten ein ü b e r die 
Tagesordnung, die Organisation, die Geschäf tsordnung und 
das Programm, das heißt, übe r die Grundsä tze der Konferenz. 

Der eigentliche Grund 

Diese äuße ren M a ß n a h m e n haben ihren eigentlichen Grund 
i n der Malaise ü b e r die Entwicklungshilfe auf Sei ten d e r 
Empfänge r wie auf Seiten der Geber; d e n n es war und ist 
kein Geheimnis, „daß weder die vielen internationalen Or­
ganisationen, die sich m i t der multilateralen Entwicklungs­
hilfe befassen, noch vor allem die Länder , die d a r ü b e r hinaus 
bilaterale Hilfe leisten, den Weg zu einer wahren Partner­
schaft mi t den Entwick lungs ländern gefunden haben, die 
allein Grundlage zum Erfolg sein k a n n " , e i n Erfolg, der 
allein dann gegeben ist, wenn als Folge der vielen und v i e l ­
seitigen Hilfen der Abstand i m Lebensstandard zwischen den 
wirtschaftlich unterentwickelten und den industrialisierten 
L ä n d e r n geringer w i r d und damit dem Anwachsen des 
Elends und des Hungers in der Welt zunächst einmal E in ­
halt geboten werden kann. 
„Wirtschaftliche Gutachten! Studien! Analysen! Unsere 
Schränke brechen von dem Zeug, das w i r nicht lesen kön ­
nen!" Fast w ü t e n d w a r f der Botschafter von Guinea, Sory 
Caba, diese Bemerkung w ä h r e n d der dr i t ten Tagung der 
„Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Af r ika" , 
vom 6. bis 17. Februar 1963, in den Saal. „Wir brauchen Vor­
schläge, Anregungen, Hinweise für die Praxis, kurz, etwas, 
was für uns wirtschaftlich unmittelbar von Wert ist. Mit 
theoretischen Abhandlungen ist uns nicht gedient." 
Der Guineer hatte ausgesprochen, was die Vertreter der Ent-
wicklungs- wie der industrialisierten L ä n d e r damals schon 
lange festgestellt hatten: zwischen den Ergebnissen der mo­
dernen Wissenschaft sowie Technik und den Bedürfnissen 
der Entwick lungs länder bestand keine den Lebensstandard 
der wirtschaftlich zurückgebl iebenen und mangelhaft e r n ä h r ­
ten Völker fördernde Wechselwirkung. 

U m diese Lösung b e m ü h t e n sich 16 Tage lang Strategen der 
Weltpoli t ik, verdiente scholars, weise S taa t smänne r , ent­
schlossene Ideologen, eifernde Vertreter der jungen Staaten 
und gelassen agierende Routiniers des internationalen K r ä f t e -
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spiels. Nobe lpre i s t räger t raf man auf den Korr idoren des 
Palais so zahlreich wie in Hotels Liftboys. Die 1838 Analysen 
und Studien (im Gesamtgewicht von 52 kg), die ein Aus­
schuß i n monatelanger Arbe i t aus fast der doppelten Zahl von 
Angeboten kritisch ausgewäh l t hatte, und die nun den rund 
1800 Delegierten aus 87 Staaten, 12 Sonderorganisationen der 
U N und 46 inoffiziellen Organisationen vorlagen, hatten sie 
zum Teil selbst erarbeitet, zum Tei l hatten sie sie gelesen. 
Drei Plenar-, zwölf allgemeine und 81 Ausschuß-Si tzungen 
reichten nicht aus. Sonder-Sitzungen i n Gruppen wurden 
ad hoc einberufen. Hinter verschlossenen T ü r e n redete man 
eine deutliche Sprache. Nein, man machte es sich nicht leicht! 
Blickte nicht i n jenen Tagen praktisch die ganze Welt nach 
Genf (mit Ausnahme der Bundesrepublik)? Zumal da die 
Vertreter sehr wohl u m die vorwurfsvollen Fragen der Öf­
fentlichkeit w u ß t e n , als da sind : Was soll der ganze Aufwand? 
Haben w i r nicht genügend Konferenzen dieser A r t gehabt? 
Wo liegt der praktische Wert für die Wirtschaft der Entwick­
lungs länder wie der industrialisierten Staaten? 

Das Ringen um Antworten 

U Thant, der Gene ra l s ek re t ä r der UN, wol l te zur Konferenz 
sprechen. Krankhei t hatte ihn daran gehindert, nach Genf zu 
kommen. Seine Rede wurde von dem Un te rgene ra l s ek re t ä r 
und dem Leiter des Amtes für Wirtschaftsangelegenheit des 
Generalsekretariats der U N , dem Franzosen Philippe de 
Seynes, verlesen. U Thant nannte vier Notwendigkeiten für 
diese Konferenz: 
1. „Wir haben ü b e r die Beziehungen zwischen der Wissen­

schaft und der Gesellschaft noch nicht genügend nachge­
dacht, obwohl w i r vermuten, d a ß die Anwendung der wi s ­
senschaftlichen Ergebnisse eines der wesentlichen treiben­
den Momente der modernen Geschichte ist." 

2. „Die Wissenschaft hat die Verbindung m i t der Gesell­
schaft verloren. Ihre Vorgänge gehen bisweilen so Hand 
i n Hand m i t mathematischen Abstraktionen, und die wi s ­
senschaftlichen Arbeiten werden i n einer A t m o s p h ä r e so 
a u ß e r h a l b des tägl ichen Lebens geleistet, d a ß der Wissen­
schaftler für die gewöhnl ichen Menschen i n einer Welt lebt, 
von der sie ausgeschlossen sind." 

3. „Wissenschaftliche Forschung ist noch das Vorrecht einer 
Minderzahl von L ä n d e r n , und we i l die Forschung zu­
gleich so sehr bedingt w i r d von den lokalen Gegebenheiten 
i n diesen Lände rn , darum neigt sie dazu, an Problemen 
vorbeizugehen, die i n anderen Teilen der Welt lebens­
wichtig sind." 

4. „Wie können Wissenschaft und Technik von den Entwick­
lungs l ände rn aufgenommen und zweckmäßig angewendet 
werden. Das ist eine außerorden t l i ch komplizierte und 
schwierige Angelegenheit; denn sie beinhaltet einen or­
ganischen Prozeß , von dem w i r sehr wenig wissen." 

Nach Philippe de Seynes selbst, der vor Eröffnung der K o n ­
ferenz am 1. Februar i n Genf zusammen m i t dem Prä s iden t en 
der UNCSAT, dem indischen Professor Thacker, zu den 
Journalisten sprach, sollte das Treffen auf zwei Fragen A n t ­
w o r t geben: 
— Ist es möglich, d a ß die unterentwickelten L ä n d e r von der 

modernen Wissenschaft und der Technik unserer Tage so 
profitieren, d a ß sie sehr schnell die Etappen der w i r t ­
schaftlichen Entwicklung durcheilen können , für die die 
industrialisierten Staaten Jahrzehnte benöt ig t haben? 

— Kann man die Technik der modernen Staaten den p r i m i ­
t iven Völke rn gewisse rmaßen aufpfropfen (superposer)? 

Der britische Delegat ionsführer , Sir W i l l i a m Slater, schraubte 
seine Erwartungen nicht so hoch. F ü r ihn war die Konferenz 
ein Schaufenster der Wissenschaft, i n dem die Völker sehen 
und w ä h l e n können, was sie für ihre Zwecke brauchen k ö n ­
nen. Das habe es bisher noch nicht gegeben, und darum sei 
diese Konferenz dringend notwendig. 

Der stellvertretende Hochkommissar der Vereinten Nationen für 
Flüchtlinge, Prinz Sadruddin Aga Khan, war vom 5. bis 11. Mai als 
Gast der Regierung in der Bundesrepublik. Bundespräsident Lübke 
begrüßt hier den Prinzen beim Empfang in der Villa Hammerschmidt. 
(Vgl. Seite 106.) 

Ein Afrikaner aus einem ehemals französischen Gebiet u m r i ß 
gegen Ende der Konferenz, gewisse rmaßen i n E r g ä n z u n g zu 
dieser Ä u ß e r u n g Sir Will iam's, seinen Eindruck wie folgt: 
„Ich möchte diese Konferenz m i t einem Super-Market ver­
gleichen, reich an schönen und guten Sachen. Aber w i r ken­
nen nicht die für uns passende Auswahl, und vor allem haben 
w i r nicht genügend Geld, u m das zu kaufen, was w i r gerne 
möchten!" 
Ein Amerikaner, auf die praktische Bedeutung dieser Konfe­
renz angesprochen, erwiderte: „Die Vereinigten Staaten ha­
ben seit dem Ende des letzten Krieges für diesen oder jenen 
Zweck 100 Mil l ia rden Dollar i n das Ausland gegeben. Was 
machen da schon die 2 Mil l ionen aus, die diese Konferenz 
kostet, wenn w i r dafür hier herausfinden, ob w i r auf gutem 
Wege sind!?" 
Der i n zwölf Gruppen eingeteilte Stoff kreiste u m drei große 
Themen: 
— Die na tür l i chen Schätze der Entwick lungs länder , land­

wirtschaftlicher und mineralischer A r t , sowie ihre U m ­
wandlung i n Gebrauchs- und A u s r ü s t u n g s g ü t e r ; 

— die Menschen, ihre Erziehung und Ausbildung, der Ver­
kehr zwischen ihnen, und alles, was geeignet ist, ihren 
körper l ichen und moralischen Zustand zu verbessern; 

— die zweckmäßigs te Mobilisierung und Verwendung aller 
dieser Gegebenheiten m i t Hi l fe der nationalen und inter­
nationalen Organisationen. 

E s ging nicht nur um Wissenschaft und Technik 

Wer solche internationalen Konferenzen kennt, der w u ß t e 
i m vorhinein, d a ß es bei diesem s p e k t a k u l ä r e n Ereignis mehr 
als sonst nicht nur u m Wissenschaft und Technik gehen 
w ü r d e . Hier wurde denn auch Pol i t ik gemacht; hier wurden 
wirtschaftliche Ziele angepeilt. Zwar ging es nicht u m das 
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Geschäft von morgen, aber u m das von übe rmorgen , nicht 
nur dort, wo die multi laterale oder bilaterale Methode der 
Entwicklungshilfe direkt diskutiert oder die Frage der 
P r io r i t ä t en aufgeworfen wurde. 
UNCSAT war bei aller wissenschaftlichen Gründl ichkei t und 
technischen Exaktheit auch ein Wertkampf zwischen Ost 
und West u m das Vertrauen der rund zwei Mil l ia rden Men­
schen i n den Entwick lungs ländern . Dabei war es für den 
Beobachter interessant, einmal mehr festzustellen, wie re­
la t iv gering i m Grunde das Ansehen der Russen in der Welt 
ist. Die politischen Niederlagen der Sowjetunion vor den 
U N , angefangen i n Sachen Iran, ü b e r Griechenland, Korea, 
den Nahen Osten bis in jüngs te r Zeit zu Guinea, dem Kongo, 
Kuba und neuerdings Ghana, haben die Vertreter der Ent­
wick lungs länder nicht weniger beachtet als die freilich 
pionierhafte Eroberung des Weltraums durch die Russen. 
Ich möchte nicht m i ß v e r s t a n d e n werden. Ich sage „rela t iv 
gering"; aber uns in der Bundesrepublik brennt das russische 
Hemd so sehr auf der Haut, d a ß uns dadurch der Blick für 
die tatsächliche S t ä r k e unserer Peiniger und für geeignete 
internationale Ansatzpunkte, uns ihrer wirkungsvoller zu 
erwehren, bisweilen ge t rüb t w i r d . 

Eine kleine Episode für dieses gesunkene russische Prestige 
w a r bezeichnend: Fedorow, der russische Polar-Forscher 
und Leiter der sowjetischen Delegation, hatte eine ziemlich 
lange Rede, eine raffinierte Mischung aus politischer Propa­
ganda und Wissenschaft, beendet. M i t Vehemenz hatte er 
zunächst kurz das kapitalistische System, we i l ausbeuterisch, 
als ungeeignet für eine rasche wirtschaftliche Entwicklung 
gekennzeichnet, u m anschl ießend sehr ausführl ich die so­
wjetische Ideologie und Methode als einzig sicheren Weg 
anzupreisen. Unter dem höflichen Beifal l der Versammlung 
ging Fedorow, offensichtlich von dem nachhaltigen Eindruck 
seiner Worte überzeugt , zurück auf seinen Platz. Nach i hm 
ergr i f f Wiesener, der technische Berater Kennedy's das Wort . 
Ohne jede Emotion begann er seinen Beitrag mi t den Wor­
ten: „Nun wollen w i r wieder von Wirtschaft, Wissenschaft 
und Entwicklungshilfe sprechen!" Schallendes Gelächter . 
UNCSAT war weiter eine Konkurrenz der I n d u s t r i e l ä n d e r 
untereinander. Jeder versuchte, mehr oder minder dezent, 
deutlich zu machen, d a ß sein Tun menschlich am selbst­

losesten, wirtschaftlich am rentabelsten sei und d a ß es 
technisch am schnellsten zu dem ersehnten Ziel, näml ich 
dem Anschluß an den Lebensstandard der industrialisierten 
Staaten führe . Die Franzosen taten ein übr iges . Sie veran­
stalteten i n der Univers i t ä t von Genf ein Diskussions-Forum, 
auf dem zusammen neun hohe Beamte, Polit iker und Unter­
nehmer ü b e r das Thema diskutierten: „Das Problem des 
Vorrangs bei dem B e m ü h e n u m Entwicklung." I n geschick­
tem Zusammenspiel mi t einem Angehör igen aus seinen ehe­
malig überseeischen Gebieten konnte Frankreich kundtun, 
d a ß seine wirtschaftliche Aufbauarbeit von jeher human 
und erfolgreich gewesen sei, und d a ß sie daher auch i m 
Hinblick auf die zukünft igen Aufgaben bestens geeignet sei 
und kaum geände r t werden m ü ß t e . 
Die H ä l t u n g der Vertreter aus den En twick lungs ländern 
auf dieser Konferenz war unterschiedlich. Sie entsprach 
jeweils dem Temperament, dem Bildungsstand und dem 
Maß an Erfahrung. Z u diesen Abstufungen und oft großen 
Unterschieden kam erschwerend die Tatsache, daß alle die 
Staaten, die i n Genf keine s tändige Vertretung unterhalten, 
vor der Tagung nicht i m Besitz der Unterlagen waren, we i l 
das Porto für die gesamte Dokumentation zusammen mehr 
gekostet h ä t t e als die ganze Konferenz. Die Sprecher dieser 
L ä n d e r standen also bei der Ankunf t vor einem Berg von 
Material, m i t dem sie schon aus Mangel an Zeit nichts anzu­
fangen w u ß t e n . Da die Vertreter der En twick lungs länder i m 
allgemeinen nicht die Schöpfer der Wissenschaft und Tech­
n i k sind, sondern in erster Lin ie deren Nutznießer , konnten 
sie auch nicht i n allen Phasen der Konferenz gleichgewichtig 
m i t den Sprechern aus den industrialisierten Staaten m i t ­
reden. Sie stellten auch nur rund ein Sechstel der Te i l ­
nehmer, aus jedem Entwicklungsland i m Durchschnitt fünf 
(Indien zehn, Gabun einen, I r an drei). 

W ä h r e n d der wirtschaftlich versierte und gebildete Inder 
Thacker, der überd ies aus einem Entwicklungsland kommt, 
i n dem es bereits Stahlwerke, S t a u d ä m m e und eine beacht­
liche Verbrauchsgü te r indus t r i e gibt, alle Voraussetzungen 
erfüllt , u m diesem Rendezvous von Wissen, Erfahrung und 
Management als P rä s iden t vorzustehen, äuße r t e ein anderer 
Asiate resigniert: „So kompliziert! Alles h ä n g t miteinander 
zusammen, und so langwierig! Ich we iß nicht, ob w i r die 

KONTROLLSTATIONEN 
zur Überwachung des Atomversuchsstopps in der Sowjetunion^, 

\tomversuchsgebiet \\\\\\) = Erdbebengebiet. 

Mitte Juli finden in Mos­
kau neue Gespräche zwi­
schen den USA, Großbri­
tannien und der Sowjet­
union mit dem Ziel statt, 
ein Abkommen über die 
Einstellung der Kernwaf­
fenversuche zu erreichen. 
Die Sowjetunion ist mit 
bis zu 3 Kontrollstationen 
und 2^3 Inspektionen jähr­
lich einverstanden. Der 
Westen glaubt aus Sicher­
heitsgründen auf 8—10 be­
stehen zu müssen. 
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systematische Geduld aufbringen werden. Ich wünsch te , es 
w ä r e n mehr von unseren Pol i t ikern hier." Übe rwä l t i g t von 
der Fü l l e des Stoffes, der Vielzahl der Reden und des 
ganzen Konferenzgetriebes meinte ein Afr ikaner auf die 
Frage nach seinen E indrücken von der UNCSAT ver­
zweifelt: „Eine g roße En t t äuschung! Man soll uns doch sagen, 
was w i r zu t un haben und wo w i r praktisch beginnen 
müssen!" 

Dagegen sagte ein anderer nachdenklich: „Diese Konferenz 
hat uns die Augen geöffnet. Jetzt haben w i r erkannt, was 
wirtschaftliche Entwicklung eigentlich heißt ." E in Professor 
der Soziologie aus Ibadan (Nigeria) ur tei l te : „Dies ist der 
Anfang eines weiten und beschwerlichen Weges, aber ein 
Anfang." 

Natür l i ch fehlte es aus den Staaten, die den industriellen 
Aufbau begonnen haben, wie Ägypten , nicht an Bestrebun­
gen, sich zum Corpsführer aller En twick lungs länder zu 
machen. 
Doch politischer Wettstreit, vorsichtiges Tasten hier, k ü h n e 
Ansprüche auf alleinige Richtigkeit dort: Diese und andere 
Elemente gaben der Konferenz eine interessante Lebendig­
keit, l ießen keinen Augenblick akademische Trockenheit 
aufkommen und s tö r ten doch nie das von Toleranz und 
gutem Wil len bestimmte vorherrschende K l i m a . 

Der praktische Erfolg 

Die UNCSAT hat keinerlei Beschlüsse gefaßt, sieht man von 
einem feierlichen Appel l von ü b e r einhundert prominenten 
Wissenschaftlern an die zu gleicher Zeit i n Genf tagende 
Abrüs tungskonfe renz ab, m i t ihrer Arbei t Ernst zu machen 
und zu positiven Ergebnissen zu kommen. Die Wissenschaft­
ler gingen dabei von der Tatsache aus, d a ß pro Jahr 150 
Milliarden Dollar, das sind täglich 420 Mil l ionen, für die 
R ü s t u n g ausgegeben werden, m i t der mehr als 50 Mil l ionen 
Menschen i n aller Welt beschäftigt sind. W ü r d e man nur 
einen Bruchteil aller dieser Gelder e rüb r igen und sie dann 
i n den En twick lungs ländern für konstruktive Zwecke aus­
geben können , w ä r e die Lösung des Problems Entwickungs-
hilfe erheblich leichter. 

Die Konferenz beauftragte lediglich P r ä s i d i u m und Sekre­
tariat, einen Bericht für die nächs te Sitzung des Wirtschafts-
und Sozialrates der U N auszuarbeiten. A u f Vorschlag der 
V A R erwogen Vertreter von 19 Staaten die G r ü n d u n g einer 
s tändigen Organisation der U N , u m alle wissenschaftlichen 
und technischen M a ß n a h m e n i m Hinbl ick auf die Entwick­
lungs länder i n Zukunft zu koordinieren. Doch rationelle 
Über legungen gewannen schließlich die Oberhand. Die USA, 
die Sowjetunion und der P r ä s i d e n t der Konferenz stimmten 
m i t der Mehrheit dahin übere in , d a ß die gegenwär t igen E i n ­
richtungen der U N genügen, u m die Hilfeleistungen m i t 
Bezug auf das Konferenzthema zu intensivieren. Das P r ä ­
sidium wurde a u ß e r d e m gebeten, einstweilen zusammenzu­
bleiben, u m die Folgen zu bedenken, die sich für die prak­
tische Arbei t der U N aus der UNCSAT ergeben. 
Also, k ö n n t e n Zweifler sagen, eine Konferenz mehr, nichts 
weiter! Doch wer so denkt, verkennt nicht nur den Sinn 
dieser Konferenz, er verneint auch den praktischen Wert des 
Meinungsaustausches, der politischen E r w ä g u n g , und der 
von Wissen und Erfahrung geleiteten sachlichen Diskus­
sion. Diese UNCSAT war die erste weltumspannende K o n ­
ferenz i m „ J a h r z e h n t der Vereinten Nationen für Entwick­
lung". A n Bedeutung werden ihr Mi t te dieses Jahres die 
GATT-Tagung und Anfang 1964 die Weltrohstoffkonferenz 
folgen. Al le diese Konferenzen führen nicht zu unmittelbar 
greifbaren Ergebnissen. Aber hier und bei ähnl ichen Ge­
legenheiten werden Regeln erarbeitet, zum Beispiel für 
die Arbeitsweise gewisser Einrichtungen der U N , Verhaltens­
weisen festgelegt, wie etwa für die multi laterale oder bilate­

rale Vergabe der Entwicklungshilfe, ja , M a ß n a h m e n be­
schlossen, zum Beispiel die Errichtung eines Forschungs- und 
Ausbildungszentrums i n Dakar, die i n unserer interdepen-
denten Welt mehr oder minder d i rekt auch i n jeden Staat 
hineinwirken. 

Überd ies wol l te die UNCSAT zunächs t nichts weiter sein 
als „eine Bestandsaufnahme des Fortschrittes i n Wissen­
schaft und Technik einerseits und der Entwicklungsplanung 
andererseits". Dieser Zweck wurde v o l l erreicht. Die Ver­
treter der En twick lungs länder haben zum ersten M a l i n 
einer ged räng ten Form eine großar t ige Uberschau bekommen 
ü b e r die gegenseitige Abhäng igke i t der verschiedenen Pha­
sen einer wirtschaftlichen Entwicklung. Mehr als ein T e i l ­
nehmer ä u ß e r t e m i r gegenüber , d a ß sie von dieser K o m ­
pliziertheit und Schwierigkeit hier erstmals eine rechte 
Vorstellung bekommen hä t t en . 

Es ist a u ß e r d e m von seiten der En twick lungs länder w ä h ­
rend dieser Konferenz wiederholt öffentlich betont worden, 
d a ß die eigene Leistung se lbs tvers tändl iche Voraussetzung 
für die Wirksamkeit jeder Hi l fe von a u ß e n sei. 
Auch dieses m u ß auf der Plusseite der Bilanz der UNCSAT 
verbucht werden: Der Erkenntnis von der wirtschaftlichen 
und technischen Rücks tändigke i t auf seiten der Entwick­
lungs länder steht bei den Vertretern der industrialisierten 
Staaten die wachsende Einsicht gegenüber , „daß es nicht 
m i t einer einfachen Ü b e r t r a g u n g von westlichem Wissen 
und Können , begleitet von der notwendigen Wirtschafts­
und Finanzhilfe, getan ist". U m die Entwicklungshilfe 
materiel l zum Erfolg zu führen , ist die Bereitschaft uner­
läßlich, sich m i t den al l tägl ichen Gegebenheiten den 
B r a u c h t ü m e r n und der Men ta l i t ä t der Bewohner i n jedem 
einzelnen unterentwickelten Gebiet zu beschäftigen, einmal, 
u m wirtschaftliche P r io r i t ä t en feststellen zu können , und 
zum anderen, u m die zweckmäßigs ten Ansatzpunkte für 
die gemeinsame Aufbauarbeit zu finden. 

Weiter ist positiv zu bemerken, d a ß mit t lerweile auch die 
zus tänd igen Menschen i n den industrialisierten Staaten 
Europas a u ß e r h a l b Englands und Frankreichs gelernt haben, 
m i t Bezug auf die En twick lungs länder i n l änge ren Zei t ­
r ä u m e n zu denken. Sie erwarten materielle Erfolge nicht 
mehr am Ende des nächs ten Quartals oder des laufenden 
Jahres, sondern beginnen, i n Z e i t r ä u m e n von fünf, zehn, 
zwanzig und mehr Jahren zu kalkulieren. 
Weiter hat man i n den En twick lungs lände rn erkannt, d a ß 
nicht jedes Angebot technischer Hil fe bedenkenlos ange­
nommen werden sollte; denn hier und dort ist das Angebot 
s t ä r k e r als die Möglichkeiten, den rechten Gebrauch davon 
zu machen. I n Zukunft w i l l man daher zunächs t p rüfen , 
wie wei t ein solches Angebot der Aufnahmefäh igke i t ent­
spricht, das heißt , i m Gange befindliche Arbei ten unter­
s tü tz t oder die Verwirk l ichung vorhandener P l ä n e förder t . 
Es w i r d i n Zukunft auch darauf geachtet werden, d a ß die 
Stipendiendrohnen aussterben. Dami t sind jene Studenten 
aus En twick lungs lände rn gemeint, die sehr geschickt bei 
einer Stelle nach der anderen Stipendien erwerben und 
Zeugnisse, bisweilen sogar m i t ausgesprochen guten Noten 
ansammeln, sich dabei aber ihrem Land entfremden, dor t ­
h in nicht mehr zu rückkehren wollen, oder von ihren Zeug­
nissen ü b e r theoretische Erkenntnisse das Recht auf eine 
führende Stellung ableiten, ohne je durch eigene Arbe i t 
Erfahrung erworben zu haben. 

Wo blieb die Bundesrepublik? 

Doch die eigentlichen Erfolge der UNCSAT werden erst i m 
Laufe der Zeit offenbar werden, wenn die Studien, Reden 
und Diskuss ionsbei t räge nach und nach ausgewertet und 
daraus die Schlüsse für die Praxis gezogen worden sind. 
Vieles aber w i r d auch dann nur als Anregung for twi rken 
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und darum ü b e r h a u p t nie mi t H ä n d e n zu greifen sein; oder 
wie hoch w i l l man veranschlagen, d a ß ein gebender Staat 
in Zukunft seine Partner aus den En twick lungs ländern bei 
der Vergabe technischer Hilfe von allem Anfang an zu den 
vorbereitenden E r w ä g u n g e n hinzuzieht, und d a ß dieses 
Verfahren als vorbi ldl ich hingestellt wurde? Jedenfalls 
haben die Mitglieder des Ausschusses, der das Material der 
UNCSAT auswertet, einen geradezu sensationellen Einblick 
in die internationalen Z u s a m m e n h ä n g e der Entwicklungs­
hilfe, i n die Bilanz der Leistungen w ä h r e n d der vergan­
genen zehn Jahre und i n die Möglichkei ten für die Zukunft . 
Warum, so fragt sich der Beobachter, ist die Bundesrepublik 
Deutschland i n diesem Ausschuß, der i n der Hauptsache aus 
den P rä s iden t en und den 14 Vizepräs identen der Konferenz 
besteht, nicht vertreten? Warum haben w i r nicht einen 
dieser 14 Vizepräs identen gestellt, obwohl w i r — und das 
sagte i n einem Diskussionsbeitrag ein Amerikaner — der 
drittbeste Zahler für die Hilfsorganisationen der U N sind? 
Haben w i r uns je nachdrücklich darum b e m ü h t ? Wenn nein, 
wa rum nicht? Etwa, we i l w i r nicht volles Mitgl ied der 
Vereinten Nationen sind? Wenn w i r für diese Organisation 
zahlen und darin mitarbeiten, wa rum sind w i r dann nicht 
auch dabei, wenn es darum geht, Richtlinien für die Tä t ig ­
keit dieser Organisationen zu erarbeiten und dort unsere 
Gedanken zur Geltung zu bringen, die w i r , so, wie die 
Dinge nun heute einmal liegen, auf nationaler Ebene nur 
unter Schwierigkeiten verwirkl ichen können , wenn sie nicht 
i m Einklang m i t den internationalen S t r ö m u n g e n der freien 
Welt stehen? Wollen w i r auf diese S t röme keinen Einf luß 
nehmen? Oder haben w i r die ze i tzündende Bedeutung sol­
cher Treffen wie die der UNCSAT nicht erkannt? 
Frankreich und England ließen, ebenso wie die USA und 
die Sowjetunion, schon durch die Anzahl ihrer Vertreter 
keinen Zweifel, welch großen Wert sie darauf legten, gerade 
bei dieser Konferenz gebüh rend vertreten zu sein. Frank­
reich hatte 267 Minister, Diplomaten, Professoren, W i r t ­
schaftler und Beamte entsandt, England 149. Wenn es aber 
zwei Staaten gibt, die sich mi t den Menschen und den Ge­
gebenheiten i n den En twick lungs ländern auskennen, dann 
diese beiden. Gleichwohl stellten sie ungeachtet der Tat­
sache, d a ß sie, anders als etwa die Bundesrepublik, übe r 
Charakter und Mi l ieu in den En twick lungs ländern kaum 
etwas zu lernen brauchen, die s t ä rks t en Delegationen, eben 
weil sie u m die Zukunf t s t räch t igke i t dieser Konferenz w u ß ­
ten. Amer ika stand ihnen m i t 107 Delegierten wenig nach, 
gefolgt von der Sowjetunion m i t 47. Diese L ä n d e r hatten 
auch für jede einzelne der 12 Arbeitsgruppen einen s tändigen 
Ausschuß gebildet, der jeweils die Aufgabe hatte, alle Ä u ß e ­
rungen i n den verschiedensten ihr Thema behandelnden 
Sitzungen genau zu verfolgen. 

Die Bundesrepublik hatte 34 Delegierte benannt; davon ge­
hör t en sechs dem Generalkonsulat i n Genf an. Von den 
üb r igen waren zeitweise nicht mehr als zusammen acht i n 
Genf, und i m Sitzungssal bei den allgemeinen Tagungen 
auße r bei der Eröffnung höchstens drei, meist jedoch nur 
einer anwesend. Gerade bei diesen allgemeinen Sitzungen 
aber war Gelegenheit, der Welt — den industrialisierten 
Staaten wie den Entwick lungs ländern , den Verbünde ten wie 
den Kommunisten — zu sagen, was Deutschland an Ent­
wicklungshilfe geleistet hat, leistet, welch ein wichtiges 
Anliegen diese Hil fe der Bundesrepublik ist, und welche 
Gedanken uns dabei leiten. Diese Chance ist ve rpaß t . 
Es kam aber keineswegs allein auf die Zahl der Delegierten 
an. Fast wichtiger noch waren die Gesichtspunkte, nach 
denen sie ausgewäh l t waren. Die Ergebnisse der Wissenschaft 
und Technik wurden i n Genf nicht nur vorgetragen und 
diskutiert. Sie waren in keinem Augenblick Selbstzweck; 
mi t ihnen wurde immer auf die Entwick lungs länder abge­

zielt, das heißt , m i t ihnen wurde Pol i t ik gemacht. A r g u ­
mente, Beweise, Theorien waren zugleich auch immer 
Waffen i m Wettstreit u m Prestige, Ansehen und Können , 
aus denen eines Tages greifbare Münzen geschlagen werden. 
Es ging nicht allein u m Entwicklungshilfe, übe ra l l war auch 
die Entwicklungspolit ik i m Spiele. Darauf war die Zusam­
mensetzung anderer Delegationen abgestellt, die von M i ­
nistern oder sonst in der Weltöffentl ichkeit bekannten Per­
sönlichkeiten geführ t wurden, und i n denen man neben 
Professoren, die u m diese Auseinandersetzung w u ß t e n , auch 
sehr handfeste Wirtschaftler antraf. Damit soll nichts gegen 
unsere deutschen Wissenschaftler gesagt sein. Sie haben 
ihre Pflicht getan und dafür die gebührende Anerkennung 
gefunden. I n Genf ging es aber u m mehr als u m die Er­
ledigung bloß wissenschaftlicher Aufgaben. 
Hier möchte ich einem Einwand vorbeugen, mi t dem man 
in der Bundesrepublik schnell bei der Hand ist, wenn es 
gi l t , Ver säumnis se zu beschönigen oder Fehler zu verdecken. 
Man könn te sagen, es s tünde uns Deutschen nicht gut an, 
wenn w i r mehr tä ten , als wozu w i r aufgerufen seien. 
Aber auch in dieser Hinsicht hat die Regierung, an die die 
Einladung der Konferenz gerichtet war, die Bedeutung der 
Konferenz verkannt. Deutschland, das, wie gesagt, einen 
erheblichen Beitrag zur internationalen Hil fe leistet, war 
u m wissenschaftliche Bei t räge gebeten worden. Die Bun­
desrepublik mi t ihren 57 Mil l ionen Einwohnern legte stell­
vertretend für ganz Deutschland 24 Arbeiten vor. Senegal, 
das 3,1 Mil l ionen Einwohner zählt , sandte 60 ein. Haben wi r , 
die w i r der Welt unter anderem die Atomspaltung und 
„Ost" wie „West" die Raketen gegeben haben, zu der „größ­
ten Aufgabe unserer Zeit" so v ie l weniger zu sagen als ein 
Entwicklungsland, das erst seit drei Jahren souverän ist? 
Liste der 12 Stoff-Gruppen sowie der Anzahl der wissen­
schaftlichen Bei t räge , die von den verschiedenen Staaten und 
Sonderorganisationen eingereicht worden waren: 

Sachgebiet Anzahl der Beigesteuert von 

Be i t r äge Staaten Sonderorg. 

Bodenschätze 326 61 7 

Arbe i t skrä f te 75 32 2 

Landwirtschaft 514 70 3 

Industrielle Entwicklung 195 43 2 

Verkehr 108 34 3 

Gesundheit und 
E r n ä h r u n g 146 46 1 

Soziale Fragen 59 25 1 
Organisation und 

wirtschaftl . Planung 96 35 3 

Organisation und 
Wissenschaft!. Planung 52 25 2 

Internationale Z u ­
sammenarbeit 91 26 3 

Ausbildung 97 35 3 

Nachrichtenwesen 79 21 3 

1 838 453 33 

Wie diese Zusammenstellung zeigt, haben die Gruppen Land­
wirtschaft und Bodenschätze bei weitem das größte Interesse 
gefunden. Zahlreich sind auch die Arbeiten ü b e r industrielle 
Entwicklung, Gesundheit, E r n ä h r u n g und Verkehr. Aus den 
ve rhä l tn i smäß ig geringen Einsendungen zu dem Thema Or­
ganisation und wissenschaftliche Planung w i r d einmal mehr 
ersichtlich, d a ß Geber wie E m p f ä n g e r sich hierbei, insbeson­
dere was ih r Zusammenwirken anbetrifft, auf Neuland be­
wegen. 
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Die Frühjahrskonferenzen der regionalen Wirtschaftskommissionen 

Die ECA hat praktische Arbeit geleistet 
„Die deutsche Bundesregierung und das deutsche Volk sind 
willens, ihren Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung aller 
afrikanischen L ä n d e r zu leisten", e r k l ä r t e der Leiter der 
Deutschen Delegation, Minister ialrat Dr. K a r l Erdmann, L e i ­
ter des Afrika-Referats i m Bundesministerium für W i r t ­
schaft w ä h r e n d der 5. Konferenz der Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen für Af r ika (Economic Commission for 
Africa, ECA), die vom 18. Februar bis 2. März in Léopoldvil le , 
der Hauptstadt der Republik Kongo, stattfand. 
Erdmann sagte unter anderem weiter: „Ich möchte hier nicht 
Zahlen nennen oder auf Einzelheiten unserer Kap i t a l - und 
Technischen Hil fe für A f r i k a eingehen. Ich darf lediglich 
feststellen, d a ß es keinen u n a b h ä n g i g e n Staat i n Af r ika gibt, 
den die Bundesregierung i n Form von Geschenken oder K r e ­
diten nicht nennenswert u n t e r s t ü t z t hat, sei es, daß diese 
Hilfe bereits g e w ä h r t wurde, sei es, daß sie zugesagt ist." 
Diese Tagungen der ECA finden seit ihrer G r ü n d u n g Ende 
1958 al l jährl ich i m F r ü h j a h r statt. (Siehe VEREINTE N A T I O ­
NEN Heft 2/1962, S. 50 ff .) Sie haben einen doppelten Zweck. 
Einmal w i r d in Form von mündl ichen und schriftlichen Be­
richten sowie an Hand von wirtschafts- und sozialpolitischen 
Studien übe r die Arbei t w ä h r e n d des vergangenen Jahres 
Rechenschaft abgelegt; zum anderen stellt die Konferenz in 
Form von Beschlüssen die Aufgaben für das folgende Jahr. 
A u ß e r d e m formulieren die Vertreter der afrikanischen Re­
gierungen ihre Wünsche an den Wirtschafts- und Sozialrat 
der Vereinten Nationen (ECOSOC), der ü b e r die in der ECA 
angenommenen Entschl ießungen entscheidet und gegebenen­
falls ü b e r ihn an die G e n e r ä l v e r s a m m l u n g der U N . Dies ist 
z. B. geschehen mi t dem Beschluß der 4. ECA-Konferenz 
1962, die Südafr ikanische Union und Portugal aus der ECA 
auszuschl ießen; er wurde mi t der knappen Mehrheit von nur 
einer Stimme vom ECOSOC verworfen. 

U m die Leistungen der ECA ermessen zu können, m u ß man 
sich die V e r ä n d e r u n g e n in der Zusammensetzung der M i t ­
gliedschaft ve rgegenwär t igen . Bei der G r ü n d u n g standen 10 
afrikanische Staaten Pate, dazu alle diejenigen europäischen 
Mächte, die i n Af r ika „Reg ie rungs -Veran twor tung ausüb ten" , 
wie es offiziell h ieß , also Belgien, England, Frankreich, 
Italien, Portugal und Spanien. Heute ist aus der ECA eine 
rein afrikanische Wirtschaftsorganisation geworden, der 
gegenwär t ig 32 souveräne Staaten als ordentliche Mitglieder 
angehören , die Union von Südaf r ika nicht mitgerechnet. Eng­
land, Frankreich und Spanien sind gebeten worden, ihren 
Rat und ihre Erfahrungen in Zukunft als assoziierte Mi tg l i e ­
der zur Verfügung zu stellen, w ä h r e n d man Portugal und 
die Union von Südaf r ika so lange von den Arbeiten ausschlie­
ß e n w i l l , bis diese ihre Einstellung zu den Afr ikanern ge­
ä n d e r t haben. Solche afrikanischen Staaten, deren U n a b h ä n ­
gigkeit bevorsteht, wie Kenia oder die L ä n d e r der Zentra l ­
afrikanischen Födera t ion , arbeiten — ebenfalls als assoziierte 
Mitglieder — i n der ECA bereits mit . 

Z u den Vertretern dieser Staaten kamen auf der dies jähr igen 
Tagung Beobachter aus 22 Ländern , von 12 Sonderorganisa­
tionen der U N und 13 nichtstaatlichen Organisationen, alles 
i n allem rund 500 Delegierte. Z u den Beobachtern gehör t 
neben Staaten wie den USA, der Schweiz, Schweden oder den 
L ä n d e r n des Ostblocks auf ausdrückl ichen Wunsch der 2. 
ECA-Konferenz (1960 i n Tanger) auch die Bundesrepublik 
Deutschland. Ihrer Delegation unter Leitung des bereits ge­

nannten Ministerialrats Dr. Erdmann gehör t en weiter an LR 
I . K l . Dr. Blumenfeld, Regierungsdirektor Lamby (BMZ), der 
Beauftragte für ECA-Angelegenheiten bei der Botschaft i n 
Addis Abeba, wo die ECA ihren s tänd igen Sitz hat, Böttcher , 
und der Wirtschaftsreferent der Botschaft i n Léopoldvil le , 
Dr. Wächter . 
Die praktische Arbei t der ECA, die i m wesentlichen darin 
besteht, der afrikanischen Wirtschaft i n Form von exakten 
Unterlagen, ausgebildetem Personal und sorgfält ig aufge­
stellten Programmen eine feste Grundlage zu geben, w i r d 
von einem Sekretariat geleistet, das z. Z. m i t 85 hauptamt­
lichen Beamten besetzt ist. Dazu kommen etwa 100 s tändige 
Hilfskräfte und eine nach Bedarf und vorhandenen Mi t t e ln 
jeweils schwankende Anzahl von Professoren sowie anderen 
Fachkräf ten , die vo rübe rgehend tä t ig sind. 
Der d ies jähr igen Konferenz lagen etwa 60 Analysen, Studien 
und Berichte vor; die L e k t ü r e bes tä t ig t einen sich seit 1961 
abzeichnenden Trend: die Arbei t der ECA bewegt sich zu­
nehmend von theoretischen E r w ä g u n g e n fort und auf die 
Lösung praktischer Aufgaben zu. Das Sekretariat w i r d i n so 
rasch zunehmendem M a ß e von den einzelnen afrikanischen 
Staaten u m Rat und Fachkräf te ersucht, d a ß es den Anforde­
rungen nicht mehr entsprechen kann. I m abgelaufenen Jahr 
haben ü b e r 20 Arbeitstagungen stattgefunden, von denen die 
übe r Möglichkeiten der Industrialisierung in Af r i ka zu den 
wichtigsten gehört . Vers t äd te rung , innerafrikanische Völker ­
wanderung, demographische Fragen, die Notwendigkeit des 
gesellschaftlichen Strukturwandels i m Hinbl ick auf die Er ­
fordernisse der modernen Wirtschaft, der Handel innerhalb 
Afrikas sowie m i t den L ä n d e r n i n Ubersee, F ö r d e r u n g des 
Handels, eine erste Bestandaufnahme der Energiequellen und 
der gegenwär t igen Produktion: das sind Aufgaben, die w ä h ­
rend des Jahres 1963 entweder weiter behandelt oder zum 
ersten M a l angepackt wurden. 

Wirtschaftlern i n industrialisierten L ä n d e r n mögen solche 
Themenstellungen als elementar oder als b loße Theorie er­
scheinen, den Afr ikanern bedeuten die Antwor ten auf solche 
Fragen lebensnotwendige Unterlagen ü b e r die Verhä l tn i s se 
in ihren eigenen L ä n d e r n und des weiteren auf ihrem K o n ­
tinent; denn die Kolonia lmächte haben ja, als sie ihre Sou­
v e r ä n i t ä t ü b e r die L ä n d e r aufgaben, alle wirtschaftlichen 
und finanziellen Schlüsse lakten mitgenommen, und die Z u ­
sammenarbeit zwischen Eng ländern , Franzosen, Belgiern 
einerseits und den afrikanischen Staaten als nunmehrige 
politisch gleichberechtigte Partner andererseits kommt, wie 
man weiß , nur schwer in Gang. 

Sie w i r d durch Miß t r auen h ü b e n und d r ü b e n gehemmt. I m 
Kongo haben die Besprechungen zwischen Min is te rpräs iden t 
Adoula und dem belgischen Außenmin i s t e r Spaak vom 26. 
bis 28. 2. i n Brüsse l ü b e r h a u p t erst die Voraussetzungen für 
eine W i e d e r a n n ä h e r u n g geschaffen. Wer, wie der Berichter­
statter, die Arbeiten der ECA von Anfang an verfolgt hat, 
stellt als Merkmale der d ies jähr igen ECA-Tagung folgendes 
fest: 

1. Die Diskussionen werden immer freier von politischen 
Elementen. Das B e m ü h e n gi l t mehr und mehr den w i r t ­
schaftlichen, finanziellen, sozialen Sorgen und der inner­
afrikanischen Zusammenarbeit. Z. B . wurden auch dieses 
M a l wieder Befürchtungen ü b e r den Gemeinsamen M a r k t 
geäußer t , und die assoziierten Staaten m u ß t e n sich einen 
Tag lang gegen den V o r w u r f verteidigen, sie w ü r d e n 
durch ihre Abmachungen m i t der EWG der innerafr ikani-
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sehen Zusammenarbeit entgegenwirken. Aber w ä h r e n d 
die 4. Konferenz noch einen entsprechenden Entschluß 
faßte, zog Liberia diesmal seinen von Miß t r auen diktierten 
Entwurf „im Interesse der Einheit Afrikas", wie der Spre­
cher sagte, schließlich zurück. Riva l i t ä ten gab es erneut: 
sie wurden aber nicht so sehr zwischen Afr ikanern ausge­
tragen, sondern gegenüber dem Westen von den Ostblock­
staaten vom Zaune gebrochen, die ihre Wirtschaftsmetho-
den den Afr ikanern auf Kosten des Ansehens der demo­
kratischen Staaten u m jeden Preis „verkaufen" woll ten, 
üb r igens ohne Erfolg. 

2. Die innerafrikanische Zusammenarbeit macht Fortschritte. 
Die ECA w i r d von den Afr ikanern mehr und mehr als 
ihre Organisation angesehen, an die sich jeder Afrikaner 
jederzeit wenden kann. Dazu kommen immer wieder 
Appelle, Mi t t e l und Krä f t e regional zu vereinen. I n diesem 
Zusammenhang ist ein Beschluß bemerkenswert, ein 
Zwe igbüro der ECA für Nordafrika m i t dem Sitz in Tan­
ger zu errichten. Hierher gehör t ferner der Vorschlag des 
Nigerianers Wazir i Ibrahim, für alle afrikanischen Staaten 
eine gemeinsame Streitmacht, „an U N mil i tary-force for 
Afr ica", zu schaffen, ein Vorschlag, den er übr igens aus­
schließlich wirtschaftlich mi t Kostenersparnis für den ein­
zelnen Staat begründe te . Schließlich ist noch die einstim­
mig angenommene Entsch l ießung zu e r w ä h n e n , m i t der die 
ECA „im Bewußt se in der dringenden Notwendigkeit der 
Einheit und der S t ä r k u n g der afrikanischen Sol idar i tä t" 
sich an die P rä s iden t en der afrikanischen Staaten wendet, 
der auf den 23. M a i nach Addis Abeba einberufenen K o n ­
ferenz der afrikanischen Staatschefskonferenz einen v o l ­
len Erfolg zu sichern. 

3. Die ECA betrachtet sich als Tei l jenes sich neubildenden 
weltwirtschaftlichen Kreislaufes, der i m Hinblick auf die 
Entwicklungshilfe von der multi lateralen Methode be­
st immt w i r d , die ihrerseits m a ß g e b e n d für die bilaterale 
Zusammenarbeit sein soll. Eine m i t 25 Stimmen bei 2 
Enthaltungen ohne Gegenstimmen angenommene Ent­
schl ießung, die unter Verweis auf die Beschlüsse von 
Kai ro (9.—18. Ju l i 1962) und auf entsprechende Ä u ß e r u n g e n 
des abgetretenen P rä s iden t en der Weltbank, Eugene Black, 
die Forderung nach einer Welthandelskonferenz unter­
stützt , war bezeichnend für das Bestreben dieser ECA-
Konferenz. 

4. Die Afr ikaner d r ä n g e n ungeduldig auf praktische W i r t ­
schaftshilfe. A n dem bisher geüb ten Verfahren wurden 
u . a. folgende K r i t i k e n geüb t : 
a) Der Sprecher Tanganjikas bemänge l t e unter allgemei­

ner Zustimmung, daß die Gutachten der Fachleute 
meist zu wenig die lokalen Gegebenheiten berücksicht i ­
gen und darum nur bedingt brauchbar sind, u m so 
mehr, wenn die Kosten solcher Gutachten einen Tei l 
der Hi l fe verschlingen. 

b) Die Gelder für die einheimischen Kosten, die i m Z u ­
sammenhang mi t der gegebenen Hil fe aus eigenen M i t ­
teln bezahlt werden müssen , sind so hoch, d a ß die Ent­
wicklungs länder sie oft nicht aufbringen können . 

c) Die Zeit vor der Zusage der Hilfe bis zum Umsatz i n die 
Praxis gil t als zu lang. Dadurch ist i n vielen Fä l l en an­
gesichts der raschen Wandlungen 

d) die Hilfe zu unbeweglich, besonders dann, wenn sie an 
Projekte gebunden ist. 

5. Zwei für die wirtschaftliche Entwicklung Afrikas wichtige 
Projekte, die gewisse rmaßen die Schöpfung der Afrikaner 
selbst und a u ß e r d e m ein s tändig wirkendes Bindeglied 
zwischen ihnen sind, stehen kurz vor der Vollendung: ein 
afrikanisches Forschungs- und Entwicklungsinstitut (Sitz 
in Dakar, Senegal), das mi t Un te r s tü t zung des Technischen 

Hilfefonds der U N noch i n diesem Jahr seine Arbei t auf­
nehmen wi rd , und die afrikanische Entwicklungsbank, zu 
der die Vorbereitungen so wei t gediehen und gu tgehe ißen 
sind, d a ß die Finanzminister der afrikanischen Staaten i m 
kommenden Juni die G r ü n d u n g vornehmen können . 

Der Leiter der deutschen Delegation hat der Arbe i t des a f r i ­
kanischen Entwicklungsinstituts die Un te r s tü t zung der Bun­
desrepublik zugesagt, i n dem er u . a. auf die Möglichkei ten 
der Zusammenarbeit m i t der „Deutschen Stiftung für Ent­
wicklungs länder i n Tegel" und der „Bundesans ta l t für Bo­
denforschung" in Hannover verwies. Wörtl ich sagte Erdmann: 
„Ich b in überzeugt , daß eine Zusammenarbeit dieser beiden 
deutschen Institute mi t dem afrikanischen Inst i tut für Ent­
wicklung und Planung sich zum Vor te i l für beide Seiten ent­
wickeln und ein guter Anfang für weitere Partnerschaft sein 
kann." Dr. Markus Timmler, z. Z. Léopoldvi l le 

* 

XVIII. Jahresversammlung der ECE 

Vom 18. A p r i l bis 4. Mai tagte in Genf die X V I I I . Jahresver­
sammlung der ECE (Economic Commission for Europe, W i r t ­
schaftskommission der Vereinten Nationen für Europa). Sie 
hatte eine umfangreiche Tagesordnung vor sich, die zwar i m 
großen und ganzen einer inzwischen übl ichen Form entsprach, 
so etwa die Entgegennahme von Berichten der einzelnen Aus­
schüsse m i t einer Aussprache da rübe r , die Fortschrittsberichte 
des Exeku t iv sek re t ä r s übe r verschiedene Entschl ießungen der 
vergangenen Jahre und die Diskussion des Berichtes über die 
Wirtschaftslage. Eine Besonderheit lag aber insofern vor, als 
die Reihenfolge zweier Tagesordnungspunkte verschoben 
wurde. Vor etwa zwei Jahren hatte die Kommission einem 
östlichen Wunsch Rechnung getragen und nach der Annahme 
der Tagesordnung und der Wahl des Büros sofort die Bera­
tung eines Punktes begonnen, der „Arbei t der Kommission 
als solche" bezeichnet wurde. Unter diesem Punkt hiel t der 
Osten große Propagandareden, die sich von sowjetischen 
Wel t raumf lügen bis zu Einzelheiten kleinster Arbeitsgruppen 
erstreckten, und brachte unter i hm seine Wünsche für Ent­
schl ießungen vor. Durch dieses Verfahren wurde nicht nur 
die Geduld der Delegierten strapaziert und wurden nicht nur 
häufige Wiederholungen gefördert . Auch das K l i m a der Jah­
resversammlung war i n den beiden letzten Jahren durch die 
Häufung der leider oft sehr polemischen und politischen Dis­
kussionen ge t rüb t worden. U m dem zu begegnen hatte der 
Westen durchgesetzt, d a ß dieser Punkt i n diesem Jahr erst 
nach der Behandlung der Berichterstattung der Ausschüsse 
aufgerufen wurde, was sich als außerordent l i ch zweckmäßig 
erwies. Erstmals hatte das Sekretariat zudem einen genauen 
Zeitplan aufgestellt, welcher die Beratung der sachlich zusam­
m e n g e h ö r e n d e n Tagesordnungspunkte auch dann e rmög­
lichte, wenn diese nicht unbedingt der Reihenfolge entspra­
chen, a u ß e r i n dem oben e r w ä h n t e n grundsä tz l ichen Fall . So 
konnten bei der Behandlung des Binnenverkehrsausschusses 
der Bericht des Exeku t iv sek re t ä r s ü b e r die Studie übe r das 
einheitliche europäische Wasse r s t r aßensys t em zugleich m i t 
der Beratung übe r den Hande l sausschuß die Frage der Mes­
sen und Ausstellungen und bei dem Bericht übe r die Bezie­
hungen zu den UN-Sonderorganisationen auch der Bericht 
des Exeku t iv sek re t ä r s ü b e r die Beziehungen zu den z w i ­
schenstaatlichen Wirtschaftsorganisationen, die nicht der UNO 
angehören , beraten werden. 

Zum Vorsitzenden wurde der bisherige Vizepräsident , der 
s tändige Vertreter Griechenlands beim Europäischen B ü r o 
der Vereinten Nationen i n Genf, Gesandter A. Vlachos, ge­
w ä h l t und, entsprechend der Tradition, als Vizepräs ident ein 
Vertreter der Oststaaten, der ungarische Vizeminister des 
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Der Landesverband Nord­
rhein-Westfalen der Deut­
schen Gesellschaft für die 
Vereinten Nationen führte 
am 16. und 17. Mai im Düs­
seldorfer Landtag eine Ta­
gung durch, die unter dem 
Thema „Deutschland und die 
Entwicklungshilfe" stand. 
Das Bild zeigt v. r. n. 1. die 
Referenten Wilhelm Johnen, 
Landtagspräsident, Staats­
sekretär Prof. Dr. F . K. Via-
lon vom Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit und V. Duck­
worth-Barker, Direktor im 
Europäischen Büro der UN 
in Genf. 

Auswär t igen , Karo ly Szarka. Von den 30 Mitg l ieds ländern 
waren 28 vertreten, ebenso die Schweiz, die einen Sonder­
status in der ECE besitzt. Es fehlten lediglich Zypern und Is­
land. England war durch den parlamentarischen Unterstaats­
sek re t ä r i m Foreign Office, Peter Thomas, die USA durch 
ihren stellvertretenden Leiter der ECOSOC-Delegation, den 
Gesandten Kotschnig, Frankreich durch den f rüheren M i n i ­
ster Dupraz, die Sowjetunion durch den f rüheren Botschafter 
in Washington Menschikow, die Bundesrepublik durch M i ­
nisterialdirektor Risse vom Bundeswirtschaftsministerium und 
Botschafter Schiitter vom Auswär t igen A m t vertreten. 
Der Status der SBZ wurde vor E in t r i t t i n die Tagesordnung 
— wie üblich — wieder zur Debatte gestellt. A u f Grund einer 
Vereinbarung zwischen Ost und West sprachen aber nur die 
Sowjetunion und Polen, denen Frankreich und England ent­
gegentraten und die erfolgreich die Beibehaltung des gegen­
wär t igen Status verlangten. 

Solange die Beratung der einzelnen Ausschüsse für Land­
wirtschaft, für Wohnungsbau, für Statistik, für Elektr iz i tä t , 
für Binnenverkehr, für Kohle, für Stahl, für Gas und für 
Holz erfolgte, war die Diskussion sachlich, und der Zeitplan 
konnte genau eingehalten werden. M i t dem Beginn der Be­
ratung des jetzigen Punktes 4 (Arbeit der Kommission als 
solche) begann die Pol i t ik . Der sowjetrussische Vertreter r ich­
tete Angriffe gegen die USA wegen der Behinderung der 
Schiffahrt nach Kuba und brachte i n diesem Zusammenhang 
auch die Frage des R ö h r e n - E m b a r g o s auf. 
Der deutsche Vertreter verwahrte sich erfolgreich gegen die 
Behandlung eines Themas, das, da es sich hier u m eine Frage 
der Sicherheit handle, nicht zur Kompetenz der Kommission 
gehör te . Die Redner der Ostseite griffen die Frage auch nicht 
mehr i m einzelnen auf, sondern brachten an den verschieden­
sten Stellen v e r s t ä r k t e Hinweise auf durch die Bundesrepublik 
nicht eingehaltene Hande lsver t räge . Dies ve ran l aß t e die deut­
sche Delegation, die entsprechenden, gerade dieses Argument 
zurückweisenden Absätze aus der Note der Bundesregierung 
an die Sowjetunion vom 11. 4. bei einer passenden Gelegenheit 
vorzutragen. 

Insgesamt zeigte sich eine Tendenz des Ostens nach einer 
Ausweitung der Themenstellung und damit der Arbei t der 
Kommission durch die Hereinnahme von politischen Themen, 
zu denen die Kommission nichts beitragen kann, wie z. B. 
die Frage der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen 
der Abrüs tung . Hier kann die Kommission lediglich die Er­
fahrungen einer Studie des Gene ra l s ek re t ä r s entgegennehmen 

und etwa von diesem geforderte zusätzliche Angaben machen. 
Besonderes Interesse zeigte der Osten für den Tagesordnungs­
punkt „Konferenz der Vereinten Nationen übe r Handel und 
Entwicklung", der i h m wiederum zu Propagandareden m i t 
Blickrichtung En twick lungs länder diente. Ein ähnliches Ver ­
fahren, nämlich die Darstellung eigener Leistungen, benutzte 
der Osten i m übr igen , wie seit langem bei der Behandlung 
des Tagesordnungspunktes „Bericht ü b e r die Wirtschaftslage 
Europas". Dieser sog. Survey, der in eigener Verantwortung 
des Sekretariats erstellt w i r d , w i r d vom Westen immer als 
eine gute Beurteilung des abgelaufenen Jahres durch die er­
fahrenen Wirtschaftswissenschaftler des Sekretariats aner­
kannt und gewertet, w ä h r e n d der Osten jede K r i t i k seiner 
Wirtschaftspolitik zurückweis t und in seinen Stellungnahmen 
rege lmäßig nur die erreichten Planzahlen vor t räg t . 
Als Ergebnis der langwierigen Verhandlungen zwischen den 
einzelnen, jeweils von der West- bzw. der Ostseite beauftrag­
ten Delegationen wurden i n der Schlußsi tzung schließlich f o l ­
gende 15 Entschl ießungen angenommen: 

1. M i t w i r k u n g der ECE bei der Vorbereitung der Wel than­
delskonferenz, 

2. Fo r t füh rung der Studie ü b e r wirtschaftliche und soziale 
Folgen der Abrüs tung , 

3. Vereinfachung von Exportdokumenten, 
4. Ad-hoc-Gruppe übe r Hemmnisse des Ost-West-Handels, 
5. Standortwahl von Betrieben, 
6. Langfristiges Programm der Ausschüsse, 
7. Mandat und Ti te l des Wohnungsbauausschusses, 
8. 15 Jahre ECE, 
9. Vergleichbarkeit von Außenhande l ss tas t i s t iken , 

10. Austausch von wirtschaftswissenschaftlichen Dokumen­
ten, 

11. Wasserreserven i n Europa, 
12. Marktforschungsstudie — Chemieprodukte, 
13. Landwirtschaftspolitik, 
14. Problem der Luftverschmutzung, 
15. Arbeitsprogramm. 
Von diesen Entschl ießungen sind 2, 6, 8, 12 und 13 auf ö s t ­
liche Ini t ia t iven zurückzuführen, 10 und 11 entstammen ge­
meinsamen Über legungen, was bis zu einem gewissen Grad 
auch für 1 gi l t . Die anderen Entschl ießungen sind westlichen 
Ursprungs, darunter 5 von deutscher Seite vorgetragen. 

ORegRat Dr. Rudolf Schwarz, z. Z. Genf 
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ECAFE-Tagung in Manila 

I 

Die Jahresversammlung der Wirtschaftskommission der 
Vereinten Nationen für Asien und den Fernen Osten (Eco­

nomic Commission for Asia and the Far East, ECAFE) 
fand diesmal i n Manila, Philippinen, vom 5. bis 18. März 
1963 statt. Die Regierung des gastgebenden Staates t raf u m ­

fangreiche Vorbereitungen für die Konferenz und auch für 
die ungefäh r 300 Delegierten und Beobachter der asiatischen 
und nicht­asiatischen Mitgliedstaaten der ECAFE und der 
verschiedenen Organisationen. 

Unter den Teilnehmern waren Mitglieder der Regierungen 
von Nationalchina, Malaya, Pakistan und Singapore. Die 
Bundesrepublik Deutschland war durch einen Beobachter 
vertreten, Dr. G ü n t h e r Dillner, den s tänd igen Vertreter der 
Bundesrepublik i m H a u p t b ü r o der ECAFE i n Bangkok. Der 
jugendliche Handels­ und Industrieminister der Philippinen, 
Rufino G. Hechanova, war Vorsitzender der Versammlung. 

Zwei Ereignisse der Konferenz, die wohl der beste Beob­

achtungsplatz für die wirtschaftliche Entwicklung der asia­

tischen L ä n d e r ist, waren von besonderer Bedeutung, 
sowohl i n wirtschaftlicher als auch politischer Hinsicht: 
Sämtl iche Mitgl ieds länder der ECAFE stimmten mit ü b e r ­

raschender Begeisterung für eine Entschl ießung, die als 
ein „ers ter Schritt i n der Richtung eines Asiatischen Ge­

meinsamen Marktes" bezeichnet wurde. Der Hauptinit iator 
dieser Entschl ießung war der F ü h r e r der philippinischen 

eim Verhandeln muß man lächeln — auch wenn 

man dem Gegner die Zähne zeigt. 

Generalsekretär U Thant 

Delegation, Minister Hechanova. Das zweite wichtige Ereig­

nis betraf Australien und Neuseeland. Diese beiden Länder , 
die seit Jahren ECAFE­Mitglieder sind, wünsch ten ihrer 
Sol idar i tä t mit Asien dadurch Ausdruck zu geben, d a ß sie 
auch u m regionale Mitgliedschaft ansuchten. Dieses A n ­

suchen wurde von allen ECAFE­Mitgl iedern befürwor te t . I m 
übr igen hat die kleine pazifische Insel West­Samoa, Ein ­

wohnerzahl 115 000, auch u m Mitgliedschaft i n der ECAFE 
nachgesucht. 

I I 

Ein Blick i n die Geschichte der ECAFE ist notwendig, u m 
die Bedeutung dieser Entscheidungen richtig zu begreifen. 
Noch vor kurzem w ä r e n derartige Beschlüsse i n der ECAFE 
unmöglich gewesen. Die E r w ä h n u n g des Gemeinsamen M a r k ­

tes w ä r e noch vor einem Jahr tabu gewesen, obwohl i n der 
ECAFE, ebenso wie i n den Schwesterorganisationen i n Eu­

ropa, Lateinamerika und Afr ika , die Bestrebungen immer 
auf eine S t ä r k u n g der regionalen Zusammenarbeit und eine 
F ö r d e r u n g des regionalen Selbs tbewußtse ins gerichtet waren. 
Geographie, Tradition, Religion, Sprache und Gewohnheiten 
haben die asiatischen L ä n d e r jahrhundertelang mehr ge­

trennt als vereinigt, und unter den Kolonialsystemen ent­

wickelten sich Beziehungen zwischen den asiatischen und 
den westlichen L ä n d e r n , w ä h r e n d die Beziehungen unter 
den asiatischen L ä n d e r n selbst nicht geförder t wurden und 
unentwickelt blieben. 

Es war vielleicht das erste Mal, d a ß i n den Vereinten Na­

tionen die asiatischen L ä n d e r eine gemeinsame Plat t form 
und ein Vent i l für einen gesunden Regionalismus fanden. 
Die ECAFE hat den asiatischen L ä n d e r n geholfen, ihre 
statistischen Büros zu entwickeln, ihre dringendsten w i r t ­

schaftlichen und sozialen Bedürfnisse zu erkennen, zu ana­

lysieren und Mit t e l und Wege zu suchen, die eine raschere 
Wirtschaftsentwicklung ermögl ichen w ü r d e n . Die Tät igkei t 
der ECAFE hat i n den letzten Jahren durch die U n t e r s t ü t ­

zung der globalen Bestrebungen der Vereinten Nationen 
und ihrer Sonderorganisationen eine mehr und mehr prak­

tische Entwicklung genommen. 

I I I 

Eines der hervorragendsten Beispiele, die die Ini t ia t ive der 
ECAFE für die regionale Zusammenarbeit zeigen, ist das 
Programm für die Entwicklung des Mekong­Basins i n H i n ­

terindien. Der Plan für eine Auswertung des bisher fast 
vollkommen unausgenü tz t en Potentials des Mekong wurde 
zuerst von der ECAFE vorgeschlagen. Die ersten Unter­

suchungen wurden auch von der ECAFE durchgeführ t , aber 
heute hat das Programm schon lange das Stadium von 
Untersuchungen überschr i t ten . Die ersten Konstruktions­

arbeiten, die i n diesem F r ü h j a h r beginnen, werden von 
einer Anleihe der westdeutschen Regierung finanziert. Der 
Betrag dieser Anleihe von ca. 44 M i l l . D M w i r d für die 
Errichtung eines Dammes und eines Elek t r i z i t ä t swerks mit 
Über land le i tungen i m Nordosten von Thailand verwendet. 
Die siamesische Regierung hat einen zusätzl ichen Betrag 
von ca. 28 M i l l . D M beigesteuert. Das Mekong­Projekt steht 
unter der Direkt ion von Kambodscha, Laos, Thailand und 
Vietnam, der vier Länder , die von dem Programm i n erster 
Linie profitieren. Die l ang jähr igen Untersuchungsarbeiten 
werden von 16 Lände rn , 10 Organen der Vereinten Nationen, 
drei amerikanischen Stiftungen und zwei privaten Firmen 
finanziert. 

Ein anderes ECAFE­Programm, die Errichtung eines w i r t ­

schaftlichen Entwicklungs­ und Planungs­Instituts für Asien, 
steht vor seiner Verwirkl ichung. Die Finanzen für dieses 
Inst i tu t wurden von dem Sonderfonds der Vereinten Natio­

nen und aus Bei t rägen von 20 Regierungen ermöglicht . Die 
westdeutsche Regierung hat die Finanzierung einer Pro­

fessur zugesagt. Das Ins t i tu t w i r d seinen Hauptsitz i n 
Bangkok haben. Die ersten Kurse sollen i m Jahr 1964 be­

ginnen. 
Ein weiteres weitblickendes ECAFE­Projekt ist die Asia­

tische Autos t r aße , die gegebenenfalls von der tü rk i schen 
Grenze nach Saigon und Singapore führen soll. Die Asia t i ­

sche Autos t r aße ist ein v ie l bescheideneres Projekt als ein 
ähnl icher Plan, der Nordamerika und S ü d a m e r i k a verbin­

den soll. Der Plan, der von der ECAFE ausgearbeitet wurde, 
s tütz t sich auf bereits bestehende S t r a ß e n und verfolgt i n ­

teressanterweise auf langen Strecken die ehemaligen Kara­

wanenwege. Die verschiedenen asiatischen L ä n d e r haben 
sich bereits darauf geeinigt, welche S t r a ß e n ausgebaut wer­

den sollen, d. h. die Qual i t ä t der S t r a ß e n soll genügend 
verbessert werden, u m einen modernen Autoverkehr zu 
erlauben. 

I V 

Die verschiedenen regionalen Bestrebungen der ECAFE 
gipfelten i n der e r w ä h n t e n Entschl ießung der Mani la ­Kon­

ferenz. Diese Entschl ießung fordert die asiatischen Lände r auf, 
die regionale Zusammenarbeit zu beschleunigen und be­

rechtigt den G e n e r a l s e k r e t ä r der ECAFE, eine Minis ter ia l ­

sitzung der asiatischen Mitglieder der Kommission einzu­

berufen. U Nyun, der burmesische Genera l sek re t ä r der 
ECAFE, beg rüß t e diesen Beschluß der Konferenz als ein 
Ereignis von historischer Bedeutung. Die Ministerialkonferenz 
soll i m Dezember i n Manila stattfinden. 

В 
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Die E r k l ä r u n g e n und die Diskussionen bei der Mani la -Kon­
ferenz gaben gewisse Anzeichen für die Gründe , die die 
asiatischen L ä n d e r v e r a n l a ß t haben, sich mi t v ie l g rößerem 
Nachdruck als zuvor für eine regionale Zusammenarbeit 
einzusetzen: 

1. Die unbefriedigende Entwicklung des A u ß e n h a n d e l s der 
asiatischen L ä n d e r und 

2. die asiatischen Befürchtungen in bezug auf die Auswi r ­
kungen des Europäischen Gemeinsamen Marktes, Befürch­
tungen, die nur teilweise durch den Mißerfolg Englands in 
Brüsse l beschwichtigt wurden. 

Die asiatischen L ä n d e r — mi t Ausnahme Japans — befinden 
sich heute i n einer Wirtschaftssituation, deren Fortentwick­
lung sich immer mehr verlangsamt. Die Nahrungsmittelpro­
dukt ion kann mi t der Bevö lke rungszunahme nicht Schritt 
halten, und der wirtschaftliche Forschritt w i r d dadurch auf­
gehalten, daß die asiatischen L ä n d e r es immer schwieriger 
finden, die notwendigen Importe zu bezahlen. Die Indust r ia l i ­
sierung hat i n einigen L ä n d e r n Fortschritte gemacht, aber 
die asiatischen E x p o r t l ä n d e r machen die bittere Erfahrung, 
d a ß sie immer noch auf die Ausfuhr einiger weniger t rop i ­
scher Produkte angewiesen sind und daß es noch lange dau­
ern w i r d , bevor sie ihre wirtschaftliche Basis erweitern k ö n ­
nen. F ü r die asiatischen L ä n d e r ist es fast katastrophal, daß 
die internationalen W a r e n m ä r k t e unter starken Preisschwan­
kungen leiden und daß die i n den Indus t r i e l ände rn immer 
weitergehende Erzeugung von Ersatzstoffen anstelle n a t ü r ­
licher Rohmaterialien einen pre i sdrückenden Einf luß auf die 
Rohwaren ausübt . W ä h r e n d die Exportpreise sinken, sind 
die Importkosten gestiegen, besonders die Preise der Pro­
dukt ionsgüte r , die die asiatischen L ä n d e r für ihre Indu ­
strialisierung benöt igen. Die Auslandshilfe hat zwar zuge­
nommen, war aber nicht i n der Lage, diesen Doppelverlust 
auszugleichen. Zu a l l dem kommt noch hinzu, daß die asiati­
schen L ä n d e r nun die ve rhä l tn i smäß ige Begrenztheit ihrer 
eigenen Märk t e wahrnehmen. Sie ve rgegenwär t igen sich, daß 
sie nicht nur ihren eigenen Markt , sondern auch andere 
M ä r k t e benötigen, um einen Absatz für ihre neuen Industrie­
produkte zu finden. 

V 

Aus a l l diesen G r ü n d e n hat sich die Einstellung der asiati­
schen Regierungen zur regionalen Zusammenarbeit i m letz­
ten Jahr wesentlich geänder t . Natür l ich sehen verschiedene 
Leute verschiedene Dinge i n regionaler Zusammenarbeit. 
Dies kam bei der Diskussion in Manila k lar zum Ausdruck. 
Manche der asiatischen Delegierten begeisterten sich für die 
Idee einer Asiatischen Gemeinschaft, die für sie offensicht­
lich mehr bedeutet als bloße wirtschaftliche Zusammenarbeit. 
Andere Delegierte sprachen sich für eine enge Zusammen­
arbeit zwischen verschiedenen Staaten aus, die mögl icher­
weise Gruppen bilden könn ten , bevor eine g rößere Asiatische 
Wirtschaftsgemeinschaft zustande kommt. Schließlich gab es 
Delegierte, die sich darauf beschränkten , nicht mehr i n die 
Entschl ießung hineinzulesen, als i n ihrem Text steht. Die Ent­
schl ießung soll Schritt für Schritt zu einer regionalen Z u ­
sammenarbeit führen; ihr Zie l ist die Ausarbeitung und Ver­
wirk l ichung neuer regionaler Projekte, ohne jedoch unbe­
dingt neue Institutionen ins Leben zu rufen. 

F ü r Asien ist die wirtschaftliche Zusammenarbeit nicht nur 
ein M i t t e l der Selbstverteidigung, sondern auch der Selbst­
hilfe. Die meisten asiatischen Regierungen werden mi t einer 
E r k l ä r u n g Prinz Sihanouk's, des Min i s te rp räs iden ten K a m ­
bodschas, übe re ins t immen , der i n einer Radioansprache am 
16. März e rk lä r t e , daß er eine Pol i t ik der Mi t t e verfolgen 
möchte, die den Möglichkeiten und der Tradit ion seines Landes 
Rechnung t räg t . Diese asiatischen Tendenzen kommen i n der 
ECAFE immer mehr zum Ausdruck. Sie entsprechen einer 

Botschafter Adlai E . Stevenson, Chefdelegierter der USA bei den 
Vereinten Nationen, weilte vom 2. bis 3. April in der Bundesrepu­
blik. (Vgl. S. 106.) 

natür l ichen Entwicklung, die die Konst i tut ion und den A r ­
beitsbereich der ECAFE i n den letzten Jahren radikal umge­
formt hat. Als die ECAFE ihre Tät igkei t begann, befanden 
sich nur vier asiatische L ä n d e r unter ihren Mitgl iedern; das 
war i m Jahre 1947. Noch i m Jahre 1951 fanden es die asiati­
schen Mitglieder der ECAFE für notwendig, ihre regionalen 
Interessen dadurch zu wahren, d a ß sie m i t den nichtasiati­
schen L ä n d e r n ein gentleman's agreement abschlossen. Sie 
sicherten sich dadurch zu, d a ß sich nichtasiatische L ä n d e r bei 
Fragen von asiatischer Bedeutung der Stimme enthalten 
w ü r d e n . Heute allerdings ist ein solches Abkommen nicht 
mehr nötig, denn die asiatischen L ä n d e r haben in der ECAFE 
eine klare Mehrheit. Die Situation hat sich sogar so wei t ge­
änder t , daß nun i n den öffentlichen Diskussionen i n der 
ECAFE die westlichen L ä n d e r ganz bemerkbar i n den Hinter ­
grund treten und die Plat t form hauptsächl ich den asiatischen 
Delegierten über lassen . Die Mani la -Entsch l ießung für regio­
nale Zusammenarbeit ist auch dadurch bemerkenswert, d a ß 
sie zum ersten Mal eine Konferenz vorsieht, an der sich nur 
asiatische Delegierte beteiligen werden. 

Die Manila-Konferenz, die sich so eindeutig für eine Ver­
s t ä r k u n g der regionalen Zusammenarbeit aussprach, hat 
auch gezeigt, daß die wirtschaftliche Entwicklung Asiens noch 
lange auf die Hilfe der fortschrittlichen L ä n d e r angewiesen 
sein w i r d . Das endgül t ige Zie l allerdings ist für Asien wie für 
die anderen weniger entwickelten L ä n d e r der Aufbau und die 
Entwicklung ihrer Industrie und ihres Handels. 

Wi l l i am Tanzer, Bangkok 
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Wetterdienst als weltweite Aufgabe 

Die Weltorganisation für Meteorologie DR. ERICH S ü S S E N B E R G E R 

Ministerialrat im Bundesverkehrsministerium 

Anfänge des Wetterdienstes 
und der internationalen meteorologischen Zusammenarbeit 

Wetter und K l i m a richten sich nicht nach den politischen 
Grenzen. Wer Wetterdienst ausüben w i l l , ist daher auf die 
internationale Zusammenarbeit angewiesen. Das wurde schon 
dem Leipziger Professor Brandes bewuß t , der 1820 die erste 
Wetterkarte zeichnete. Er t rug i n eine Karte von Europa 
eine Anzahl von Wetterbeobachtungen ein, die alle zu gleicher 
Zeit i n verschiedenen L ä n d e r n Europas gemacht worden 
waren. Da es damals noch keine Fernmeldeeinrichtungen gab, 
die es gestatteten, Wetterbeobachtungen unverzügl ich weiter­

zuleiten, gri f f er auf die alten Beobachtungen der Societas 
Meteorologica Palatina zurück. Sie war 1780 von dem an den 
Naturwissenschaften und ihrer Anwendung sehr interessierten 
Kurfü r s t en K a r l Theodor von der Pfalz und Bayern i n 
Mannheim gegründe t worden und hatte es sich zur Aufgabe 
gemacht, einheitliche Beobachtungsinstrumente an Wissen­

schaftler i n aller Welt kostenlos abzugeben, sofern diese 
bereit waren, Wetterbeobachtungen nach einem genau fest­

gelegten Plan und zu bestimmten Tageszeiten anzustellen und 
die Daten nach Mannheim einzusenden. Das Beobachtungs­

netz der Gesellschaft zähl te schließlich 39 Stationen, davon 
14 i n Deutschland, und erstreckte sich vom Ura l bis nach 
Nordamerika und von Grön land bis zum Mittelmeer. Die 
Beobachtungsergebnisse wurden i n den sog. Mannheimer 
Ephemeriden veröffentlicht. 1792 ging das Netz ein. Die mit 
der französischen Revolution heraufgezogenen Zei twirren 
hatten nach einem glänzenden Anlauf die Bestrebungen um 
ein weltweites meteorologisches Beobachtungsnetz vereitelt. 

Es war die Wetterlage vom 6. März 1783, die Brandes dar­

stellte, ein Tag, an dem i n West­ und Mitteleuropa ein 
übe raus heftiger Sturm gewüte t hatte. Indem er den L u f t ­

druck und die Winde einzeichnete, erkannte er als Erster den 
Grundgedanken der Windgesetze. M i t dieser sog. synopti­

schen Methode, die noch heute angewandt w i r d , legte Brandes 
den Grundstein für die Arbeitsweise moderner Wetterdienste. 
Er brach damit gleichzeitig mit der alten Auffassung, d a ß 
man aus der laufenden Überwachung der meteorologischen 
Elemente (z. B. Luftdruck) an einem Ort auf die künft ige 
Entwicklung des Wetters an diesem Ort schließen könne . 

Durch diese Darstellungsmethode wurde augenfäll ig, d a ß 
das Wetter nicht „zufällig" ist, sondern bestimmten Gesetz­

mäßigke i t en folgt und so übe r weite Gebiete hinweg i n sich 
verknüpf t ist. Deswegen werden heute i n den Wetterdiensten 
täglich Wetterkarten gezeichnet, die Kontinente und Ozeane 
einschließen und u. U . die ganze Nordhalbkugel überdecken. 
Sie werden nicht nur als sog. Bodenwetterkarte entworfen, 
i n der die Wettererscheinungen so dargestellt sind, wie der 
Erdbewohner sie wahrnimmt, sondern auch für verschiedene 
Höhenniveaus . Diese großräumige Betrachtung des Wetters 
ist nicht nur für die Zwecke der Luftfahr t notwendig, die i n 
wenigen Stunden ganze Erdteile ü b e r w i n d e t und sehr de­

tail l ierter Angaben übe r die auf der Flugstrecke und am 
Zielflughafen anzutreffenden Wettererscheinungen bedarf; 
sie w i r d auch für allgemeine Beratungszwecke gebraucht. 
W i r wissen z. В., daß ein tropischer Wirbelsturm, der i n den 
wenig befahrenen niederen Breiten des Nordatlantik entsteht 
und von orkanartigen S t ü r m e n begleitet übe r die westindi­

schen Inselgruppen zieht, sich zu einer großen Sturmzyklone 
entwickeln kann mit einem Durchmesser von mehreren tau­

send Kilometern. Zwei bis drei Tage, nachdem eine solche 
Zyklone der amerikanischen Ostküs te schwere Schäden zuge­

fügt hat, kann sie Westeuropa erreichen und dann auch hier 
Mill ionen von Menschen ihrem Einfluß unterwerfen. Wenn der 
Wetterdienst rechtzeitig vor ihren Begleiterscheinungen war­

nen soll, m u ß er tagelang zuvor i n noch weit entfernten Gebie­

ten ihre Entwicklung und ihre Bahn verfolgen können . 

Die Anwendung dieser Arbeitsmethode setzt eine großzügige 
internationale Gemeinschaftsleistung voraus, die jederzeit 
sicher und zuver läss ig funktioniert. Ohne eine solche Z u ­

sammenarbeit übe r alle Grenzen hinweg ist es nicht m ö g ­

lich, Wetterdienst zu betreiben. So reichen auch die Be­

strebungen zur internationalen Vers tänd igung i n wetterdienst­

lichen Betriebs­ und Verfahrensfragen i n dem an sich noch 
jungen Arbeitsgebiet weit zurück. 

Zwar hatte Brandes i n den 20er Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts den Weg gewiesen, aber zur Nutzbarmachung 
seiner Methode bedurfte es vorher noch einer bedeutsamen 
technischen Erfindung: des Telegraphen. Erst als ein l e i ­

s tungsfähiges Telegraphennetz bestand und vollends, nachdem 
die drahtlose Télégraphie eingeführ t wurde, war es möglich, 
praktischen Nutzen aus den neu gewonnenen wissenschaft­

lichen Erkenntnissen der Meteorologie zu ziehen. 1849 erschien 
i n der „Daily News" die erste Zeitungswetterkarte, deren 
Beobachtungsdaten telegraphisch übermi t te l t waren. Und auf 
der Londoner Weltausstellung von 1851 ließ die englische 
Postverwaltung zwei Monate lang täglich synoptische Wetter­

karten aushängen , um die Leis tungsfähigkei t ihres Tele­

graphennetzes zu beweisen. 

I n der Folgezeit wurden die ersten Wetterdienste i n Europa 
gegründet . Frankreich schritt voran, indem es aus einer 
Schiffskatastrophe i m Jahre 1854 i m Schwarzen Meer w ä h ­

rend des Krimkrieges, die durch einen plötzlich aufkommen­

den Sturm verursacht worden war, die Folgerung zog, einen 
öffentlichen Wetterdienst zu gründen . Seit 1863 gibt er täglich 
Wetterkarten heraus. Vorangegangen war ein Gutachten des 
damals b e r ü h m t e s t e n französischen Naturwissenschaftlers, 
des Astronomen Leverrier, der nachgewiesen hatte, daß der 
folgenschwere Sturm ü b e r ganz Europa hinweggezogen war 
und daß man sein Eintreffen i m Schwarzen Meer h ä t t e vor ­

hersagen können , wenn man eine Beobachtungs­ und Melde­

organisation gehabt hä t te . I n Deutschland war 1847 auf Be­

treiben Alexander von Humboldts das Preußische Meteorolo­

gische Inst i tut gegründe t worden. Aber erst die 1875 i n 
Hamburg als Reichsinstitut errichtete Deutsche Seewarte 
widmete sich echten wetterdienstlichen Aufgaben. Heute ü b t 
der 1952 durch Bundesgesetz gegründete Deutsche Wetter­

dienst, der dem Bundesminister für Verkehr untersteht, als 
Nachfolgeorganisation des f rüheren Reichswetterdienstes eine 
umfassende meteorologische Tätigkei t i m Bereich der Bundes­

republik Deutschland aus und erfüll t u. a. auch die sich 
hieraus ergebenden internationalen Aufgaben. 

Die Beobachtungsnetze haben inzwischen eine gewaltige Aus­

dehnung und Dichte erfahren. Al le in auf der Nordhalbkugel 
bestehen heute etwa 10 000 Boden­ und 500 H ö h e n w e t t e r ­

stationen. Sie melden ihre Daten zu mehreren Terminen 
innerhalb von 24 Stunden. M i t einem tägl ichen Eingang von 4 
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bis 5 Mil l ionen Zahlen an Meldegut ist der Deutsche Wetter­
dienst einer der g röß ten Datenverarbeiter geworden. 
D a ß diese Wetterbeobachtungen i n aller Welt zu gleichen 
Terminen (nach Weltzeit), nach gleichen Methoden mi t ge­
normten Instrumenten gemacht und nach festen P l ä n e n ge­
sammelt und verbreitet werden, ist durch eine der sinn­
reichsten Gemeinschaftsleistungen aller L ä n d e r sichergestellt. 
Sie w i r d ohne S t ö r u n g e n erbracht übe r alle Grenzen hinweg, 
die Natur und Menschenhand zogen. I h r T räge r ist heute die 
Weltorganisation für Meteorologie (World Meteorological 
Organization, WMO), eine Sonderorganisation der Vereinten 
Nationen, die am 23. März 1950 ihren Geburtstag hat, dem 
Tag, an dem die 30. Ratifizierungsurkunde zum Übere inkom­
men ü b e r die WMO i m State Department der USA hinterlegt 
wurde. 

Ernsthafte B e m ü h u n g e n u m eine internationale meteorolo­
gische Zusammenarbeit haben unter maßgebl icher deutscher 
Beteiligung 1872 auf einer Konferenz i n Leipzig begonnen. 
Sie führ t en zur G r ü n d u n g der Internationalen Meteorologi­
schen Organisation (IMO) auf dem Kongreß i n Wien 1873. 
Diese Vorgänger in der heutigen WMO hatte ihre Grundlage 
ausschließlich i n der freiwil l igen Zusammenarbeit der Direk­
toren der nationalen Wetterdienste. Lediglich die kurz vor 
dem 2. Weltkrieg innerhalb der I M O gegründe te Kommission 
für den Flugwetterdienst machte dabei eine Ausnahme. Ihre 
Mitglieder waren Staatsvertreter und als solche ermächt igt , 
für ihre Lände r bindende Verpflichtungen einzugehen. 
Die allgemeine Entwicklung nach dem letzten Krieg, die 
von dem Wetterdienst zusätzl iche Leistungen innerhalb der 
öffentlichen Aufgaben forderte, zwang zu einem g r u n d s ä t z ­
lichen Wandel. Die immer umfangreicheren Aufgaben der 
weltweiten meteorologischen Zusammenarbeit konnten nicht 
mehr allein auf der Grundlage des „guten Willens" der 
Wetterdienst-Direktoren wahrgenommen werden. Die logische 
Folge war der Abschluß des zwischenstaatlichen Übere in ­
kommens übe r die WMO. 

Zweck und Ziele der Weltorganisation für Meteorologie 

Der G r ü n d u n g der WMO sind lange Erö r t e rungen voran­
gegangen, ob eine solche Entwicklung wi rk l i ch wünschens ­
wert sei. Vor allem die ä l te re Generation fürchtete damals, 
d a ß die — nicht mehr allein ihrem fachlichen Gewissen 
unterworfenen — Direktoren als Staatsvertreter zu stark 
an Weisungen ihrer Regierungen gebunden sein w ü r d e n . 
Abgesehen davon, daß diese Befürch tungen sich i m Laufe der 
Zeit als weitgehend u n b e g r ü n d e t erwiesen, w ä r e i m Zeitalter 
der Wetterraketen und Satelliten eine Lösung der vielen 
Probleme einer weltweiten meteorologischen Zusammen­
arbeit auf anderer Grundlage gar nicht mehr denkbar. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist 1954 dem Übe re inkommen 
ü b e r die WMO beigetreten. Ih r S tänd ige r Vertreter bei der 
Organisation ist der Präs iden t des Deutschen Wetterdienstes. 
Seit ihrem Bei t r i t t arbeitet sie sehr akt iv m i t und leistet 
einen auch von den anderen Mitgliedern und der Organi­
sation selbst anerkannten erheblichen fachlichen Beitrag zur 
Erreichung der Ziele, die sich die Organisation gestellt hat, 
nämlich 

die weltweite Zusammenarbeit bei der Errichtung meteoro­
logischer Stationsnetze zu ermöglichen, 
die Errichtung und den Betrieb meteorologischer Zentral­
stellen zu fördern, 
den Wetterfernmeldedienst zu un te rs tü tzen , 
die Normung der Wetterbeobachtungen sicherzustellen, 
die Anwendung der Meteorologie auf Luftfahrt , Schiffahrt, 
Landwirtschaft und andere Arbeitsgebiete zu fördern und 
die meteorologische Forschung und Ausbildung zu unter­
stützen. 

Die Körperschaf ten der Organisation, die sich u m die Er re i ­
chung dieser Ziele b e m ü h e n , sind 

der Meteorologische Wel tkongreß , die Generalversamm­
lung der Delegierten, die die Mitglieder vertreten, und 
somit das höchste Organ der WMO, 
der Exeku t iv -Ausschuß , der die Durchführung der K o n ­
greßbeschlüsse überwach t , 
die Regiona lverbände , die die Durchführung der Beschlüsse 
des Kongresses und des Exekutiv-Ausschusses i n ihren 
Regionen fördern, 
die Fachausschüsse, die die Fachfragen prüfen, und 
das Sekretariat, das die laufenden Arbeiten der Organi­
sation unter einem Gene ra l sek re t ä r erledigt. 

A n der Spitze der Organisation stehen ein P rä s iden t und 
zwei Vizepräs identen, die ih r A m t zugleich auf dem K o n g r e ß 
und i m Exeku t iv -Ausschuß ausüben . I n dem Ü b e r e i n k o m m e n 
finden sich einige Bestimmungen, die noch deutlich den Geist 
der Direktoren-Vereinigung, die die alte I M O war, v e r s p ü r e n 
lassen. So fordert z. B. das Übe re inkommen , daß für die 
Ä m t e r der P rä s iden ten und Vizepräs identen der Organisation 
und der Reg iona lve rbände sowie für die Zugehör igkei t zum 
Exeku t iv -Ausschuß nur Direktoren der Wetterdienste der 
Mitgliedstaaten w ä h l b a r sind. Bei der Wahrnehmung ihrer 
Pflichten haben sie sich als Vertreter der Organisation und 
nicht als Vertreter ihres Landes zu betrachten. Des weiteren 
ist festzustellen, daß sich trotz des grundsä tz l ichen Wandels, 
der sich i n der Rechtsform von der I M O zur WMO vollzogen 
hatte, die Grundkonzeption der fachlichen Zusammenarbeit 
i m wesentlichen u n v e r ä n d e r t von der f rüheren Internatio­
nalen Meteorologischen Organisation ü b e r n o m m e n wurde. 
Das heißt , auch die WMO hat bisher immer nur eine koordi ­
nierende Funkt ion ausgeübt , w ä h r e n d die Mitglieder als 
„ in tegr ierende Bestandteile" der WMO die gesamte fachliche 
Arbei t — angefangen vom täglichen Routinedienst bis zu 
den Forschungsaufgaben — leisten. 

Mancherlei Anzeichen sprechen dafür , d a ß sich hier ein 
gewisser Wandel vollzieht. Der bekannte Plan einer Wor ld 
Weather Watch, einer Welt-Wetter-Wacht, ist ein Hinweis 
auf die sich abzeichnende Entwicklung. Wieweit es vernünf t ig 
und zweckmäßig ist, i m Sinne einer s t ä r k e r e n Zentra l i ­
sierung einen Tei l der bisher i m nationalen Rahmen durch­
geführ ten Aufgaben an eine supranationale Inst i tut ion abzu­
geben, w i r d bald zu einer zentralen Frage i n der Meteorologie 
werden. Der letzte, der I V . Kongreß der WMO hat hier noch 
keine Entscheidung gebracht, wenngleich dieses Problem 
manche Diskussion beherrschte, nachdem das Sekretariat 
einige Vorschläge i n dieser Richtung gemacht hatte. 

Der IV. Kongreß der Weltorganisation für Meteorologie 

Der I V . Kongreß fand vom 1. bis 27. A p r i l 1963 i n Genf, 
dem Sitz des Sekretariats, i m Palais des Nations statt. Die 
ve rhä l tn i smäß ig lange Dauer e rk l ä r t sich aus dem großen 
zeitlichen Abstand der Kongresse, die nur alle 4 Jahre zu­
sammentreten. Von den 121 Mitgliedstaaten und Terri torien 
waren 102 vertreten. 25 Internationale Organisationen hatten 
Beobachter entsandt. Die Bundesrepublik nahm mi t einer 
Delegation unter der Leitung des P rä s iden ten des Deutschen 
Wetterdienstes tei l . 

Der Kongreß zeigte gegenüber dem vorangegangenen ein 
v e r ä n d e r t e s äuße re s B i l d durch die erstmalige Anwesenheit 
der Vertreter zahlreicher afrikanischer Staaten, die inzwischen 
gegründe t und Mitglieder der WMO geworden waren. W ä h ­
rend des Kongresses hinterlegten die Äuße re Mongolei, Alge­
rien und Zypern ihre Beitrit tsurkunden, so d a ß die WMO z. Z. 
124 Mitglieder hat und damit wohl eine der zah lenmäßig 
s t ä rks ten Sonderorganisationen ist. 
Die Beschlüsse des Kongresses wurden i n den 3 Ausschüssen 
für Fachangelegenheiten, für Verwaltungs- und Haushalts­
angelegenheiten und für Allgemeine und Rechtsangelegen­
heiten vorbereitet und i m Plenum verabschiedet. Unter den 
Fachfragen spielte die E in führung der sog. Welt-Wetter-

Vereinte Nationen 3/63 95 



Wacht eine herausragende Rolle. I h r Ziel ist es, alle für die 
Wetterentwicklung maßgebl ichen Vorgänge der A t m o s p h ä r e 
möglichst vol ls tändig zu erfassen und die Ergebnisse allen 
Wetterdiensten zugängig zu machen. Dazu gehör t auch die 
Verwendung von Wettersatelliten nach einem gemeinsamen 
Plan der USA und der UdSSR. Durch diese Überwachung aus 
der Höhe soll z. B. jeder, auch noch i n der ersten Entwick­

lung stehende tropische Orkan frühzeit ig entdeckt werden. 
Gleichzeitig soll das Bodenbeobachtungsnetz, das immer noch 
große Lücken i n den menschenarmen und i n den unterent­

wickelten Gebieten sowie ü b e r den Ozeanen aufweist, wesent­

lich verdichtet werden. Als Mindestforderung w i r d die Er­

richtung von 100 automatischen Stationen, 70 davon auf der 
Südha lbkuge l , gefordert. Dazu sollen 53 Höhenbeobach tungs ­

stationen kommen, von denen 20 auf s t a t ionären Wetter­

schiffen einzurichten w ä r e n . Ferner soll ein Netz von Wetter­

raketen­Stationen hinzutreten, wie es bisher nur die USA 
besitzen. 

Entscheidende Voraussetzung für die Abwicklung dieses 
gigantischen Plans ist seine Finanzierung. Selbst wenn die 
beiden Weltmächte die Satellitenprogramme zunächst m i t 
eigenen Mit te ln durchführen, verbleiben immer noch 36 
Mill ionen Dollar an einmaligen und 17 Mill ionen Dollar pro 
Jahr an laufenden Kosten. Da die WMO bisher einen 4­Jahres­

Haushalt von etwa 2,9 Mill ionen Dollar hatte — sie ist damit 
die bescheidenste Sonderorganisation der U N — ist eine 
Finanzierung von dieser Seite ausgeschlossen. Die Vereinten 
Nationen, die m i t ihrer Entschl ießung 1721 (XVI ) ü b e r die 
„In te rna t iona le Zusammenarbeit bei der friedlichen Benutzung 
des Weltraums" die WMO zu solchen P l ä n e n sehr ermutigt 
hatten, lehnten eine Finanzierung ab. So war der K o n g r e ß 
i n keiner angenehmen Lage. Er resignierte jedoch nicht, 
sondern richtete bei dem Sekretariat einen sog. Planungsstab 
ein, dessen Aufgabe es sein soll, einen Plan vorzulegen, i n 
dem alle Möglichkeiten nationaler und internationaler L e i ­

stungen auf diesem Gebiet dargelegt und koordiniert werden 
sollen. Auch soll er die Frage prüfen, i n welchem A u s m a ß 
solche Anstrengungen zu einer Verbesserung der Wetter­

vorhersagen führen können . Ein Exper t enausschuß , dem 12 
hervorragende Wissenschaftler aus der Meteorologie und 
Geophysik angehören , soll i hm beratend zur Seite stehen. 
Die Ergebnisse werden dem Exeku t iv ­Ausschuß zugeleitet 
werden, der sie dem nächs ten Kongreß zur E r ö r t e r u n g vor­

legen soll. 

Vor zehn Jahren hatte die Organisation damit begonnen, 
ein fachliches Hilfsprogramm für die Entwick lungs länder 
aufzubauen. Angesichts der Bedeutung meteorologischer Fak­

toren für fast alle Zweige der Volkswirtschaft hat es sich 
inzwischen stark entwickelt. Die WMO ist sogar i n Kreisen 
der Vereinten Nationen mehrfach als Beispiel dafür genannt 
worden, daß man auch m i t bescheidenen Mit t e ln vielseitige 
Hilfe m i t großer Wirkung spenden kann. Kein Wunder, daß 
sich der Kongreß mit allen Möglichkeiten der Entwicklungs­

hilfe auf wetterdienstlichem Gebiet eingehend befaßte . Er 
beschloß, d a ß die Organisation sich weiterhin intensiv an 
den einzelnen Programmen der Vereinten Nationen beteiligen 
soll (Expanded Programme of Technical Assistance, Special 
Fund, OPEX­Programm, Hilfe für den Congo). Dabei zeigte 
sich, daß der eigentliche E n g p a ß nicht i n der Beschaffung von 
Finanzierungsmitteln liegt, sondern i n dem Mangel an ge­

eigneten Fachleuten. Hier w i r d auch die Grenze für den 
Einsatz deutscher Experten deutlich. Obwohl der Deutsche 
Wetterdienst zahlreiche Fachleute i n alle Welt entsandt hat, 
hä t t e er noch weitere Aufgaben erfül len können , wenn i hm 
nicht selbst Meteorologen fehlen w ü r d e n . 

Der Kongreß hat ein weiteres getan und einen sog. Neuen 
Fonds i n Höhe von 1,5 Mill ionen Dollar bewill igt , der für 
solche M a ß n a h m e n ausgeschöpft werden soll, die aus den 
normalen UN­Programmen nicht bestritten werden können , 

z. B. Beschaffung von Gerä ten . Auch beschloß er, d a ß i n Afr ika 
zunächst für die nächs ten 4 Jahre eine kleine regionale Ver­

tretung eingerichtet werden soll, die die nationalen Behörden 
bei dem Ausbau ihrer Wetterdienste beraten soll. 

Weitere Verhandlungen des Kongresses galten der Zusam­

menarbeit m i t anderen Wissenschaftsgebieten. Eine lebhafte 
Debatte entspann sich darübe r , ob die Hydrologie (die Lehre 
von den Erscheinungen des Wassers) insgesamt i n die WMO 
einbezogen werden solle, da es keine zwischenstaatliche Or­

ganisation gibt, die sich hauptamtlich mit der Hydrologie 
befaßt . Bisher hatte sich die W M O nur mit der Anwendung 
der Meteorologie auf die Hydrologie beschäftigt. Zahlreiche 
Länder , i n denen Meteorologie und Hydrologie i n einer staat­

lichen Behörde vereinigt sind, be fü rwor t e t en diese Auswei­

tung. Die deutsche Delegation war hier i n einer schwierigen 
Lage, da i n der Bundesrepublik infolge der staatlichen Struk­

tur der Wetterdienst Sache des Bundes, wasserwirtschaftliche 
Fragen aber Angelegenheit der L ä n d e r sind. Schließlich fand 
sich i m K o n g r e ß keine ausreichende Mehrheit für den Einbau 
der Hydrologie i n die WMO. 

Genau umgekehrt lagen die Verhä l tn i sse bei der Frage der 
Überwachung der A t m o s p h ä r e auf Radioak t iv i t ä t . Sie ist 
i n der Bundesrepublik gesetzliche Aufgabe des Deutschen 
Wetterdienstes, w i r d i n den meisten anderen L ä n d e r n aber 
von besonderen Behörden wahrgenommen. A u f diesem Gebiet 
liegt die Empfehlung 1764 ( X V I I ) der Generalversammlung 
der U N vor, i n der die WMO gebeten w i r d , sich dieser 
Fragen besonders anzunehmen. Nach dieser Empfehlung soll 
täglich die Radioak t iv i t ä t der Luf t beobachtet werden und 
die Meßwer t e übe r das internationale Wetterfernmeldenetz 
verbreitet werden. Die UN­Empfehlung drückt nicht klar 
aus, welchen Zwecken ein tägl icher Austausch von Radio­

ak t iv i t ä t swer t en dienen soll. Es ist anzunehmen, daß der 
Schutz der Bevölke rung vor gesundheitlichen Schäden i m 
Vordergrund steht. Dem dafür zus tänd igen internationalen 
Gremium (UNSCAER) genügt jedoch ein Austausch der 
Werte i n größeren Abs tänden , der daher auch auf dem 
Korrespondenzweg abgewickelt werden kann. Der K o n g r e ß 
forderte daher den Genera l sek re t ä r auf, zu k lä ren , was m i t 
der UN­Empfehlung beabsichtigt ist. Bemerkenswert war, 
daß sich die UdSSR scharf gegen einen Austausch von Radio­

ak t iv i t ä t swer t en aussprach. 

Eine wesentliche Rolle spielten Fragen i m Zusammenhang 
m i t dem fachlichen Programm der WMO für die nächs ten 4 
Jahre, m i t der meteorologischen Forschung (der K o n g r e ß 
lehnte eine Forschungsabteilung innerhalb des Sekretariats 
ab), der Anwendung der Meteorologie auf Luftfahrt , See­

schiffahrt und Landwirtschaft, einheitlichen Maßeinhei ten , 
der Antarktischen Meteorologie und der Beteiligung der 
Wetterdienste an dem wissenschaftlichen Gemeinschaftspro­

gramm i m „ J a h r der ruhigen Sonne" (1964/65). 

Einen breiten Raum nahmen n a t u r g e m ä ß die Verhandlungen 
ü b e r den Haushalt der Organisation für die nächs ten 4 Jahre 
ein. Das Plenum einigte sich schließlich auf eine Haus­

haltssumme von rd . 5,6 Mill ionen Dollar zuzüglich der M i t t e l 
für den bereits e r w ä h n t e n „NeuenFonds" i n H ö h e von 1,5 
Mill ionen Dollar. Das bedeutet eine kräf t ige Haushaltsaus­

weitung, die jedoch i n dem allgemeinen Nutzen, der sich aus 
der Tät igkei t der Organisation ergibt, sicherlich ihre Berech­

tigung findet. Der Beitrag der Bundesrepublik w i r d daran 
etwa 4,5 v H ausmachen. 

Die Rechtsfragen betrafen Ä n d e r u n g e n des Ü b e r e i n k o m m e n s 
und der Geschäf tsordnung. So beschloß der Kongreß z. В., d a ß 
i n Zukunft zwölf statt bisher neun Direktoren von Wetter­

diensten dem Exeku t iv ­Ausschuß angehören sollen, nachdem 
die Mitgliederzahl der Organisation i n den letzten Jahren 
stark anwuchs. Andere Vorschläge hingen mit den gegensä tz ­

lichen Auffassungen zwischen dem Ostblock und den West­
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mäch ten über die Mitgliedschaft von Gebieten unter kommu­
nistischer Verwaltung in den Sonderorganisationen der U N 
zusammen und sprachen damit die großen politischen Gegen­
sätze zwischen Ost und West an. Ein Antrag Ungarns zielte 
z. B. dahin, d a ß i n Zukunf t irgendein Land oder ein Gebiet, 
das einen eigenen Wetterdienst besitzt, auf seinen Antrag h in 
Mitgl ied der W M O w i r d . Eine Annahme dieses Vorschlags 
h ä t t e die derzeitige Bestimmung außer K r a f t gesetzt, wie sie 
in ähnl icher Weise in allen Sonderorganisationen gilt , d a ß 
nämlich L ä n d e r und Gebiete, die nicht Mitglieder der Verein­
ten Nationen sind, nur nach Zustimmung einer qualifizierten 
Mehrheit der Mitglieder in die Organisation aufgenommen 
werden. Nachdem die Diskussionen deutlich zeigten, daß dieser 
Ant rag keine Aussicht auf Annahme hatte, zog Ungarn ihn 
zurück. 

Die Kardinalfrage der deutschen Pol i t ik wurde unmittelbar 
ange rüh r t , als die russische Delegation i n einem Brief an den 
P rä s iden t en der WMO ihr Bedauern d a r ü b e r aussprach, d a ß 
die SBZ und andere Gebiete auch nicht als Beobachter einge­
laden worden waren, nachdem sich die Mehrheit der Mi tg l i e ­
der in einer schriftlichen Abst immung dagegen ausgesprochen 
hatte. D a r ü b e r hinaus brachte die Delegation der UdSSR ihre 
Auffassung von der Existenz zweier deutscher Staaten zum 
Ausdruck und e rk l ä r t e , d a ß die Delegation der BRD auf dem 
Kongreß nicht ganz Deutschland vertreten könne . Diese Auf ­
fassung wies die Delegation der BRD in einer schriftlichen 
G e g e n e r k l ä r u n g zurück, indem sie sehr deutlich auf die der­

zeitigen Machtverhä l tn i sse in der SBZ hinwies und den A n ­
spruch der BRD, für Gesamtdeutschland zu sprechen, bekräf ­
tigte. Abgesehen von solchen, i n den Sonderorganisationen 
der U N fast r ege lmäßig am Rande auftretenden Ereignissen 
traten jedoch keine wesentlichen politischen Gegensätze her­
vor. Vielmehr b e m ü h t e sich der Kongreß , i n einer sachlichen 
A t m o s p h ä r e seine gesteckten Ziele zu erreichen. 
P rä s iden t der WMO für die nächs ten 4 Jahre wurde der 
Direktor des schwedischen Wetterdienstes, Dr. Nyberg, der 
nicht nur ein vorzügl icher Fachmann ist, sondern sich auch 
durch geschickte Verhand lungs füh rung auszeichnet. Zu Vize­
p rä s iden ten wurden der Spanier Azcarraga und der Russe 
Dr. Fedorow gewähl t . M i t dem P r ä s i d e n t e n des Deutschen 
Wetterdienstes, Dr. Bel l , wurde erstmals ein Deutscher als 
einer von 12 Direktoren von Wetterdiensten für 4 Jahre i n den 
Exeku t iv -Ausschuß der WMO gewähl t . 
Der Kongreß bes tä t ig te ferner den bisherigen Genera l sek re tä r , 
Mr . Davies, Großbr i t ann ien , der sein A m t ausgezeichnet ver­
waltet hatte, für weitere 4 Jahre i n seiner Stellung. 
Insgesamt vermittelte der Kongreß ein imponierendes B i l d 
weltweiter Zusammenarbeit i n der Meteorologie, die sich 
über alle Grenzen und Schranken hinweg reibungslos zum 
Nutzen aller vollzieht. Bei dem derzeitigen raschen wissen­
schaftlichen und technischen Fortschritt werden von der WMO 
in Zukunft neue wichtige Aufgaben zu bewäl t igen sein. Die 
Bundesrepublik w i r d dabei durch den Deutschen Wetterdienst 
ta tk rä f t ig mi twi rken . 

Die Weltorganisation für Meteorologie (WMO) hielt vom 1. bis 27. April in Genf im Palais des Nations ihren IV. Kongreß ab, an dem auch 
die Bundesrepublik als Mitglied dieser Sonderorganisation der UN mit einer Delegation teilnahm. Das Bild zeigt v. 1. n. r. Präsident 
Dr. Bell, Botschafter Graf von Hardenberg, MlnRat Dr. Süßenberger, Konsul Schmitz, RegDir. Dr. Wüsthoff (verdeckt), RegDir. Dr. Keil , 
RegDir. Dr. Schweitzer, Ang. Panzram und RegRat Göller. 
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Deutsche Mitarbeit an den Entwicklungsprojekten der UNO 

Voraussetzungen und Auswahl der Sachverständigen 

A L E X A N D E R F U N K E N B E R G , Dipl.-Volkswiit 

Aus den ersten Anforderungen einiger weniger Entwicklungs­
l ände r auf Bereitstellung von Technischer Hilfe, die vor 
15 Jahren von den Vereinten Nationen angeregt worden war, 
ist inzwischen ein Strom geworden. Von Jahr zu Jahr wach­
sen die Ansuchen, nachdem mehr und mehr bekannt wurde, 
welche Leistungen seitens der U N zu erwarten sind. A l l e r ­
dings haben bisher noch i n keinem Jahr die ve r fügba ren 
Mi t t e l der Weltorganisation gereicht, so daß laufend Projekte 
entweder zurückgeste l l t oder gar abgelehnt werden m u ß t e n . 

I n einer Darstellung der Vereinten Nationen wurde un l ängs t 
festgestellt, d a ß i n den ü b e r 100 En twick lungs ländern 
m i t einer Gesamtbevö lke rung von 1,25 Mi l l i a rden Menschen 
bei einem umfassenden Hilfeleistungsprogramm insgesamt 
etwa 1 M i l l i o n Experten, Fachkrä f t e oder Ausbilder benö t ig t 
werden w ü r d e n . Aus allen nationalen und übe rna t iona l en Vor ­
haben zusammengenommen kommen jähr l ich i m Durch­
schnitt jedoch lediglich etwa 55 000 Sachvers tändige zum E in ­
satz. A n diesem Zahlenvergleich w i r d deutlich, wie groß der 
Bedarf bei den weltweiten Vorhaben der Technischen Hi l fe 
insgesamt gesehen ist. 

Es ist erklär l ich, daß der A n t e i l der Bundesrepublik Deutsch­
land an den multi lateralen Projekten der U N und ihrer 
Sonderorganisationen i n den ersten Jahren ihres Wirkens 
außerorden t l i ch bescheiden war. Das hatte verschiedene 
G r ü n d e : Einmal erforderte der eigene Wiederaufbau der 
deutschen Wirtschaft alle Krä f t e selbst. Zum anderen war die 
internationale A t m o s p h ä r e noch relat iv stark von Ressenti­
ments gegenüber deutschen Experten angefüll t , und schl ieß­
lich bestand i n der deutschen Wirtschaft u r sp rüng l i ch noch 
keineswegs das A u s m a ß an Bereitschaft zur Mitarbei t an der 
Entwick lungsförderung , w ie dieses heute erfreulicherweise 
i n stetig zunehmendem Umfang der Fa l l i s t 
Stellt man allerdings die Frage, ob genug deutsche Sachver­
s tänd ige für Beratungsaufgaben i n En twick lungs l ände rn zur 
Ver fügung gestellt werden können , so m u ß festgestellt wer­
den, d a ß die Zahl der einsatzbereiten Experten zwar laufend 
wächst , jedoch weder mul t i la tera l noch bilateral den Anfor ­
derungen auch nur a n n ä h e r n d entspricht. Das ist zugleich 
ein deutliches Signal für eine kraftvolle und nachhaltige Ver­
s t ä r k u n g aller B e m ü h u n g e n u m Heranbildung geeigneter 
Berater für Entwick lungs länder , deren fachliche Eignungen 
als se lbs tvers tändl ich vorausgesetzt werden. Einrichtungen 
wie die Deutsche Stiftung für En twick lungs l ände r i n B e r l i n -
Tegel, das Haus Rissen i n Hamburg, die Friedrich-Ebert-
Stiftung i n Bonn und weitere Inst i tut ionen stehen hier vor 
Zukunftsaufgaben. M i t nur h in und wieder stattfindenden 
Seminaren oder dergleichen kann der g roße Bedarf nicht 
gedeckt werden. I n abgestimmter Zusammenarbeit zwischen 
Bund und L ä n d e r n sowie allen i n Betracht kommenden son­
stigen staatlichen und privaten Stellen m u ß vielmehr ein 
systematisches Vorgehen erfolgen. Erfreulicherweise hat das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit hier­
zu bereits die ersten Schritte eingeleitet. 

Wünschenswer t ist, daß die Bundesrepublik auch künf t ig die 
Mi t t e l zum Einsatz der sogenannten ..Associate Experts", der 
Nachwuchssachvers tändigen , bereitstellt, zumal zwischen den 
Vereinten Nationen und der Bundesrepublik bereits vor 
geraumer Zeit entsprechende Abmachungen getroffen w u r ­
den. Diesem Vorhaben liegt die Absicht zugrunde, „beige­
ordneten" j ü n g e r e n Fachkrä f t en die Mitarbei t an der „F ron t " 

der internationalen Technischen Hi l fe zu ermöglichen, wozu 
die U N die organisatorischen, rechtlichen und technischen 
Voraussetzungen schaffen, w ä h r e n d die Bundesrepublik die 
Kosten t räg t . A u f diese Weise k ö n n e n i n wenigen Jahren 
erfahrungsreiche Berater zur Ver fügung stehen. A u ß e r H o l ­
land ist bislang Deutschland das einzige Land i n der Welt, 
das ein derartiges Abkommen m i t der Weltorganisation ge­
schlossen hat. 

Das weltweite Programm der Vereinten Nationen bedingt 
es, daß auch die deutschen Sachve r s t änd igen i n den Ent ­
wick lungs ländern rund u m den Erdbal l zum Einsatz kommen. 
Von ähnl icher Vie l fa l t sind die Arbeitsgebiete, i n denen Be i ­
stand geleistet w i r d , den man jedoch aus verschiedenen 
G r ü n d e n treffender „Fachliche Zusammenarbeit" und weniger 
„Technische H i l f e " nennen sollte, da das Prinzip der Partner­
schaft sich stetig ausweitet. Mag es sich bei diesen Einsä tzen 
um die Bereitstellung von Fachleuten aus dem Bereich der 
öffentlichen Verwal tung handeln, damit die mehr oder we­
niger gegebenen Grundlagen für den Staatsaufbau eine 
E r h ä r t u n g erfahren, sollen neue Anbaumethoden i n der 
Landwirtschaft prakt izier t werden oder werden Sachver­
s tänd ige auf dem Gebiet der Geologie benöt igt , ist das Eisen­
bahnwesen zu modernisieren oder sollen Ausbildungszentren 
geschaffen werden, sollen Experten auf dem Gebiet der A n ­
wendung radioaktiver Isotope i n der Landwirtschaft oder 
sonstwo Aufgaben ihrer Diszipl in ü b e r n e h m e n oder ist i m 
Bereich der Küstenschi f fahr t ein Beratungsauftrag durchzu­
führen — i n allen diesen Fä l l en stehen die Sachver s t änd igen 
zu zeitlich befristeter Mi tarbe i t i n den betreffenden L ä n d e r n 
zur Verfügung. 

Persönliche Voraussetzungen 

Bei diesem Wirken ist fachliches Wissen i n Gemeinschaft m i t 
einer möglichst weitgehenden Kenntnis einer der wesentlich­
sten Fremdsprachen Haupterfordernis für die Mitarbeit , w o ­
bei a u ß e r d e m noch ein guter Schuß pädagogischen K ö n n e n s 
entsprechende Bedeutung bekommt. Genauso wicht ig aber 
sind die Qualifikationen allgemein menschlicher Natur. A u ß e r 
der Anpassungs fäh igke i t und dem D u rch s t ehve rmögen sind 
es insbesondere die Bereitschaft zum Hintansetzen des eigenen 
Gel tungsbedürfn isses und die Geduld, denen eine hohe Be­
deutung zukommt. Taktgefühl , Vers tändnisbere i t schaf t und 
Duldsamkeit sind nutzbringende Tugenden. 

Nicht selten sind die Beschwernisse durch mehr oder we­
niger lange Reisen, unter oft p r imi t iven Voraussetzungen, i n 
unwirt l iche Gegenden erheblich. Andererseits aber gibt es 
auch Wirkungsmögl ichke i ten bester A r t . Das ist dann der 
Fal l , wenn Be ra tungsau f t r äge i n ebenso eleganten wie inter­
essanten H a u p t s t ä d t e n du rchzuführen sind, w ie etwa i n 
Rio de Janeiro oder i n Hongkong, i n Ka i ro oder i n Neu Delhi . 
Oft m ü s s e n aber auch unkonventionelle Lösungen gefunden 
werden, we i l die Men ta l i t ä t der Menschen das gebieterisch 
fordert. I n solchen Fä l l en sollte man sich ernsthaft davor 
hü ten , die Dinge zu bagatellisieren und es einfach so zu ma­
chen, wie man es „zu Hause" gewohnt ist. Das w i r d dann 
zumeist nur sehr schwer verstanden, und die Gefahr der A b ­
wertung einer E x p e r t e n t ä t i g k e i t ist schnell gegeben. A u ß e r ­
dem braucht eine Aufgabe etwa i n Peru nicht nach der g le i ­
chen Methode angepackt zu werden wie etwa i n Indien, m ö ­
gen beide auch auf den ersten Blick übe re in s t immen . Ent-

98 Vereinte Nationen 3/63 



Wicklungsländer sind nicht ohne weiteres einander gleich; das 
hat gerade die jüngs te Geschichte mancher Staaten gezeigt. 

Verbindungsstellen 

Wie erfolgt nun i n der Bundesrepublik Deutschland die Fest­

stellung bzw. Vorauswahl der Sachvers tändigen , die bereit 
und i n der Lage sind, i m Auftrage der Vereinten Nationen 
oder ihrer Sonderorganisationen Beratungsaufgaben i n Ent­

wick lungs l ände rn zu übe rnehmen? I m Gegensatz zu einer 
Reihe anderer Geber länder , i n denen die Zusammenfassung 
aller Vorhaben der Entwick lungsförderung , zumindest jedoch 
der Technischen Hilfe, i n einer Ins t i tu t ion erfolgt, ganz gleich, 
ob es sich u m multilateralen oder bilateralen Beistand han­

delt — Holland, Schweden, Frankreich und Belgien sind 
einige Beispiele hierfür —, bestehen i n der Bundesrepublik 
verschiedene Verbindungsstellen. Die E r k l ä r u n g hierfür liegt 
i n dem Umstand, daß die deutsche Mitarbei t an den Hi l f s ­

programmen der U N und ihrer Sonderorganisationen zu 
unterschiedlichen Zeiten u n a b h ä n g i g voneinander begann. 
Dabei ist es geblieben, wenn es auch nicht an nachhaltigen 
B e m ü h u n g e n gefehlt hat, eine Zusammenfassung zu erreichen, 
und wenn auch i n einigen Fäl len Konsultationen bzw. ge­

genseitige Hilfeleistungen erfolgen. 

Das Bundesamt für Gewerbliche Wirtschaft (BAW) ist i n 
seiner Eigenschaft als Deutsches Nationalkomitee für Tech­

nische Hil fe der Vereinten Nationen die Kontaktstelle für das 
umfassende Gebiet der gewerblichen Wirtschaft einschließlich 
des Verkehrs sowie des Bank­ und Geldwesens, der Statistik, 
der Sozialpolitik und der öffentlichen Verwaltung. A u ß e r ­

dem ist das B A W i n gleicher Weise für den Sonderfonds der 
Vereinten Nationen (SPF), für die Internationale A t o m ­

energieorganisation ( IAEA) i n Wien, für die Internationale 
Zivil luftfahrtorganisat ion (ICAO) i n Montreal , für den I n ­

ternationalen Fernmeldeverein (ITU) i n Genf und von Fa l l 
zu Fal l auch für die Weltbank (BANK) i n Washington tä t ig . 
Die Belange der E r n ä h r u n g s ­ und Landwirtschaftsorganisation 
(FAO) hingegen werden vom Bundesministerium für Ernäh­

rung, Landwirtschaft und Forsten, die der Weltgesundheitsor­

ganisation (WHO) vom Bundesministerium für Gesundheits­

wesen und die der Organisation für Erziehung, Wissenschaft 
und K u l t u r (UNESCO) vom Deutschen Akademischen Aus­

tauschdienst wahrgenommen. Das Bundesverkehrsministerium 
fungiert dagegen als Arbe i t s t r äge r für die Weltorganisation 
für Meteorologie (WMO), und das Internationale Arbeitsamt 
(ILO) u n t e r h ä l t eine eigene deutsche Dienststelle i n Zusam­

menarbeit m i t dem Bundesministerium für Arbeit und Sozial­

ordnung. 

Durchaus erreichbares und nach wie vor anzustrebendes Ziel 
ist i n der Bundesrepublik eine Z u s a m m e n f ü h r u n g dieser 
Kontaktstellen, wenn zunächs t auch nur i n loser Form, etwa 
i n Gestalt einer „Holding"­Ste l le , der Weisungen seitens der 
verschiedenen Ressorts gegeben werden könn ten . 

Stellenausschreibungen 

Den i n Betracht kommenden Verbindungsstellen i n der B u n ­

desrepublik gehen laufend die Anforderungen nach Sachver­

s t änd igen zu. I m Beispielsfall des Bundesamtes für Gewerb­

liche Wirtschaft vergeht kaum eine Woche, i n der nicht aus 
New York, aus Genf oder aus Wien bzw. Montreal auf dem 
Luftpostwege die sogenannten „Job Descriptions" (Stellenaus­

schreibungen) eintreffen. Sie umfassen weitgehend alle E i n ­

zelheiten des zur E r ö r t e r u n g stehenden Vorhabens. A u f w e l ­

chem Gebiet für welches Land ein Sachvers tänd ige r gesucht 
w i r d , welche Qualifikationen vorausgesetzt werden, was an 
Gegebenheiten für die Durchführung des Auftrages bereits 
vorhanden ist, welche fremdsprachlichen Kenntnisse erwar­

tet werden, für welche Zeitdauer der В er atungs auftrag ge­

dacht ist und wann nach Möglichkeit der Einsatz beginnen 
soll . 

Auswahl der Experten 

Die erste Reaktion ist eine genaue Durchsicht der i m B A W 
unterhaltenen Zentralen Sachvers t änd igenkar t e i , i n der bis 
jetzt nahezu 1 800 Experten auf den verschiedensten Ge­

bieten er faß t sind, deren fachlicher Standort m i t Schwer­

gewicht vers tänd l i cherweise die gewerbliche Wirtschaft i m 
weitesten Sinne und die öffentliche Verwal tung sind. Bei die­

sen Sachvers tänd igen handelt es sich u m Fachleute bester 
fachlicher Qualifikation, die a u ß e r d e m mindestens eine der 
wichtigsten Fremdsprachen beherrschen, also Englisch, Fran­

zösisch oder Spanisch. A u ß e r d e m ist die Zahl derjenigen E x ­

perten i m Ansteigen begriffen, die zusätzl ich auch noch die 
eine oder die andere seltenere Sprache sprechen wie etwa 
Kisuaheli, H i n d i oder dergleichen. Diese unabdingbaren Vor­

aussetzungen machen deutlich, d a ß allzu junge Krä f t e so gut 
wie kaum Aussicht haben, als Berater herangezogen zu wer­

den. Jeder Sachvers tänd igene insa tz i n Entwick lungs l ände rn 
soll den dortigen F ü h r u n g s g r e m i e n fachliches K ö n n e n und 
Wissen vermit teln. Das Ziel ist also nicht, den Beratern selbst 
eine von ihnen e rwünsch t e Auslandserfahrung zu ver­

schaffen. 
Erweist die Kar te i sich jedoch als nicht ausreichend, was bei 
den langsam differenzierter werdenden Anforderungen zu­

weilen der Fal l ist, dann werden V e r b ä n d e der Wirtschaft, 
berufss tändische Zusammenschlüsse , Hochschul­Institute oder 
sonstige Einrichtungen und i n zunehmendem M a ß e auch die 
Industrie selbst angesprochen. Hier kann festgestellt werden, 
daß i n der Mehrzahl der Fä l l e die i n Frage kommenden I n ­

stitutionen zunehmend wertvol le Mitarbei t bei der Feststel­

lung geeigneter Sachvers tänd iger leisten. Dieses t r i f f t insbe­

sondere für die deutsche Industrie zu, deren Aufgeschlossen­

heit für diese Belange wächst . F ü r gewisse Fachgebiete gibt 
es Engpässe ; das gi l t für Volkswirte , die Planungs­ bzw. Ent­

wicklungsaufgaben zu lösen haben, für Statistiker, Sozial­

polit iker, Chemiker unterschiedlicher A r t und für Wasser­

fachleute. 
Nach erfolgter Nominierung der Berater an die Vereinten 
Nationen werden sogenannte „ In t e rv i ews" arrangiert. Sie 
finden laufend i n Frankfurt , aber auch i n den H a u p t s t ä d t e n 
der B u n d e s l ä n d e r statt, wodurch die Zusammenarbeit z w i ­

schen Bund und L ä n d e r n auf diesem Gebiet zum Ausdruck 
kommt. Bei diesen Begegnungen ist beiden Seiten die Mög­

lichkeit gegeben, sich gegenseitig v o l l zu informieren. Die 
R e p r ä s e n t a n t e n der U N erfahren mehr ü b e r die fachlichen 
und menschlichen Eignungen der Experten für das zur Er­

ö r t e r u n g stehende Projekt, und den Sachvers tänd igen selbst 
ist Gelegenheit gegeben, sich noch eingehender ü b e r die A u f ­

gabe zu unterrichten, als dies durch die Stellenausschreibung 
möglich ist. Grundsä tz l ich finden diese Informations­

gespräche i n Anwesenheit der Vertreter des Deutschen Na­

tionalkomitees für Technische Hilfe der U N statt. A u f diese 
Weise werden wertvolle Voraussetzungen für die Methodik 
der Vorauswahl der Sachvers tänd igen geschaffen. 
Daß bei diesen Gesprächen a u ß e r d e m wichtige Fragen wie die 
des Honorars, der Reisekosten, der Versicherungen, der Mög­

lichkeit der Mitnahme der Ehefrauen und etwaiger weiterer 
Familienmitglieder i n das Einsatzland ausführ l ich besprochen 
werden können , hat sich als nützl ich erwiesen. Die Honorie­

rung erfolgt nach gestaffelten Sätzen, bei grundsä tz l icher 
Steuerfreiheit sowohl i n der Bundesrepublik wie i m Ent­

wicklungsland. 

Die Genfer U N ­ R e p r ä s e n t a n t e n berichten anschl ießend aus­

führlich ü b e r die m i t den deutschen Experten geführ ten Ge­

spräche nach New York, und von dort gehen sodann die für 
geeignet gehaltenen Vorschläge an die Regierung des hi l fe ­

suchenden Landes. Diese t r i f f t die endgül t ige Entscheidung, 
und nicht etwa die UN, auch wenn sie selbst grundsätz l ich 
als Vertragspartner i n Erscheinung t r i t t . Eine Ausnahme b i l ­

den lediglich die Projekte des sogenannten OPEX­Planes, eines 
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Programms für F ü h r u n g s - und Verwal tungskrä f t e , i n deren 
Rahmen die V e r t r ä g e m i t den jeweiligen Regierungen unter 
Absicherung durch die Weltorganisation abgeschlossen wer­
den. Uber den gesamten Schriftwechsel, der sich i n der Folge 
zwischen den U N und den S a c h v e r s t ä n d i g e n abwickelt, w i r d 
das Deutsche Nationalkomitee für Technische Hil fe durch die 
Ü b e r m i t t l u n g von Kopien auf dem laufenden gehalten. Der 
weitere Ablauf sieht schließlich für alle Sachvers tändigen , die 
i n Af r i ka und Asien tä t ig sein sollen, einen Kurzaufenthalt 
von 2 bis 3 Tagen i m Genfer B ü r o der Vereinten Nationen 
vor, w ä h r e n d die für den Einsatz i n M i t t e l - bzw. S ü d a m e r i k a 
ausgewäh l t en Experten ü b e r New York fliegen, u m dort 
2 bis 3 Tage am Hauptsitz der Vereinten Nationen die erfor­
derlichen Informationen i n Empfang zu nehmen. 

W ä h r e n d ihres Wirkens i m Entwicklungsland werden alle 
Sachvers tändigen , die l änger als 3 bis 4 Monate tä t ig sind, 
vom Nationalkomitee betreut; sei es hinsichtlich der Er­
fül lung von persönl ichen Wünschen der einen oder der an­
deren A r t oder aber bezüglich besonderer Vorhaben zur 
Sicherstellung ihrer Aufgabe. Auch nach der R ü c k k e h r der 
Experten w i r d die Verbindung aufrecht erhalten. Hier mag 

e r w ä h n t werden, daß die Vereinten Nationen i n wachsendem 
Maße auf Sachvers tänd ige zurückgreifen, die bereits einmal 
durch sie tä t ig waren. I n der BundesrepubUk mehren sich 
in letzter Zeit die Fäl le , i n denen vielfach ein zweites und 
zunehmend ein drittes M a l V e r t r a g s v e r l ä n g e r u n g e n ausge­
sprochen wurden. 

Außergewöhnl iche Ereignisse i n der Welt stellen auch die 
Vereinten Nationen vor entsprechende Aufgaben. Das war 
i m Laufe der letzten Jahre zweimal der Fall . F ü r Chile m u ß t e 
nach der g roßen Erdbebenkatastrophe eine Sonderaktion 
durchgeführ t werden. Ungleich größer , weitaus anhaltender 
und vor allem ungewöhnl ich kostspieliger jedoch war die 
A k t i o n der U N i m Kongo; ja, sie ist es noch. Auch die B u n ­
desrepublik Deutschland ist hier nicht unerheblich beteiligt. 
So sind deutsche Z o l l - und Finanzfachleute bereits seit Be­
ginn der A k t i o n i n Léopoldvi l le oder an anderen P lä t zen 
tät ig. Wieder andere beraten auf dem Gebiet der öffent­
lichen Verwal tung oder der Wasserwirtschaft. Weitere Ex­
perten aus dem Bereich des Verkehrswesens, der Postver­
waltung und der Geologie sollen demnächs t ihre Ausreise i n 
den Kongo antreten. 

UN und Sonderorganisationen in Kurze 
Enzyklika F R I E D E N A U F E R D E N 
Papst Johannes X X I I I . hat am G r ü n ­
donnerstag, dem 11. A p r i l 1963, eine 
Enzyklika erlassen, die nach den E in ­
gangsworten: Pacem i n terris FRIEDEN 
A U F ERDEN genannt w i r d . Das Fr ie­
densrundschreiben ruf t alle Menschen 
guten Willens an. Zum ersten Male 
richtet sich damit eine Enzyklika nicht 
nur an die Gläubigen der katholischen 
Kirche, sondern ausdrückl ich an die 
ganze Menschheit. Sie gibt eine Ge­
samtdarstellung der katholischen Fr ie­
denslehre. Der Papst hat die Friedens­
enzyklika i n einer Ansprache selbst als 
seine wichtigste bisherige und gegebe­
nenfalls noch zu erwartende Verlaut­
barung bezeichnet. Ihre a u ß e r o r d e n t ­
liche Bedeutung ist i n der Welt ein­
schließlich des Ostblocks einhellig, wenn 
auch aus unterschiedlichen Gründen , 
anerkannt worden. 
Die Enzyklika besteht neben der E i n ­
leitung aus fünf Teilen. Tei l I (8 Seiten) 
behandelt „Die Ordnung unter den 
Menschen". Die dem Menschen von Gott 
gegebene W ü r d e ist der Grundgedanke 
der menschlichen Existenz übe rhaup t . 
A u f i hm bauen die Rechte und Pflichten 
des einzelnen Menschen wie aber auch 
das Verhalten jeder Gemeinschaft auf. 
So behandelt Tei l I I (8 Seiten) „Die 
Beziehungen zwischen den Menschen 
und der Staatsgewalt innerhalb der 
politischen Gemeinschaften" und Tei l I I I 
(10 Seiten) die „Beziehungen zwischen 
den politischen Gemeinschaften", d. h . 
zwischen den Staaten. Hier legt der 
Papst seine Auffassung u. a. übe r die 
Behandlung der völkischen Minderhei­
ten, das Problem der politischen F lüch t ­
linge, die A b r ü s t u n g und die Einstel­
lung zu den En twick lungs ländern dar. 
Tei l I V (4 Seiten) behandelt die „Be­
ziehungen zwischen den einzelnen po l i ­
tischen Gemeinschaften und der Völ­
kergemeinschaft". Hier in befaßt sich 

der Papst u. a. m i t der Organisation 
der Vereinten Nationen und der A l l ­
gemeinen E r k l ä r u n g der Menschenrechte 
der Vereinten Nationen vom 10. Dezem­
ber 1948. Die Einsetzung einer univer­
salen öffentlichen Gewalt w i r d für 
notwendig gehalten, und die Vereinten 
Nationen werden als Stufe hierzu ge­
wertet. Es gehör t zu den Ü b e r r a s c h u n ­
gen der Enzyklika FRIEDEN A U F 
ERDEN, d a ß sie i n diesem Tei l wie 
aber auch an anderen Stellen so kon­
krete Bezüge zur Gegenwart herstellt. 
Te i l V e n t h ä l t Anweisungen für die 
Gläubigen . I n i h m ist auch der Passus 
enthalten, der weltweites Aufsehen er­
regt und zu Mißdeu tungen geführ t hat. 
A u f die Enzyklika w i r d wegen ihrer 
starken Beziehungen zu den Anliegen 
der Vereinten Nationen noch zurück­
zukommen sein. 
Noch am Tage der Veröffent l ichung 
äuße r t e sich Gene ra l s ek re t ä r U Thant 
auf einer Pressekonferenz zur E n ­
zyklika, besonders zu den die Ver­
einten Nationen betreffenden Stellen. 
U Thant drückte seine große Genug­
tuung ü b e r sie aus. Sie stehe in 
ihrer ermutigenden und hochherzigen 
Aufforderung nach besonderen M a ß ­
nahmen zum Abbau der Waffenvor­
rä te , nach einem Verbot aller K e r n ­
waffen, nach einem Abkommen übe r 
allgemeine A b r ü s t u n g und nach w i r k ­
samen Methoden der Kontrol le in voller 
Übe re in s t immung m i t den Grundsä t zen 
und Zielen der Vereinten Nationen. U 
Thant sagte, er hoffe, daß die an alle 
Menschen gerichtete Enzyklika eine 
rechtzeitige Mahnung und Hil fe sein 
möge, die Anstrengungen derer zu 
s tä rken , die darauf vertrauen, daß die 
Menschheit genug Klughei t besitzt, sich 
selbst zu erhalten. Er erwies Seiner 
Heiligkeit dem Papst seine Ehrerbie­
tung „für seine Einsicht, Weitsicht und 
seinen Mut zu unaufhör l ichen B e m ü ­

hungen für den Frieden und das Uber­
leben der Menschheit". Die Auffassung 
des Papstes von den Vereinten Natio­
nen, sagte er, stimme m i t der seinigen 
übere in . Sie b e s t ü n d e darin, daß die 
Organisation sich zu einem wirkl ichen 
und wirkungsvollen Instrument zur Er­
haltung des Friedens entwickle und i n 
einem spä te ren Stadium sogar die 
Eigenschaften eines übe rgeo rdne t en 
Staatswesens a n n ä h m e . 

Kiselew t 
Eugenij Dimitr i jewitsch Kiselew, einer 
der stellvertretenden G e n e r a l s e k r e t ä r e 
der U N , ist am 17. A p r i l i n einem New 
Yorker Krankenhaus nach kurzer 
Krankhei t einer Herzattacke i m Al t e r 
von 55 Jahren erlegen. Kiselew gehör te 
als U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r dem aus dem 
G e n e r a l s e k r e t ä r selbst und weiteren 
8 Personen bestehenden sogenannten 
„U Thant-Kabinett" seit dem 5. März 
1962 an und war damit einer der 
Hauptberater. Er hatte i m Generalse­
kretariat die Abtei lung für politische 
Fragen, für Angelegenheiten des Sicher­
heitsrates sowie für Weltraumfragen. 
Kiselew wurde am 28. J u l i 1908 als 
Sohn eines Lehrers i n Solikamsk ge­
boren. Nach Promotion und Absolvie­
rung des Moskauer Instituts für Volks­
wirtschaft war er i m Bergbau tät ig . 
Seine diplomatische Laufbahn begann 
1937. Nach und nach hatte er hohe 
Ä m t e r inne. So war er 1940/41 General­
konsul i n Königsberg und 1943—1945 i n 
New York. Von 1945—1948 war er i m 
Rang eines Botschafters politischer Be­
rater und Hoher Kommissar i n der 
Al l i i e r ten Kommission i n Österreich, 
1948—1949 Abteilungsleiter für die B a l ­
k a n l ä n d e r i m Außenmin i s t e r i um. 1949 
wurde er sowjetischer Botschafter i n 
Ungarn und 1954—1955 Leiter der Pro­
tokollabteilung i m Minis te r ium des 
Auswär t igen . 1955 erneut Botschafter, 
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diesmal i n Ägypten , 1956 i m Jemen, 
1958 und 1959 i n der inzwischen ge­

g r ü n d e t e n Vereinigten Arabischen Re­

publik. Als Leiter der Abteilung für 
die nahöst l ichen L ä n d e r wurde er 1954 
abermals ins A u ß e n m i n i s t e r i u m ge­

rufen. Kiselew hat an zahlreichen be­

deutenden Konferenzen teilgenommen, 
bevor er i m Zuge einiger Änderungen 
i m Generalsekretariat nach Hammar­

skjölds Tod Unte rgene ra l s ek re t ä r w u r ­

de. Kr galt als unermüdl icher Arbeiter. 
Sein Tod wurde wegen seiner Verbind­

lichkeit und seines Humors auch von 
westlichen Beamten und Delegierten 
aufrichtig beklagt. 

Skandinavische Einsatzbrigade 
für die UN 
Schweden, Norwegen und D ä n e m a r k 
haben auf einer Tagung ihrer Verte id i ­

gungsminister am 24. A p r i l i n Stavan­

ger (Norwegen) die Aufstellung einer 
skandinavischen Truppe beschlossen, 
die den Vereinten Nationen i m Be­

darfsfalle sofort zur Verfügung gestellt 
werden kann. Das Projekt ist auf Grund 
der Erfahrungen, die besonders schwe­

dische Truppen durch ihren Einsatz 
i m Rahmen der UNO an der israeli­

schen Grenze nach dem Suezkrieg und 
i m Kongo gemacht haben, entwickelt 
und nun zu einem ersten Abschluß 
gebracht worden. 
F ü r die Brigade ist eine S t ä r k e von 3 000 
Mann vorgesehen, die i m allgemeinen 
als geschlossener Verband eingesetzt 
werden soll. Eine verpflichtende Not­

wendigkeit besteht hierzu nicht, so daß 
gegebenenfalls die einzelnen nationalen 
Einheiten auch getrennt operieren k ö n ­

nen. Das schwedische UN­Hilfskorps 
w i r d 1 600 Mann stark sein und aus 
2 Infantriebataillonen, einer technischen 
Einheit, aus Transportflugzeugen und 
Hubschraubern bestehen. Norwegen 
stellt gleichfalls Transportflugzeuge und 
Hubschrauber ferner ein Hafenkom­

mando m i t einer Fregatte, eine Werk­

statt­ und eine chirurgische Notdienst­

einheit von insgesamt 500 Mann. Die 
restlichen 900 Mann stellt D ä n e m a r k 
i n Form eines Infantriebataillons, einer 
S a n i t ä t s k o m p a n i e und einer Nachrich­

teneinheit. 
Die Brigade ist keineswegs nur zum 
mil i tä r i schen Einsatz oder Schutz ge­

dacht. So soll insbesondere die norwe­

gische chirurgische Notdiensteinheit bei 
Erdbeben oder anderen Katastrophen 
i n der Welt, wenn sinnvoll, jederzeit 
eingesetzt werden können . Die gegen­

w ä r t i g i m Dienste der U N stehenden 
skandinavischen Einheiten belaufen sich 
auf rund 3 400 Mann. (Schweden rund 
1470, Norwegen 1 100 und D ä n e m a r k 
830). Sie sollen nach und nach durch 
die neuen V e r b ä n d e abgelöst werden. 
Die Bedeutung der Einsatzbrigade liegt 
darin, d a ß es sich u m die ersten 
ständigen Truppen handeln w ü r d e , ü b e r 
welche die UNO ver fügen könn te . Da­

m i t ist nicht der Weltfrieden gesichert, 
aber es ist bezeichnend, d a ß die skandi­

navischen L ä n d e r wieder einmal für 
eine S t ä r k u n g der Vereinten Nationen 
konstruktiv t ä t ig werden. 

Staatenkonferenz der UN über kon­

sularische Beziehungen 
Vom 4. März bis 24. A p r i l wurde i n 
Wien eine Staatenkonferenz übe r die 
völkerrecht l iche Regelung der konsula­

rischen Beziehungen abgehalten und 
m i t einer Konvention abgeschlossen, 
nachdem eine Konferenz übe r die d i ­

plomatischen Beziehungen am gleichen 
Ort 1961 vorangegangen war. Das Ver­

tragswerk besteht aus 4 Dokumenten: 
der Schlußakte der Konferenz, der 
„Wiener Konvention ü b e r konsulari­

sche Beziehungen", einem fakultat iven 
Protokoll übe r die Schlichtung von 
Auslegungsdifferenzen und einem Pro­

tokol l übe r den Erwerb der Staatsan­

gehör igkei t durch Konsularbeamte. Die 
Schlußakte wurde von allen 84 Staaten 
unterzeichnet. — VEREINTE N A T I O ­

NEN w i r d noch auf die Konferenz zu­

rückkommen . 

UN übergeben West­Irian 
an Indonesien 
Die Verwaltung übe r das ehemalige 
Nieder länd isch­Wes tneuguinea und heu­

tige West­Irian wurde von den Ver­

einten Nationen am 1. M a i 1963 nach 
siebenmonatiger Übergangsze i t an I n ­

donesien übergeben. Die offizielle Ü b e r ­

gabe erfolgte i n Kotabaru (früher H o l ­

landia) durch Dr. Djalal Abdoh, I ran , 
dem Chef der U N ­ B e h ö r d e (UN Tem­

porary Executive Author i ty , UNTEA) 
an den Vertreter der indonesischen 
Regierung Dr. Sudjarwo Tjondronegro. 
Der Chef des Kabinetts, С. V. Nara­

simhan, sprach i m Auftrag U Thants 
und der indonesische Außenmin i s t e r 
Dr. Subandrio namens des P r ä s i d e n t e n 
Sukarno. — Die Ubergabe des Gebietes 
erfolgte gemäß dem zwischen den Nie­

derlanden und Indonesien am Sitz der 
U N getroffenen Abkommen vom 15. 
August 1962. Erster Gouverneur West­

Irians wurde der 38jährige Papua 
Elisier Jan Bonay, der bei der Ver­

eidigung gelobte, sein Bestes für das 
Papuavolk zu tun. 

Wechsel in der Leitung 
der Vereinten Nationen im Kongo 
Zum neuen Leiter der gesamten U N ­

Operationen i m Kongo hat General­

sek re t ä r U Thant mit Wirkung vom 
1. M a i 1963 Max H . Dorsinville aus 
H a i t i als Nachfolger des Ghanesen 
Robert K. A. Gardiner ernannt. Gar­

diner ü b e r n i m m t das A m t des Exe­

ku t iv sek re t ä r s der Wirtschaftskommis­

sion der Vereinten Nationen für Afr ika 
(ECA), mit dem er bereits i m Januar 
1962 beauftragt wurde. Die Entwick­

lung i m Kongo r ief ihn dann jedoch 
zwischenzeitlich nach dort, wo es unter 
seiner Leitung zu der jetzigen relativen 
Stabi l i tä t kam. — Dorsinville t r i t t neu 
i n die Dienste der U N , ist aber mit 
ihnen durch seine diplomatische Tät ig ­

keit vielfach verbunden. Er ist i n Port 
au Prince am 12. März 1910 geboren. 
Nach dem Studium der Rechte an der 
Univers i t ä t von Hai t i t ra t er 1938 i n 
den Auswär t i gen Dienst seines Lan­

des, wo er bis zu seiner jetzigen Er­

nennung blieb. Dorsinville hat Hai t i 

auf den meisten Tagungen der Gene­

ralversammlung der U N vertreten und 
war besonders i m Treuhandrat aktiv, 
zu dessen P r ä s i d e n t er 1959 gewähl t 
wurde. I m Auftrag der U N war er 
Leiter einiger wichtiger Missionen, so 
1955 nach dem damaligen Treuhand­

gebiet Kamerun und 1957 nach Soma­

lia, Tanganjika und Ruanda­Urundi. 
1958 übe rwach te er die Wahlen i m 
f rüher französischen Treuhandgebiet 
Togo und schließlich hatte er 1961/62 
den Vorsitz einer weiteren UN­Mission 
nach Ruanda­Urundi vor deren Selb­

s t änd igwerdung . 

Europareise U Thants 
G e n e r a l s e k r e t ä r U Thant unternahm 
Anfang Mai eine Reise nach Genf, 
Rumän ien , Jugoslawien und London, 
teils um am europäischen Sitz der U N 
Besprechungen abzuhalten, teils um 
Regierungseinladungen Folge zu l e i ­

sten. 
Genf 1.—4. Mai: U Thant sprach hier 
u. a. zum Verwaltungsrat der Weltor­

ganisation für Meteorologie (WMO), die 
zu dieser Zeit i n Genf ihren alle 4 Jahre 
stattfindenden Wel tkongreß abhielt, zur 
gleichfalls tagenden Wirtschaftskom­

mission für Europa (ECE) und p r ä s i ­

dierte dem Verwa l tungsausschuß für 
Koordinierung (ACC), dem unter Vor­

sitz des Gene ra l s ek re t ä r s der U N die 
Generaldirektoren aller Sonderorgani­

sationen angehören und der die A u f ­

gabe hat, die Tät igke i t en der Orga­

nisationen zu koordinieren. A m 3. Mai 
hiel t U Thant eine stark besuchte 
Pressekonferenz ab, auf der er sich 
i m Palais des Nations übe r Kongo, 
Jemen, Technische Konferenz, Entwick­

lungsjahrzehnt besonders aber ü b e r 
Abrüs tungs f r agen ä u ß e r t e (s. weiter 
unten). Bundesrat F. T. Wahlen, Chef 
des eidgenössischen politischen Depar­

tements, stattete dem G e n e r a l s e k r e t ä r 
i n Genf einen Höflichkeitsbesuch ab. 
Rumänien 4.—8. Mai: U Thant wurde 
beim Eintreffen auf dem Bukarester 
Flugplatz zu seinem offiziellen Besuch 
auf Einladung der rumän i schen Regie­

rung von dem Stellvertretenden M i ­

n i s t e rp räs iden ten Birladeanu, A u ß e n ­

minister Manescu und dem Diplomat i ­

schen Korps begrüß t . A m 6. M a i fanden 
Unterredungen m i t dem rumän i schen 
Staa t sp rä s iden ten Georghiu­Dej, M i ­

n i s t e rp räs iden t Maurer, dem A u ß e n ­

minister und weiteren füh renden Per­

sönl ichkei ten übe r die internationale 
Lage und die Vereinten Nationen statt. 
I m Verlauf des Besuchsprogramms be­

suchte U Thant die Erdö l indus t r i e von 
Ploesti, Constanza am Schwarzen Meer, 
einen Kollektivbetr ieb i n der Dobru­

dscha, hielt ein Referat i n der Universi­

t ä t Bukarest, eine Rede i m Rundfunk 
und Fernsehen u. a. m. Seine Hauptan­

liegen waren wieder Abrüs tung , Ein ­

stellung der Kernwaffenversuche, Ver­

besserung der sozialen und wirtschaft­

lichen Lage i n der Welt und S t ä r k u n g 
der Vereinten Nationen. I n der A b ­

schiedsrede bei einem Empfang i m Ge­

b ä u d e des Ministerrats nannte er als 
Aufgabe der UN, den Abgrund zwischen 
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den beiden Großmäch ten durch s t ä r ­
kere Besinnung auf moralische und 
geistige Werte, wie sie in Asien gepflegt 
würden , zu überbrücken . 
Jugoslawien 8.—10. Mai: Nach der Be­
g r ü ß u n g i n Belgrad durch Vizepräs ident 
Kardelj wurde U Thant am darauf­
folgenden Tag von Marschall Ti to auf 
der Adria-Insel Br ion i i m Beisein des 
Außenmin i s t e r s Popowitsch empfangen. 
Besuchsprogramm und Besprechungs­
themen glichen den vorausgegangenen. 
I n einem Interview m i t der jugosla­
wischen Nachrichtenagentur Tanjug 
wies U Thant darauf hin, daß die 
Teilung der Welt i n Reiche und Arme 
letztlich explosiver sei als die i n Ost 
und West. Die französische Regierung, 
die neue Atomversuche i m Pazifik an­
gekünd ig t hatte, forderte er auf, darauf 
zu verzichten, da sie nicht nur die 
A t m o s p h ä r e vergifteten, sondern auch 
die gegenwär t ig stattfindenden Ver­
handlungen ü b e r die Beendung der 
Versuche stark bee in t räch t igen k ö n n ­
ten. 
London 11. Mai: Der Gene ra l s ek re t ä r 
und der britische Außenmin i s t e r Lord 
Home hatten einen v ie r s tünd igen Mei­
nungsaustausch übe r folgende Themen: 
1) Die Finanzlage der U N ; 2) die G r ü n ­
dung von Malaysia; 3) die Lage i m 
Kongo; 4) südafr ikanische Rassenpolitik 
und ihre Bekämpfung i n den U N ; 5) die 
Lage in den portugiesischen Kolonien, 
besonders i n Angola; 6) Südrhodes ien 
und die Diskriminierung der Farbigen; 
7) allgemeine Kolonialfragen. 

U Thant in Genf über die Abrüstung 
Der Gene ra l sek re t ä r sagte auf seiner 
Pressekonferenz am 3. Mai zum A b r ü ­
stungsproblem : 
„In der historischen Stadt Genf tagt seit 
vielen Monaten die Abrüs tungskonf renz . 
Sicherlich möchten Sie meine Ansicht 
übe r die Fortschritte — oder das Feh­
len von Fortschritten — der Verhand­
lungen ü b e r die A b r ü s t u n g hören . Wie 
Sie zweifellos wissen, halte ich das A b ­
rüs tungsprob lem für das schwerwie­
gendste, dem die Menschheit gegenwär ­
t ig gegenübers teh t . Die öffentliche M e i ­
nung und selbst nicht wenige P e r s ö n ­
lichkeiten i n verantwortlicher Stellung 
haben noch nicht begriffen, was ein 
Kr ieg m i t Wasserstoffbomben bedeutet. 
Al l e in schon das Vorhandensein der H -
Bomben stellt das Über leben der 
Menschheit i n Frage. Unter diesen U m ­
s tänden ist es gut, d a ß die A b r ü s t u n g s ­
konferenz dem Verbot der Kernver­
suche Vorrang e i n g e r ä u m t hat. 
Die Ansichten ü b e r die Fortschritte der 
Verhandlungen, die hier vor sich gehen, 
weichen voneinander ab. Manche Beob­
achter ä u ß e r n sich bereits recht pessi­
mistisch, w ä h r e n d andere weiterhin auf 
ein glückliches Ergebnis hoffen. Ich 
zähle mich zur zweiten Gruppe. Der 
Ausschuß der 18 Mächte ist eine neue 
Erscheinung i m langen Prozeß der Ver­
handlungen. Dieses neue Element m u ß 
i n der weiteren Perspektive jener Jahre 
beurteilt werden, w ä h r e n d derer es 
ü b e r h a u p t keinen Gedankenaustausch 
ü b e r die verschiedenen Aspekte der A b ­

r ü s t u n g gab. W ä h r e n d langer Jahre 
waren die A b r ü s t u n g s v e r h a n d l u n g e n 
durch Auseinandersetzungen ü b e r Pr io­
r i tä tsf ragen, die Frage von Te i lmaß­
nahmen oder Gesamt lösungen , ü b e r die 
Zusammensetzung des A b r ü s t u n g s a u s ­
schusses usw. gekennzeichnet. 
Die Bildung des Abrüs tungsausschusses 
der 18 Mächte, die von der X V I . 
Generalversammlung 1961 beschlossen 
wurde, stellte i n den A b r ü s t u n g s v e r ­
handlungen einen historischen Wende­
punkt dar. Und ich b in überzeugt , daß 
die Zugehör igkei t der 8 blockfreien Staa­
ten zum Ausschuß wie auch die zuneh­
mende Kra f t der öffentlichen Meinung 
hinsichtlich der sofortigen und dringen­
den Notwendigkeit eines Abkommens 
übe r das Versuchsverbot Faktoren dar­
stellen, die eine optimistische Note ent­
halten. 

Hinzu kommt die Tatsache, d a ß die bei­
den gegenwär t igen H ä u p t e r der bei­
den S u p e r - M ä c h t e — P r ä s i d e n t Ken­
nedy und Premierminister Chru­
schtschow — der Sache des Friedens 
fest ergeben sind und eine neue Kra f t 
in den internationalen Beziehungen dar­
stellen, obwohl es beide m i t einer i n ­
nenpolitischen öffentlichen Meinung zu 
tun haben, die ihrer Ver s t änd igungs ­
pol i t ik gegenüber sehr kritisch einge­
stellt ist." 
I n Beantwortung verschiedener Fragen 
führ te U Thant zum A b r ü s t u n g s p r o b l e m 
weiter aus: 
Die grundsätz l iche Vers t änd igung übe r 
die Errichtung eines direkten Drahtes 
zwischen Washington und Moskau stelle 
„einen Schritt i n der guten Richtung" 
dar. 
Jede Ini t ia t ive zur Schaffung atomfreier 
Zonen sollte ermutigt werden. Al le a f r i ­
kanischen Staaten seien für diesen Ge­
danken eingenommen, und erst vor we­
nigen Tagen bekundeten auch 5 la­
teinamerikanische Staaten ihre Ent­
schlossenheit, i n diesem Welt tei l ein 
kernwaffenfreies Gebiet zu schaffen. 
Leider habe er, U Thant, nicht die K o m ­
petenz, ein weltweites Referendum übe r 
die Atomwaffen durchzuführen . Sollte 
ihm jedoch die Generalversammlung 
dazu die Erlaubnis erteilen, w ü r d e er 
es mi t g roßer Freude tun. 
U Thant e rk l ä r t e ferner, seiner Ansicht 
nach sei die A b r ü s t u n g nicht der vor­
hergehenden Lösung des Deutschland­
problems untergeordnet, m i t dem sich 
die Vereinten Nationen nur dann be­
schäftigen könn ten , wenn ihnen die vier 
Großmäch te gemeinsam einen entspre­
chenden Auftrag erteilten. 

Kuweit 111. Mitglied der UN 
Kuwei t , das ölreiche Wüs ten l and und 
Scheichtum am Persischen Golf, ist auf 
der wegen der Finanzlage der U N ein­
berufenen Sondertagung der General­
versammlung am 14. Mai in die Ver­
einten Nationen aufgenommen worden. 
Damit e rhöh t sich die Mitgliederzahl 
der UNO auf 111. Der Aufnahme war 
das sa t zungsgemäße Verfahren voraus­
gegangen. Kuwei t hatte bereits am 
30. Juni 1961 erstmalig den Antrag auf 
Aufnahme i n die UNO gestellt. Der 

Sicherheitsrat, der einen solchen A n ­
trag der Generalversammlung empfeh­
len muß , lehnte ihn am 30. November 
1961 ab. Der I r ak machte seinerzeit 
— wie auch diesmal wieder — A n ­
sprüche auf das ihm benachbarte Ge­
biet geltend. Die Sowjetunion unter­
s tü tz te die Ablehnung des Aufnahme­
gesuchs durch das damalige irakische 
Regime Kassem und stimmte gegen das 
Beitrittsgesuch. Da nach der Satzung 
bei Neuaufnahmen von Mitgl iedern 
Einstimmigkeit der fünf Großmäch te 
vorliegen m u ß , w i r k t e die Gegenstimme 
der Sowjetunion als Veto. A m 20. A p r i l 
1963 stellte Kuwe i t abermals den A n ­
trag auf Bei t r i t t , e r k l ä r t e seine Bereit­
schaft, die Verpflichtungen der Charta 
der U N anzuerkennen und ersuchte den 
Sicherheitsrat u m baldmögl iche E r ö r ­
terung. Der Sicherheitsrat be faß te sich 
am 7. Mai m i t dem Gesuch. Auch dies­
mal erhob der I r ak Ansprüche auf 
Kuwei t und machte gegen eine even­
tuel l für ihn ungüns t ige Entscheidung 
Vorbehalte. I h m war vom Sicherheits­
rat das Recht zur Aussage e i n g e r ä u m t 
worden, da er zur Zeit dem Rat nicht 
angehör t . Kuwei t wies die Ansprüche 
des I r a k zurück und zugleich auf die 
freundschaftlichen Vereinbarungen mi t 
der neuen irakischen Regierung h in . 
A l l e elf Ratsmitglieder, einschließlich 
der Sowjetunion, u n t e r s t ü t z t e n das Be i ­
trittsgesuch Kuweits . Die Generalver­
sammlung hatte nun übe r das Gesuch 
Kuweits endgül t ig zu entscheiden. Das 
tat sie bereits auf der ersten Sitzung 
ihrer Sondertagung, die wegen der 
Finanzlage der U N einberufen worden 
war. Die Generalversammlung nahm 
Kuwei t durch Akklamat ion in die Or­
ganisation auf. Der kuweitische A u ß e n ­
minister dankte und e rk l ä r t e dann, d a ß 
sein Land eine Pol i t ik der positiven 
Neu t r a l i t ä t befolgen und vo l l die Be­
m ü h u n g e n um die arabische Einheit 
un t e r s tü t zen wolle; es u n t e r s t ü t z e fer­
ner alle Völker i m Kampf u m ihre 
Selbs tändigkei t und das Recht der Pa­
läst inaf lücht l inge auf Rückkeh r i n ihre 
Heimat. G e n e r a l s e k r e t ä r U Thant wies 
am nächs ten Tag beim erstmaligen 
Hissen der kuweitischen Flagge in einer 
kurzen Ansprache darauf hin, daß K u ­
wei t infolge seiner na tü r l i chen Hi l f s ­
mi t te l trotz der geringen Größe des 
Landes einen beachtenswerten und noch 
wachsenden An te i l an der W e l t w i r t ­
schaft habe und eins der fortgeschrit­
tensten L ä n d e r des Mit t leren Ostens 
sei. Kuwe i t hat 15 540 Quadratkilometer 
Fläche und 223 000 Einwohner. Es ran­
giert damit der Größe nach an 106. 
Stelle und der Einwohnerzahl nach an 
110. Stelle unter den 111 Mitgl iedern 
der Vereinten Nationen. Es gehö r t zu 
den größ ten Erdö lp roduzen ten und 
-lieferanten der Welt. Die nachgewie­
senen Reserven belaufen sich auf rund 
65 Mil l ia rden Barrels. Sie entsprechen 
damit der doppelten Reserve der Ver­
einigten Staaten oder der Reserve der 
USA und der Sowjetunion oder gleich 
21 v H der Weltreserve an Erdöl . I n 
heutigen Preisen bedeutet das mehr 
als~lÜ0 Md. Dollar. 
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Omar Loutfi f 
A m 17. Mai , nur einen Monat nach dem 
Tod des zuvorgenannten Kiselew, ist 
ein weiterer stellvertretender General­
s ek re t ä r der U N , der Ägyp te r Omar 
Lout f i , gestorben. Er erlag i m Haupt­
gebäude der Vereinten Nationen, als er 
vor einem Aufzug wartete, um in sein 
Büro zu fahren, einem Herzschlag. 
Lou t f i war gleichfalls 55 Jahre alt. 
Auch er gehör t e als Untergeneralse­
k r e t ä r dem „U Thant-Kabinett" an. 
Sein Aufgabenbereich waren besondere 
politische Angelegenheiten. So vertrat 
er den Gene ra l sek re t ä r unter anderem 
auf den Genfer Abrüs tungskonferenzen . 
Nach dem Tode Kiselews beauftragte i h n 
U Thant zusätzlich mi t der internatio­
nalen Wahrnehmung der Abtei lung für 
politische Fragen und Angelegenheiten 
des Sicherheitsrates. 
Lou t f i war eine der bekanntesten U N -
Persönl ichkei ten . Er genoß allgemein 
hohes Ansehen und Vertrauen, das er 
sich als Delegierter seines Landes bei 
den Tagungen der Vereinten Nationen 
und als UN-Beamter erworben hatte. 
Lou t f i wurde 1908 i n Kai ro geboren, 
studierte Rechtswissenschaft und pro­
movierte 1930. Er t rat als Staatsanwalt 
ins Justizministerium ein. 1944 wurde 
er zum Richter am Gemischten Ge­
richtshof, 1946 zum Rechtsberater des 
äypt i schen Staatsrates und 1949 i n 
gleicher Eigenschaft bei der Delega­
t ion seines Landes bei den Vereinten 
Nationen ernannt. Nach mehreren 
Zwischenpositionen, die ihn unter an­
derem in UN-Mission nach Libyen 
führ ten , wurde er 1953 Leiter der A b ­
tei lung für internationale Organisa­
tionen und Rechtsfragen i m A u s w ä r t i ­
gen A m t seines Landes i m Range eines 
Botschafters. Lout f i war wiederholt De­
legierter Ägyp tens bei den UN, bevor 
er 1955 S tänd ige r Vertreter des Landes 
i n New York wurde. So führ te er für 
Ä g y p t e n die Verhandlungen i n den U N 
w ä h r e n d der Suezkrise 1956. A m 29. 
Dezember 1961 ernannte ihn General­
s e k r e t ä r U Thant zu einem seiner acht 
Stellvertreter i m Range eines Unter­
gene ra l s ek re t ä r s . 

Suslow Nachfolger Kiselews 
G e n e r a l s e k r e t ä r U Thant ernannte am 
21. M a i als Nachfolger des verstorbenen 
U n t e r g e n e r a l s e k r e t ä r s Kiselew den so­
wjetischen Diplomaten Wladimir Pawlo-
witsch Suslow zum Leiter der Abte i ­
lung für politische Angelegenheiten und 
den Sicherheitsrat. — Suslow ist 1923 
geboren und damit das jüngste Mitgl ied 
des „U Thant-Kabinetts". Er gehörte 
den sowjetischen Delegationen bei den 
Vereinten Nationen von 1953 bis 1955 
als 1. S e k r e t ä r und von 1957 bis 1961 
als Berater für politische Fragen an. 
I n der Zwischenzeit war er i n der A b ­
teilung für internationale Organisatio­
nen i m sowjetischen Außenmin i s t e r ium. 
Nachher, bis zu seiner jetzigen Beru­
fung, hatte er verschiedene andere hohe 
Stellen i m A u ß e n a m t . 

Völkerrechtskommission der UN 
Die 15. Session der Vö lke r rech t skom­
mission der Vereinten Nationen begann 

am 8. Mai i n Genf. Sie w i r d bis zum 
12. Ju l i dauern. Die Kommission befaßt 
sich m i t der Kodifizierung und dem 
Ausbau des Völkerrechts . Ihre 24 von 
der Generalversammlung gewäh l t en 
Mitglieder tagen nicht als Vertreter 
ihrer Regierungen, sondern als Sach­
vers tänd ige . Die jetzige Tagung w i r d 
sich vor allem mi t der Kodifizierung 
und Entwicklung des internationalen 
Vertragsrechts, insbesondere m i t der 
Gül t igke i t und Dauer von internationa­
len Ver t r ägen befassen (VEREINTE 
N A T I O N E N w i r d noch darauf zurück­
kommen). 

Schädlingsbekämpfung 
durch radioaktive Strahlen 
Die Verluste, die i n der Welt an den 
Ernte- und Viehbes tänden jähr l ich 
durch Schädlinge, besonders durch I n ­
sekten, entstehen, werden auf 12 M i l ­
l iarden D M geschätzt. I n Griechenland 
allein verursacht ein einziger Schädling, 
die Olivenfliege, die auch i m übr igen 
Mittelmeergebiet lebt, jähr l ich Verluste 
von 280 Mil l ionen D M . A n Brotgetreiden 
gehen jähr l ich übe r 32 Mil l ionen Ton­
nen durch Insektenbefall verloren. So 
ist es natür l ich, daß i m Zeitalter des 
Kampfes gegen den Hunger starke und 
vielseitige B e m ü h u n g e n unternommen 
werden, die Schädl inge zu bekämpfen . 
Eine Methode, die sich als ü b e r a u s n ü t z ­
lich erwiesen hat, ist die B e k ä m p f u n g 
durch Radioisotopen und radioaktive 
Strahlen. Hier weiter zu forschen ist 
umso notwendiger, als sich nun zuneh­
mend herausstellt, daß die bisher fast 
ausschließliche Verwendung von chemi­
schen Mi t te ln i n der Schäd l ingsbekämp­
fung neue Probleme und Gefahren mi t 
sich gebracht hat. Einerseits entwickeln 
die Insekten gegen die Giftstoffe eine 
gewisse Widers tandsfähigkei t , so d a ß 
man gezwungen war, fo r twährend neue 
Mi t t e l zu entwickeln. Andererseits ha­
ben sich die Chemikalien oft für die 
Tiere und sogar für den Menschen als 
schädlich erwiesen. Rücks tände solcher 
Chemikalien, die von Nährpf lanzen l ä n ­
gere Zeit mi tgeführ t werden, können 
daher eine Gefahr für die öffentliche 
Gesundheit darstellen. 
M i t der gesamten Problematik der 
Schädl ingsbekämpfung mittels Radioiso­
topen und radioaktiven Strahlen be­
faßte sich eine Tagung von übe r 100 
Fachwissenschaftlern aus 28 L ä n d e r n , 
die i n Athen vom 22. bis 26. A p r i l statt­
fand und gemeinsam von der E r n ä h -
rungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen (FAO) und der 
Internationalen Atomenergieorganisation 
(IAEO) veranstaltet wurde. I n Refe­
raten füh rende r Fachwissenschaftler 
aller beteiligten L ä n d e r wurde übe r die 
bisherigen Erfahrungen berichtet, neue 
Verfahren wurden mitgeteilt, so d a ß 
der Informationsaustausch dazu beitra­
gen w i r d , die Verluste durch Insekten­
befall w ä h r e n d der Erzeugung, Lage­
rung und Verteilung von Lebensmitteln 
zu verhindern. 

Weltkonvention über die Haftpflicht für 
Atomschäden 
Die Internationale Konferenz ü b e r die 

Haftpflicht für Atomschäden, die von 
der Internationalen Atomenergieorgani­
sation (IAEO) veranstaltet wurde, nahm 
am 19. Mai 1963 einstimmig die Wiener 
Konvention ü b e r die zivilrechtliche Haf­
tung für Atomschäden an. 60 Staaten 
nahmen an der dre iwöchigen Konfe­
renz te i l . Die Vorarbeiten erstreckten 
sich ü b e r 4 Jahre. 
Eine Regelung der Haftung war deshalb 
erforderlich, we i l die bestehenden Be­
stimmungen des bürger l ichen Rechts, die 
für konventionelle Risiken ausgearbeitet 
wurden, keine volle Deckung für A t o m ­
schäden bieten, die durch zufällige oder 
unfallbedingte Freisetzungen großer 
Strahlungsmengen, z. B. aus Reaktoran­
lagen, bei Arbeiten mi t A t o m m ü l l und 
seiner Beseitigung und bei der Beförde­
rung von Kernbrennstoffen auftreten. 
Besondere Gesetze übe r die zivilrecht­
liche Haftung für Atomschäden bestehen 
bereits i n einigen Staaten. Da aber 
Strahlengefahren ihrer Natur nach i n ­
ternational sind und sich i n allen L ä n ­
dern auswirken können , reichen solche 
innerstaatlichen oder regionalen L ö s u n ­
gen nicht aus. Zudem h ä n g t die we l t ­
umfassende Entwicklung der A t o m i n ­
dustrie zu friedlichen Zwecken weitge­
hend von einer wirksamen und unbe­
hinderten internationalen Zusammen­
arbeit ab. Zie l der Konferenz war es 
deshalb, eine i n aller Welt anwendbare 
Regelung zu treffen, die der Öffentl ich­
keit möglichst weitgehenden Schutz ge­
w ä h r t , ohne daß die Atomindustrie ü b e r 
G e b ü h r belastet w i r d und ohne d a ß die 
Wahrscheinlichkeit läs t iger Rechtsstreits 
besteht. 
Die wichtigsten Probleme i n diesem Z u ­
sammenhang sind: die G e f ä h r d u n g s ­
haftung des Unternehmers, der eine 
Atomanlage betreibt, für Atomunfä l le , 
die i n seinen Anlagen auftreten oder 
durch Kernmaterial verursacht werden, 
das aus seiner Anlage versandt oder an 
diese gesandt w i r d , d. h . eine Haftung 
des Unternehmers, auch wenn kein Ver­
schulden seinerseits vorliegt; ferner die 
Beschränkung der Haftsumme und ihre 
finanzielle Deckung, die V e r j ä h r u n g s ­
frist für die Geltendmachung von A n ­
sprüchen und die Bestellung eines Ge­
richtshofs, der für sämtl iche Ansprüche 
aus ein und demselben Atomunfa l l zu­
s tändig ist. Gegenwär t ig sind bereits 
etwa 500 Kernreaktoren i n fast 50 ver­
schiedenen L ä n d e r n i n Betrieb oder i m 
Bau. 
Folgende sind die wichtigsten Bestim­
mungen der abgeschlossenen Konven­
t ion: Der Unternehmer, der eine A t o m ­
anlage betreibt, ist für alle Atomschäden 
absolut haftbar, die durch seine Anlage 
oder durch Kernmaterial auf dem Weg 
zur oder von der Anlage verursacht 
werden; daher braucht sich der Ge­
schädigte nicht der schwierigen Aufgabe 
zu unterziehen, das Verschulden des 
Unternehmers nachzuweisen, wie es die 
normalen Vorschriften für konventio­
nelle Risiken fordern. Jeder Staat kann 
die Höhe der Haftpflicht seiner Unter­
nehmer begrenzen, aber der Betrag von 
5 Mil l ionen Dollar für jedes Schadens­
ereignis darf nicht unterschritten wer­
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den und m u ß durch Versicherungen oder 
andere finanzielle Garantien gedeckt 
sein. Andernfalls ist der Staat, auf des­

sen Gebiet sich die betreffende Anlage 
befindet, verpflichtet, bis zu diesem 
Betrag Schadenersatz zu leisten. Es steht 
den Staaten frei, höhere Grenzen fest­

zusetzen, und eine Anzahl Staaten hat 
dies auch bereits getan. I n der Regel 
werden alle Ersa tzansprüche zehn Jahre, 
nachdem sich der Schadensfall ereignet 
hat, erlöschen. Die Konvention zielt dar­

auf ab, einen einzigen Gerichtshof für 
die Erledigung sämtl icher aus einem 
Schadensfall sich ergebender Ansprüche 
zu bestimmen. Dadurch werden für 
Unfallsopfer wie für Unternehmer zahl­

reiche mühsel ige und verwickelte proze­

durale Schwierigkeiten aus dem Wege 
geräumt . Der Konventionstext soll zu 
einer Vereinheitlichung des Zivilrechts 
auf diesem Spezialgebiet führen und 
dadurch die Entwicklung der f r ied l i ­

chen Anwendung der Kernenergie i n der 
ganzen Welt fördern. 

Atomkonferenz 1964 in Genf 
Die 3. internationale Konferenz übe r 
die friedliche Nutzung der Atomenergie 
w i r d vom 31. August bis 9. September 
1964 i n Genf stattfinden. Die Vorberei­

tungen werden vom Wissenschaftlichen 
Ausschuß der Vereinten Nationen zur 
Untersuchung der Atomstrahlenwirkung 
zusammen mit dem Genera l sek re t ä r ge­

troffen. 

„Hunger — die Krankheit von Millionen" 
Unter diesem Motto fand i n allen L ä n ­

dern der Erde am 7. A p r i l , dem Tag, 
an dem 1948 die WHO gegründe t wurde, 
der Weltgesundheitstag statt, u m einen 
Beitrag zu der weltweiten Kampagne 
gegen den Hunger, die von der E r n ä h ­

rungs­ und Landwirtschaftsorganisation 
(FAO) geführ t w i r d , zu leisten. Die H u n ­

gernden satt zu machen ist nur eine 
Seite des Problems. Es gibt viele Men­

schen, die verhungern. Noch mehr leiden 
durch Krankheiten wie Beriberi, Aus­

satz, Skorbut, englische Krankhei t (Ra­

chitis), Anämie und Blindheit , wei l i n 
ihrer Nahrung Substanzen fehlen, die 
zur Gesunderhaltung oder ­werdung 
notwendig sind. Zur gleichen Zeit aber 
gefährden die Menschen i n den hochge­

stellten L ä n d e r n ihre Gesundheit, wei l 
sie zu vie l essen und sich zu wenig kör ­

perlich betä t igen. 

Dr. Candau wiedergewählt 
Die 16. Weltgesundheitsversammlung 
bes tä t ig te am 8. Mai den bisherigen 
Generaldirektor Dr. M . G. Candau, Bra­

silien, mit 95 Stimmen ohne Gegen­

stimmen und Stimmenthaltungen für 
weitere fünf Jahre i n seinem Amt . Dr. 
Candau leitet die WHO seit Ju l i 1953. 

Mehr Todesfälle durch Herzkrankheiten 
in zivilisierten Ländern 
I n Australien, Dänemark , der Bundes­

republik Deutschland, Finnland, Frank­

reich, Großbr i t ann ien , Kanada, den Nie­

derlanden, Norwegen, Schweden, der 
Schweiz und den Vereinigten Staaten 
stehen die Herzkrankheiten an der 

Spitze der Todesursachen. Rund ein 
Dri t t e l aller Menschen dieser L ä n d e r 
sterben an ihnen. Die Sterblichkeits­

raten infolge von Herzkrankheiten l i e ­

gen für 1962 mit Ausnahme Frankreichs 
i n den genannten L ä n d e r n ü b e r denen 
der Jahre 1954 bis 1956. Die Zunahme 
steigt von 0,5 v H i n Australien auf 
17 v H i n Norwegen. 

Das Herz des Nomaden 
Die letzten noch vorhandenen Nomaden­

s t ä m m e i n Somalia entlang der Grenze 
nach Kenia (Ostafrika) kennen keine 
Arterienverkalkung, wie jetzt durch eine 
gründl iche Untersuchung der Weltge­

sundheitsorganisation (WHO) an einigen 
Hundert Kameltreibern festgestellt w u r ­

de. Das ist umso erstaunlicher, wenn 
man ihre Lebensweise bedenkt: Sie er­

n ä h r e n sich täglich von 5 bis 10 Li te rn 
Kamelmilch; dabei ist der Fettgehalt 
dieser Milch doppelt so hoch wie der 
der Kuhmilch. I n gewissen Jahreszeiten 
müssen sie i n der Suche nach Wasser 
weite Wanderungen machen und hierbei 
oft aufgewehte feine Sandteilchen ein­

atmen. Aber die S t ä m m e führen noch 
das gleiche patriarchalische ländliche 
Leben wie seit Jahrhunderten, völlig 
ungleich dem modernen s tädt ischen Le­

ben. Die Untersuchungsergebnisse unter­

streichen die Bedeutung der psychologi­

schen Belastung des modernen Lebens 
für das Aufkommen von Herzkrank­

heiten. 

Generaldirektor Per Jacobsson t 
Der l angjähr ige Präs iden t des Interna­

tionalen Währungsfonds , der Schwede 
Dr. h. c. Per Jacobsson, ist auf einer 
Dienstreise am 5. Mai 1963 i n London 
einer Herzkrise erlegen. — Jacobsson 
war einer der bekanntesten und prof i ­

liertesten Persönl ichkei ten der inter­

nationalen Währungspol i t ik . Er war am 
5. Februar 1894 i n Schweden geboren, 
studierte Jura und Volkswirtschaft. 
Von 1920 bis 1929 gehör te er der W i r t ­

schafts­ und Finanzabteilung des Völ­

kerbundes an, wo er sich bereits einen 
Ruf als internationaler Gutachter er­

warb. Nach einer Zwischentä t igkei t t ra t 
er 1931 mit der G r ü n d u n g i n die Bank 
für Internationalen Zahlungsausgleich 
(BIZ) i n Basel ein, der er 25 Jahre an­

gehör te , bis ihn 1956 der ehrenvolle 
Ruf als Generaldirektor des Interna­

tionalen Währungs fonds nach Washing­

ton führ te . — Die Währungspo l i t ik des 
Westens ist ohne M i t w i r k u n g Jacobssons 
seitdem nicht vorstellbar. I m Zusam­

menhang mit einer Darstellung des 
Fonds w i r d auf seine Tät igkei t und 
Währungsauf fa s sung noch zurückzukom­

men sein. — Der stellvertretende Gou­

verneur der Bank von Frankreich, 
Pierre­Paul Schweitzer, gi l t als der 
aussichtsreichste Kandidat für die Nach­

folge. 

Neuer Präsident der WMO 
Der Schwede A l f E. Nyberg wurde als 
Nachfolger des Franzosen A n d r é Viaut, 
der seit 1955 das A m t innehatte, für 
4 Jahre zum Präs iden ten der Welt­

organisation für Meteorologie auf dem 

4. Weltkongreß der WMO am 26. A p r i l 
i n Genf gewähl t . 

Veränderungen in den Mitgliedschaften 
der Vereinten Nationen und der Sonder­

organisationen 
Die vorige Ausgabe der Zeitschrift ver­

öffentlichte eine Tabelle ü b e r die M i t ­

gliedschaften i n den Vereinten Natio­

nen und Sonderorganisationen (Heft 
2/1963 Seite 69 f.). I m Anschluß an die 
dort genannten Zahlen sind folgende 
Ä n d e r u n g e n eingetreten: 
U N : Die Mitgliederzahl e rhöh te sich 
durch die Aufnahme Kuweits am 14. 
Mai 1963 auf 111. 
I A E O : Zugang durch Syrien am 6. Juni 
1963 als 82. Mitgl ied. 
I L O : Zugänge durch Burundi am l . M ä r z 
als 106., durch Uganda am 28. März als 
107. und durch Trinidad und Tobago 
am 24. Mai 1963 als 108. Mitgl ied. 
FAO: Der Stand war 100 ordentliche 
und 4 assoziierte Mitglieder. Das asso­

ziierte Mitgl ied Jamaika wurde nach 
seiner Aufnahme i n die UNO am 13. 
März 1963 ordentliches Mitgl ied der 
FAO. Demnach jetziger Stand 101 
ordentliche und 3 assoziierte Mitglieder. 
WHO: Kenia und Maurit ius wurden am 
9. Mai als assoziierte Mitglieder aufge­

nommen. Neuer Stand 117 ordentliche 
und 3 assoziierte Mitglieder. 
FUND: Zugänge durch Niger am 24. 
A p r i l als 85. und durch Obervolta am 
2. Mai 1963 als 86. Mitgl ied. 
B A N K : Zugänge durch Niger am 24. 
A p r i l als 84. und durch Obervolta am 

2. Mai 1963 als 85. Mitglied. 
I D A : Zugänge durch Niger am 24. A p r i l 
als 75. und durch Obervolta am 13. Mai 
1963 als 76. Mitglied. 
1С A O : Zugänge durch Trin idad und 
Tobago am 13. A p r i l als 99., durch 
Jamaika am 25. A p r i l als 100. und durch 
Algerien am 6. Juni 1963 als 101. M i t ­

glied. 
UPU: Zugänge durch Tanganjika und 
Obervolta am 29. März als 118. und 119. 
und durch Rwanda und Burundi am 
6. A p r i l 1963 als 120. und 121. Mitgl ied. 
I T U : Zugänge durch Burundi am 16. 
Februar als 118., durch Jamaika am 
18. Februar als 119., durch Uganda am 
8. März als 120. und durch Algerien am 
3. Mai 1963 als 121. Mitgl ied. 
W M O : Zugänge durch Trinidad und 
Tobago am 1. Februar als 104., Rwanda 
am 4. Februar als 105., Uganda am 
3. A p r i l als 106., die Mongolische Volks­

republik und Algerien am 4. A p r i l als 
107. und 108. und Zypern am 11. A p r i l 
1963 als 109. Mitglied. D a r ü b e r hinaus 
hat die WMO noch weitere 15 T e r r i ­

torien als assoziierte Mitglieder. 
i M C O : Zugänge durch Brasilien am 
4. März als 54. und durch Tunesien am 
23. Mai 1963 als 55. Mitgl ied . 
G A T T : Bis zum 1. Mai 1963 sind dem 
GATT, das keine Sonderorganisation der 
U N ist, folgende Staaten beigetreten: 
Gabun, Kamerun, Kongo (Brazzaville), 
Kuweit , Obervolta und die Zentral­

afrikanische Republik. Damit beläuft 
sich die Zahl der Vertragsparteien 
auf 50. 
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Die Bundesrepublik und die Vereinten Nationen Dokumente und Nochrichten 

Adlai E. Stevenson in Bonn und Berlin 
Der jetzige, mit Kabinettsrang ausgestattete Chefdelegierte 
der Vereinigten Staaten bei den Vereinten Nationen, Adlai E . 
Stevenson, hielt sich auf einer Europareise am 2. und 3. April 
in der Bundesrepublik auf. Stevenson wurde vom Bundesprä­
sidenten empfangen und hatte u. a. mit den Ministern Schrö­
der und Erhard Besprechungen. Am Abend des 3. April hielt 
Botschafter Stevenson in der Bonner Beethovenhalle vor der 
Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik einen Vortrag 
über die Rolle der Vereinten Nationen in der heutigen Welt-
politik. Während eines Zwischenbesuchs in Berlin nahm er 
die Gelegenheit wahr, sich die Zustände an der Mauer anzu­
sehen und sich über die dortige Lage im einzelnen zu unter­
richten. 

Neue Beschwerde an die Menschenrechtskommission 
der Vereinten Nationen 
Das Kuratorium Unteilbares Deutschland überreichte der 
Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen in New 
York erstmals am 25. September 1962 eine Beschwerde wegen 
der Verletzung von Menschenrechten seit Errichtung der 
Mauer in Berlin. Da die in dieser Beschwerde aufgeführten 
Verletzungen der Menschenrechte andauern, sah sich das Prä­
sidium des Kuratoriums veranlaßt, eine weitere Beschwerde 
mit neuem Tatsachenmaterial der Menschenrechtskommission 
zuzuleiten. Der Geschäftsführende Vorsitzende des Kuratori­
ums, Dr. W. W. Schütz, überreichte sie am 3. April 1963 dem 
Direktor der zu dieser Zeit in Genf tagenden Menschenrechts­
kommission der Vereinten Nationen (siehe Seite 82 dieser 
Ausgabe). Die Beschwerde nennt eine Fül le von einzelnen 
Verletzungen der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, 
für die das Beweismaterial jederzeit zur Verfügung steht. 
Das Kuratorium bittet die Menschenrechtskommission festzu­
stellen, daß die unmenschlichen Zustände jenseits der Berlin 
und ganz Deutschland trennenden Mauer eine Verletzung der 
Menschenrechte bedeuten. 
Zu den Unterzeichnern der Beschwerde gehören u. a. der 
frühere Reichstagspräsident Paul Lobe, Dr. Heinrich von 
Brentano, Dr. Eugen Gerstenmaier, Dr. Erich Mende, Bertha 
Middelhauve als Vorsitzende des Deutschen Frauenrings, Erich 
Ollenhauer, Ludwig Rosenberg, Dr. W. W. Schütz und Her­
bert Wehner in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Bun­
destagsausschusses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen. 

Weltgesundheitstag 
„Hunger — die Krankheit von Millionen" lautete das Thema 
des diesjährigen Weltgesundheitstages, der jährlich Anfang 
April in der ganzen Welt stattfindet, um die Menschen nicht 
nur auf die Bedeutung der Gesundheit, sondern zugleich auf 
die Notwendigkeit der Vorsorge für die Gesunderhaltung und 
auf die Schwerpunkte der Gesundheitsgefährdung hinzuwei­
sen. Den gegenwärtigen weltweiten Kampf gegen den Hun­
ger wil l die Weltgesundheitsorganisation (WHO) dadurch 
unterstützen, daß sie ihrerseits die Öffentlichkeit auf die Be­
deutung der mangelhaften Ernährung, insbesondere durch das 
Fehlen bestimmter lebensnotwendiger Mengen von Eiweiß 
und Vitaminen, aufmerksam macht. 
Die Veranstaltung der Bundesregierung fand am 5. April in 
der Bod Godesberger Redoute statt, wo die Bundesministerin 
Dr. Schwarzhaupt und der Direktor des Physiologisch-Chemi­
schen Instituts der Universität Hamburg, Professor Dr. 
Joachim Kühnau, sprachen. Auch in anderen Städten der 
Bundesrepublik — so in Berlin und München — fanden A n ­
fang April Vortragsveranstaltungen statt. Eine Veranstaltung 
in Heidelberg verdient besonders erwähnt zu werden. Sie 
wurde von der Gesundheitskommission der Deutschen Ge­
sellschaft für die Vereinten Nationen in Verbindung mit eini­
gen anderen Organisationen durchgeführt. Der stellvertre­
tende Generaldirektor der Ernährungs- und Landwirtschafts­
organisation der Vereinten Nationen (FAO), Professor Fisch-
nich (Deutschland), Professor Wilbrandt (Berlin), Landestier­
arzt Dr. Poppe (Bremen) und Professor Jusatz (Heidelberg) 
hielten die Referate. 

Deutscher Beitrag für das Welternährungsprogramm — 
Boerma und Fischnich in Bonn 
Der Exekutivdirektor für das Welternährungsprogramm der 
Vereinten Nationen, Boerma, stattete am 8. und 9. April in 
Begleitung des deutschen Direktors bei der Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO), 
Professor Fischnich, der Bundesrepublik einen Besuch ab, um 
Fragen der technischen Abwicklung des deutschen Beitrags zu 
klären. Die Bundesregierung hat für das am 1. Januar 1963 
angelaufene Welternährungsprogramm für die Dauer von drei 
Jahren einen Betrag von jährlich 11 Mill. D M in Aussicht ge­
stellt, davon 15 v H in bar und 85 v H in Waren und Dienstlei­
stungen (Schiffstransporte). 
Direktor Boerma berichtete vor deutschen Regierungsvertre­
tern in Bonn, daß sich bis jetzt an dem Welternährungspro­
gramm 46 Länder mit einem Beitrag von insgesamt 90 Mill. 
Dollar beteiligen. Die Zusagen weiterer Länder werden er­
wartet, so daß der nach den Plänen des Welternährungspro­
gramms benötigte Gesamtbetrag von 100 Mill. Dollar erreicht 
werden dürfte. Bemerkenswert ist, daß sich an dieser Aktion 
der F A O außer den großen Industriestaaten auch kleine Län­
der, ja selbst Entwicklungsländer Asiens und Afrikas beteili­
gen. Boerma berichtete, daß er im Laufe der letzten Monate 
etwa 30 Länder in den verschiedensten Teilen der Welt be­
sucht habe, um an Ort und Stelle nach eigenem Augenschein 
zu klären, welche Lebensmittel benötigt werden und auf wel­
chem Wege im Kampf gegen den Hunger am besten geholfen 
werden kann. 
Die Frage, welche Waren die Bundesrepublik im einzelnen 
beisteuern kann, hängt im wesentlichen davon ab, was von 
Fa l l zu Fa l l bei den Hilfsaktionen benötigt wird. Die Wünsche 
der hilfsbedürftigen Länder erstrecken sich vor allem auf 
Reis, Zucker, Hülsenfrüchte, Trockenfisch, Magermilch, Fisch­
mehl und andere Futtermittel sowie auch auf Getreide. L e i ­
der sind von den sich am Welternährungsprogramm beteili­
genden Ländern bisher weder Reis noch Zucker angeboten 
worden. Diese Waren gelten auf dem Weltmarkt nicht mehr 
als Überschußgüter. Da keine Spenden eingingen, müssen 
Reis und Zucker von der F A O gegen bar beschafft werden. 
Bei Reis versucht man nach Möglichkeit auf Weizen aus­
zuweichen, der beispielsweise von Kanada und U S A in gro­
ßem Umfange angeboten wurde. Allerdings ist dieser Aus­
tausch wegen der bestehenden Verzehrsgewohnheiten nicht 
in allen Fällen möglich, wie Exekutivdirektor Boerma be­
richtete. 
Zur Zeit bearbeitet die F A O 24 Hilfsprojekte, etwa 30 wei­
tere Anträge liegen bereits vor. Sobald die Bearbeitung der 
Projekte abgeschlossen ist, wird die F A O der Bundesregie­
rung mitteilen, für welche Warenarten und Länder Hilfe­
leistungen in Aussicht genommen sind. 
Seit dem Anlaufen des Welternährungsprogramms am 1. J a ­
nuar 1963 hat die F A O schon bei verschiedenen Katastrophen­
fällen helfen können. So im Januar bei einer Überschwem­
mungskatastrophe in Marokko, bei der 200 000 ha Land über­
schwemmt und große Getreidemengen einschließlich des Saat­
gutes vernichtet wurden. Ein anderes Mal bei der Erdbeben­
katastrophe im Iran, wo die F A O mit Zucker- und Teeliefe­
rungen aus Indien half. Die Bundesrepublik ist bisher ledig­
lich mit Transportleistungen ihrer Handelsschiffe in Anspruch 
genommen worden. Sie wird jedoch demnächst zu Hilfelei­
stungen für ein Entwicklungsprojekt in Tanganjika herange­
zogen werden. Dieses Projekt sieht vor, 2 000 Familien in 
einer neuen Siedlung seßhaft zu machen und lVt Jahre lang 
bis zur ersten Ernte vom Welternährungsprogramm zu unter­
halten. 
Die F A O hat die Hoffnung, daß ähnliche Vorhaben mit deut­
scher Beteiligung auch in anderen Entwicklungsländern hel­
fen werden, die Lebensgrundlage der Bevölkerung in unter­
entwickelten Ländern entscheidend zu verbessern. 

Botschaftsrat Frank im Planungsstab 
Dr. Paul Frank, seit drei Jahren Botschaftsrat beim Ständi­
gen Beobachter der Bundesrepublik bei den Vereinten Natio-
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nen in New York, ist als Mitgl ied des von Außenmin i s t e r 
Dr. Schröder neu gegründe ten Planungsstabes Ende A p r i l i n 
das Auswär t ige A m t berufen worden. 

Prinz Sadruddin Aga Khan besucht die Bundesrepublik 
Als Gast der Bundesregierung hat der stellvertretende Hoch­
kommissar der Vereinten Nationen für Flücht l inge (UNHCR), 
Prinz Sadruddin Aga Khan, vom 5. bis 11. M a i die Bundes­
republik besucht. Er wurde von Bundesp räs iden t L ü b k e und 
Bundesvertriebenenminister Mischnik sowie anderen füh ren ­
den Persönl ichkei ten empfangen. Zweck der Besuchsreise war 
es, die F lücht l ingsprobleme der Deutschen und der Aus lände r 
auf westdeutschem Boden, die dem Flücht l ingskommissar der 
Vereinten Nationen unterstehen, zu studieren. So besuchte 
der Gast verschiedene Lager in der Bundesrepublik und an­
dere soziale Einrichtungen. 
Prinz Sadruddin hielt w ä h r e n d seines Deutschlandaufenthalts 
Vor t r äge in Bonn, Bad Godesberg, Bremen und München. Die 
Bonner Veranstaltung fand in der Redoute auf Einladung der 
Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen statt. Übe r 
400 Personen nahmen daran tei l , unter ihnen eine Anzahl 
Botschafter und weitere führende Personen. Der Vortrag 
ging von den deutschen Flücht l ingen aus, die i n die Bundes­
republik kommen und sämtl iche Rechte und Privilegien eines 
deutschen S taa t sbü rge r s erhalten. Die internationalen F lüch t ­
linge dagegen sind staatenlos. Sie werden durch das A m t des 
Hochkommissars der Vereinten Nationen für Flücht l inge be­
treut. Sie haben ihre Heimat aus Angst vor Verfolgung, aus 
rassischen beziehungsweise rel igiösen Motiven oder aus G r ü n ­
den ihrer S taa t sangehör igke i t verlassen und vorerst keine 
neue Heimat gefunden. 1955 lief das Hilfsprogramm des 
F lücht l ingskommissars auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
an. Zur damaligen Zeit lebten 13 000 internationale F lücht ­
linge in Lagern. Wenige nur i m Vergleich zur Zahl der deut­
schen Flücht l inge. I h r Los war jedoch besonders hart, da sie 
damals bereits i m Durchschnitt 13 bis 14 Jahre i m Lager ge­
lebt hatten. I n Deutschland gäbe es noch rund 10 000 staaten­
lose Flücht l inge, für die noch keine ausreichende Integrierung 
erreicht worden sei. Die meisten dieser Menschen stammen 
aus östlichen L ä n d e r n . Ihre Eingliederung in die allgemeinen 
Verhä l tn i s se bereite besonders dann Schwierigkeiten, wenn es 
sich u m körper l ich oder geistig behinderte Menschen handele. 
Nachdem es gelungen sei, den größten Teil der europäischen 
Flücht l ingsfragen zu lösen, seien neue Flücht l ingsprobleme 
i n Afr ika , so i n Angola und in Rwanda, aber auch in China 
beziehungsweise Hongkong entstanden. 

Prinz Sadruddin Aga Khan ist ein Sohn des verstorbenen 
Aga Khan. Er hat i n der H a r v a r d - U n i v e r s i t ä t studiert und 
promovierte 1954 auf dem Gebiet staatlicher und internatio­
naler Beziehungen. I n den darauf folgenden Jahren widmete 
er sich insbesondere dem Studium der L ä n d e r des Mit t leren 
Ostens. Er steht seit 1958 i m Dienste der UNO. 1960 wurde 
er zum Sonderberater der UNESCO bei den B e m ü h u n g e n u m 
die Rettung der N u b i e n - D e n k m ä l e r ernannt. Prinz Sadruddin 
ist führendes Mitgl ied zahlreicher internationaler Gesellschaf­
ten und Herausgeber einer englischen Literaturzeitschrift. 

UNICEF-Komitees tagen in Köln 
A u f Einladung des Deutschen UNICEF-Komitees haben die 
nationalen europäischen Komitees des Weltkinderhilfswerks 
der Vereinten Nationen (UNICEF), die jährl ich einmal zu 
einer Arbeitstagung zusammentreten, ihre dies jähr ige A r ­
beitstagung vom 13. bis 15. Mai erstmals in Deutschland, und 
zwar i n Köln, abgehalten. Die Tagungen dienen dem Ge­
danken- und Erfahrungsaustausch der nationalen Komitees 
untereinander und ihrer Unterrichtung ü b e r die neuesten 
weltweiten Hilfsprogramme des Weltkinderhilfswerks durch 
die UNICEF-Verwal tung. A n der Kölner Tagung nahmen 
ausländische Delegationen aus Belgien, D ä n e m a r k , Finnland, 
Großbr i t ann ien , I r land, I talien, Jugoslawien, Luxemburg, den 
Niederlanden, Norwegen, Österreich, Polen, Schweden, der 
Schweiz, Spanien, Tunesien und den Vereinigten Staaten von 
Amerika te i l . Begrüßungsansp rachen hielten die Vorsitzende 
des Deutschen UNICEF-Komitees, Etta Gräf in Waldersee, 
Frau Wilhelmine L ü b k e i n ihrer Eigenschaft als Schirm­
herr in des Deutschen Komitees, der Oberbürge rme i s t e r der 
Stadt Köln, Theo Burauen, und der Generaldirektor des Welt ­

kinderhilfswerks der Vereinten Nationen. Maurice Pate, New 
York. Die G r ü ß e der Bundesregierung übe rb rach t e der B u n ­
desminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, Walter 
Scheel, der auch den Festvortrag der öffentlichen Veranstal­
tung in Gürzenich hielt. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist i n den Jahren 1949 bis 
1953 selbst Nutzn ießer von vier UNICEF-Hilfsprogrammen ge­
wesen. Sie bestanden i n der Lieferung von Rohmaterialien 
wie Leder, Baumwolle und Wolle sowie der Verarbeitung die­
ser Rohwaren i n Flücht l ingsbet r ieben, u m diesen die Mög­
lichkeit zu geben, ihre Arbeiter i n einer Krisenzeit auch w e i ­
terhin beschäftigen zu können . Insgesamt wurden 2 150 000 
Kinder mi t UNICEF-Sachen beschenkt. Weiterhin wurden 
Nahrungsmittel geliefert, Vollmilchpulver, Lebertran, Strep­
tomycin; ferner ärztliche Instrumente, medizinische Apparate 
für die Behandlung kö rpe rbeh inde r t e r Kinder. Die Unkosten 
für Transport, Verwaltung, Lagerung usw. wurden vom Bund 
und den L ä n d e r n getragen. 
Seit 1950 zahlt die Bundesrepublik Deutschland jähr l ich einen 
freiwil l igen Beitrag an das Weltkinderhilfswerk. F ü r dieses 
Geld werden bei der deutschen Industrie die für UNICEF-
Hilfsprogramme benöt ig ten Hi l fsmit te l eingekauft. Seit dem 
1. Januar 1957 gehör t die Bundesrepublik dem Verwaltungs­
rat von UNICEF an. I m Juni 1953 wurde das Deutsche 
UNICEF-Komitee gebildet. Vorsitzende ist Etta Gräfin W a l ­
dersee. Die Aufgaben des Komitees sind: 1. Die Unterrichtung 
der deutschen Öffentlichkeit übe r Ziele und Zwecke von 
UNICEF; 2. das Interesse der deutschen Öffentl ichkeit für 
eine internationale Zusammenarbeit zum Wohle der notlei­
denden Kinder in aller Welt zu wecken und zu fördern ; 
3. der Verkauf von U N I C E F - G r u ß k a r t e n . 

Deutschland und die Entwicklungshilfe — 
Tagung in Düsseldorf 
Der Landesverband Nordrhein-Westfalen der Deutschen Ge­
sellschaft für die Vereinten Nationen hielt am 16. und 17. Mai 
1963 in Düsseldorf i m Haus des Landtags eine Arbeitstagung 
unter dem Thema „Deutschland und die Entwicklungshilfe" 
ab. Botschafter und Geschäf ts t räger der i n Bonn akkredi­
tierten aus ländischen Missionen, Bundestags- und Landtags­
abgeordnete, Vertreter aus Finanzen und Wirtschaft, der A r ­
be i tgebe rve rbände und Gewerkschaften wie auch Angehör ige 
der studentischen Organisationen nahmen tei l . Die Tagung 
wurde von Land tagsp räs iden t Johnen, zugleich i n seiner 
Eigenschaft als P rä s iden t des Landesverbandes der DG V N , 
eröffnet. Dann sprach der S t a a t s s e k r e t ä r i m Bundesministe­
r i u m für wirtschaftliche Zusammenarbeit, Professor Dr . F. K . 
Viaion, ü b e r Ziele und Methoden der bilateralen Entwick­
lungshilfe. Als zweiter Referent gab Direktor V. Duckworth-
Barker vom Europäischen B ü r o der Vereinten Nationen in 
Genf einen Überbl ick ü b e r die bedeutenden Leistungen der 
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der multi lateralen Ent­
wicklungshilfe. Die Vor t r äge waren die Grundlage für die 
am Nachmittag des 16. und am Vormit tag des 17. Mai in meh­
reren Gruppen durchgeführ ten Arbeitssitzungen. I n ihnen 
diskutierten Teilnehmer der Tagung Einzelfragen der Ent ­
wicklungspolitik. 

Professor Dr. Bülow wird Staatssekretär 
Der bisherige Ministerialdirektor i m Bundesjustizministerium 
und Leiter der Zivilrechtlichen Abtei lung, Professor Dr . 
A r t h u r Bülow, wurde vom Bundesp rä s iden t en am 27. Mai 
1963 zum S taa t s sek re t ä r des Bundesjustizministeriums er­
nannt. Professor Bülow stammt aus der Uckermark und hat 
die normale Laufbahn eines Ministerialbeamten durchschrit­
ten. Er war f rüher auf dem zivilrechtlichen Sektor i m Reichs­
justizministerium und nach dem Kriege i m Zentraljustizamt 
für die Britische Zone sowie i m Bundesjustizministerium 
tät ig . 1953 wurde er zum Honorarprofessor in der juristischen 
und staatswissenschaftlichen F a k u l t ä t der Univers i t ä t i n 
Bonn ernannt. Hier lehrt er auf dem Gebiet des nationalen 
und internationalen Zivilprozesses. Professor Bülow war w i e ­
derholt Leiter bundesdeutscher Delegationen bei Konferenzen 
der Vereinten Nationen und hat sich bei der Vorbereitung 
und beim Abschluß zahlreicher Ü b e r e i n k o m m e n u m die inter­
nationalen Rechtsbeziehungen auf dem Gebiet der b ü r g e r ­
lichen Rechtspflege verdient gemacht. 
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Um es bereits eingangs zu sagen, auch die­
ses Jahrbuch der Vereinten Nationen er­
scheint erheblich später als für den Be­
nutzer wie für die Organisation selbst wün­
schenswert. Bis zum Band 1959 lagen die 
Jahrbücher jeweils vor der darauffolgenden 
ordentlichen Generalversammlung, also vor 
dem September des nächsten Jahres, vor. 
Seit nunmehr zwei Jahren erscheinen sie er­
heblich verspätet. Der Nachteil liegt vor 
allem darin, daß inzwischen die nächste 
mehrmonatige Generalversammlung statt­
gefunden hat und mit ihrer Stoffülle die 
Ereignisse des Vorjahrs verdrängt. Hinzu 
kommt, daß die Möglichkeit einer Benutzung 
der Jahrbücher aus aktuellem Anlaß am 
größten ist, wenn sie vor der nächsten Ge­
neralversammlung in den Händen der I n ­
teressenten sind. Danach müßte das hier an­
zuzeigende Jahrbuch 1961 bereits im August 
1962 und das Jahrbuch für 1962 im August 
dieses Jahres, also vor der Mitte September 
beginnenden X V I I I . Generalversammlung be­
nutzbar sein. 
Die Jahrbücher der Vereinten Nationen zäh­
len zu den Standardwerken der politischen 
Literatur. Sie sind gesucht. Die Bände 
1946/47 und 1950 sind bereits völlig vergriffen. 
Die Bände werden vom Amt für Öffentlich­
keitsarbeit des Generalsekretariats herausge­
geben und stellen die offizielle Berichterstat­
tung über die Tätigkeit der Vereinten Na­
tionen und ihrer Sonderorganisationen für 
das Berichtsjahr dar. Sie bieten den schnell­
sten und besten Zugang für die Tätigkeiten 
der zahlreichen Haupt­ und Nebenorgane der 
Organisation. 
Der vorliegende Band ist der 15. in ununter­
brochener Folge. E r behandelt das Jahr 1961 
mit Ausnahme der Verhandlungen in der 
wiederaufgenommenen Generalversammlung 
vom März und April 1961, da diese schon im 
Jahrbuch 1960 erfaßt wurden, um die ge­
schlossene Darstellung des behandelten 
Kongoproblems zu sichern. Dafür enthält 
dieser Band noch die Debatten und Be­
schlüsse der Generalversammlung vom J a ­
nuar und Februar 1952. 
Zu den wichtigsten politischen Themen, die 
der vorliegende Band behandelt (Seite 1— 
174), gehören: Die Probleme der Abrüstung 
und verwandte Fragen wie die Wiederauf­
nahme der Abrüstungsverhandlungen, die 
Vorschläge für die allgemeine Abrüstung 
und für die Beendigung der Atomtests; die 
friedliche Benutzung des Weltraums; die 
friedliche Nutzung des Weltraums; die fried­
liche Nutzung der Atomenergie und die 
Auswirkungen der Atomstrahlen; die Ent­
kolonialisierung in ihren verschiedenen E r ­
scheinungen; die Entwicklung im Kongo 
einschließlich der zivilen Maßnahmen und 
der Finanzierungsfrage­ andere Afrikapro­
bleme wie die Situation in Angola, das Ver­
hältnis zwischen Frankreich und Tunesien, 
das Algerienproblem; die Beziehungen zwi­
schen Kuba und den USA; die Vertretung 
Rotchinas in den UN; die Lage in Tibet; 
Goa; die Palästinafrage; die Apartheid in 
Südafrika; das Problem Südwestafrika. Fer­
ner werden behandelt der Tod Dag Ham­
marskjölds; die Ernennung U Thants zum 
Nachfolger; die Aufnahme neuer Mitglieder 
usw. 
Von den wirtschaftlichen Fragen, die das 
Jahrbuch fortführt oder neu aufgreift (Seite 
175—291), seien genannt: Lage und Tendenzen 
der Weltwirtschaft, Welthandel und Roh­
stofffragen; Terms of Trade zwischen Indu­
strie­ und Rohstoffländern; Sonderfonds und 
andere Programme für technische Hilfe; das 
Jahrzehnt der Vereinten Nationen für Ent­
wicklung; die Verwendung der Nahrungsmit­
telüberschüsse: die Industrialisierung in den 
Entwicklungsländern; die Tätigkeiten der 
vier großen regionalen Wirtschaftskommis­
sionen E C E , E C L A , E C A F E und E C A ; welt­
statistische Fragen und Ergebnisse. 
Die sozialen Probleme der Welt, so wie sie 
sich in den Vereinten Nationen widerspie­
geln, können gleichfalls nur mit einigen 
Stichwörtern erwähnt werden (Seite 292— 
416): Die Bemühungen um die Fortentwick­

lung der Menschenrechte, die Behandlung 
der beiden Vertragsentwürfe; Informations­
freiheit; die Rechtsstellung der Frau in der 
Welt; Diskriminierung und Minderheiten­
schutz; Asylrecht; Sklaverei; die verschie­
denen Flüchtlingsprobleme in der Welt; das 
Bevölkerungswachstum nebst allen Sonder­
fragen; das Weltkinderhilfswerk (UNICEF); 
Rauschgiftfragen usw. 
Die Seiten 417—592 behandeln in mehreren 
Kapiteln die Treuhandprobleme und die an­
deren abhängigen Gebiete, Völkerrechtsfra­
gen, ­konferenzen und ­vertrage sowie die 
ganzen Verwaltungs­ und Haushaltsfragen 
einschließlich der Angelegenheiten des Ge­
neralsekretariats. 
Teil I I (Seite 593—682) ist den Tätigkeiten 
der Sonderorganisationen wie der Interna­
tionalen Atomenergieorganisation (IAEO), 
der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO), der Ernährungs­ und Landwirt­
schaftsorganisation (FAO) usw. gewidmet. 
Anhänge, Register, Schaubilder und Karten 
ergänzen wie üblich das Jahrbuch. 

O'Brien, Conor С : Meine Mission in K a ­
tanga. Enthüllung weltpolitischer Hinter­
gründe. 

München: Paul List Verlag 1963. 364 Sei­
ten. Leinen 18,80 DM. 

Das lebendigste und sicherlich eins der wert­
vollsten Bücher über die politischen Tätig­
keiten und Möglichkeiten der Vereinten Na­
tionen in deutscher Sprache. 
Zuerst zur Person des Autors: O'Brien ist 
Ire. E r war jahrelang hoher Beamter des 
Außenministeriums seines Landes. 1955 wurde 
Irland in die Vereinten Nationen aufgenom­
men. Ihm übergab man die Leitung der 
neugegründeten Abteilung „Vereinte Natio­
nen" im Ministerium. 1956 stellte Irland erst­
mals eine Delegation zur X L ordentlichen 
Generalversammlung. E r gehörte ihr an. Das 
gleiche gilt für alle folgenden Jahre bis zu 
seinem Ausscheiden aus dem Dienst der Ver­
einten Nationen und auch des irischen Staa­
tes aus Gründen, die einen wesentlichen Teil 
des Buches ausmachen. Im März 1961, drei­
viertel Jahr nachdem der Kongo seine Un­
abhängigkeit erlangt hatte, und Staatspräsi­
dent und Ministerpräsident des Kongo die 
Vereinten Nationen dringend um Hilfe er­
sucht hatten, bat der damalige Generalsekre­
tär Dag H a m n w s k j ö l d die irische Regierung 
um Freigabe O'Briens zur Verwendung als 
Bevollmächtigter der UN in Elisabethville. 
Nach einer Ablehnung kam es im Mai 1961 
dann doch noch zu einer auf zwei Jahre ge­
planten Tätigkeit im Dienste der Weltorgani­
sation. O'Brien erhielt nach einem ihn ein­
weisenden Aufenthalt im Generalsekretariat 
in New York die vorgesehene Führungsauf­
gabe in Elisabethville, der Hauptstadt der 
Provinz Katanga. Ein halbes Jahr später, am 
1. Dezember wurde er mehr oder weniger 
aus den Diensten der Vereinten N â t i °

n e n  

entlassen, am Tage darauf nahm er seinen 
Abschied aus dem irischen Staatsdienst. Das 
letztere tat er freiwillig, um ohne Rücksicht­
nahme auf diplomatische Verpflichtungen 
aussagen zu können. 
Schon bald nach seinem Abschied in den er­
sten Dezembertagen 1961 machte Dr. O'Brien 
Mitteilungen an die Weltpresse über die 
Hintergründe des Katangageschehens. Sie er­
regten weltweites Aufsehen, wurden von 
Gegnern der UN einseitig ausgeschlachtet, 
indem sie angeblich den Beweis für eine 
Kriegslüsternheit der Organisation als sol­
cher, zumindest aber führender Personen des 
Generalsekretariats lieferten. O'Brien kün­
digte eine ausführliche Darlegung der Vor­
geschichte und des Ablaufes des sogenannten 
ersten „Katangakrieges" an und legt sie mit 
diesem Buch trotz eines Einspruches vom 
15. Dezember 1961 des damals schon amtieren­
den Generalsekretärs U Thant vor. Nach un­
serer Meinung zum vollen Nutzen der Welt­
organisation. Die Kritik, die O'Brien äußert, 
sofern es aus zeitlich größerem Abstand 
überhaupt Krit ik ist, ist ganz sicher kon­
struktiv und unterscheidet sich völlig von 
dem abträglichen Geschrei, das von interes­
sierten Lobbies seiner Zeit mit Unterstützung 
eines riesigen Propagandaapparates Uber die 
Welt gegossen wurde, um die Vereinten Na­
tionen an der Durchführung ihres nicht ge­
suchten, sondern ihr gegebenen Auftrags zu 
hindern. O'Brien zeigt mit der Kenntnis des 

wirklich Wissenden auf, wie die gleichen 
Mächte, die nach außen hin die Pläne und 
Ziele der Vereinten Nationen im Kongo und 
im Katanga unterstützten und Beschlüsse 
hierzu faßten, in der Praxis ihre Durchfüh­
rung sabotierten. In der Aufdeckung solcher 
Zusammenhänge, mehr noch in der minutiö­
sen Veranschaulichung ihres Ablaufs liegt 
der Wert des Buches für die Weltorganisa­
tion. Es zeigt, mit welchen Schwierigkeiten 
im konkreten Fal l gegebenenfalls zu rech­
nen ist; es fördert damit zugleich das Ver­
ständnis für das Handeln der Vereinten Na­
tionen und zeigt die Grenzen. 
Das Buch hat es außer mit dem Gegensatz 
zwischen den Vereinten Nationen und den 
am Kongo und Katanga interessierten Staa­
ten noch mit einem anderen zu tun. E r 
war zu Beginn nicht vorhanden, sondern ent­
wickelte sich erst, steigerte sich und führte 
schließlich zu einer gegenteiligen Auffassung 
derart, daß der Schwächere das Feld räu­
men mußte: der Gegensatz zwischen Ham­
marskjöld und O'Brien hinsichtlich des Ver­
haltens der Vereinten Nationen im Katanga 
unter dem massiven Druck einiger Welt­
mächte, besonders Englands. Die Darstel­
lung O'Briens scheint glaubhaft; so könnte 
das Vorgehen der Vereinten Nationen ge­
plant gewesen und der Ablauf erfolgt sein. 
Demnach wäre der unter Einwirkung Ham­
marskjölds entstandene offizielle Bericht 
über den genannten Zeitabschnitt zumindest 
stark gefärbt und die gezogenen Konsequen­
zen falsch. Beim letzteren wird man mög­
licherweise dem Beauftragten der UN im K a ­
tanga, O'Brien, nicht folgen können. Der 
Autor O'Brien selbst ist fair genug, die 
Gründe für die gegenteilige Auffassung und 
die entsprechenden Folgen ausführlich dar­
zulegen. Es ist durchaus möglich, daß Ham­
marskjöld bisweilen zauderte; sicherlich ge­
hörte er nicht zu den Menschen, von denen 
man, wie es eher für seinen Nachfolger gilt, 
sagen kann: Geh durch die Welt, und es gibt 
keine Teufel. Das besagt aber noch nicht, 
daß in dem strittigen Fal l ein Zurückweichen 
falsch war; denn schließlich hatte er aller 
Wichtigkeit des Katangageschehens zum 
Trotz noch das Schicksal der gesamten Or­
ganisation zu erwägen. Da aus den mögli­
cherweise falsch gezogenen Folgen auch 
O'Brien persönlich fallengelassen wurde, 
könnte man ein Ressentiment bei ihm ge­
gegenüber der Organisation verstehen. Nichts 
von dem. Man spürt, wie wahr ihm das 
Wort ist, das er bereits zu Beginn schreibt, 
wenn er von seiner Überzeugung spricht, 
„daß die Vereinten Nationen bei all ihren 
Unzulänglichkeiten doch die hoffnungsvollste 
politische Einrichtung sind, die jemals von 
Menschen aufgebaut wurde" (S. 10). 
Es ist noch einiges zur deutschen Ausgabe 
zu sagen. Sie hat leider gegenüber dem 
englischen Original erhebliche Nachteile. E i n ­
mal hätte man im Hinblick auf das nicht un­
komplizierte Kongoproblem gut daran ge­
tan, der deutschen Ausgabe eine Einführung 
in die politische und historische Entwicklung 
des Kongo wenigstens für die Zeit seit der 
Selbständigwerdung des Staates, also seit 
dem 1. Juli 1960, zu geben. Stattdessen 
konnte der nicht zum Thema gehörige selb­
ständige Vortrag „Die Vereinten Nationen 
und Afrika" (S. 330—34,1) fortfallen, zumal er 
bereits seit einiger Zeit in Deutsch vorliegt. 
Man bringt auf den Seiten 349—357 9 Kongo­
Resolutionen nur im englischen Wortlaut, 
wie es heißt, für den Fachmann unter den 
Lesern. Das ist wenig sinnvoll. Ohne die 
wichtigsten Entschließungen sind die ent­
scheidenden Passagen des Buches für jeden 
Leser nur schwer verständlich, zumal O'Brien 
immer wieder auf sie verweist. Sie liegen 
zudem in einwandfreier deutscher Uberset­
zung vor (Vgl. V E R E I N T E NATIONEN 1962 
Heft 1). Auch die übrigen Anhänge hätte 
man besser in deutscher Ubersetzung ge­
bracht. Einem Vorwort entsprechend hat man 
die deutsche Ausgabe „um einige Details ge­
kürzt", angeblich, weil es sich um Anspie­
lungen und Bezüge handelt, die den engli­
schen, aber nicht den deutschen Lesern ver­
ständlich sind. Das trifft für den einen oder 
anderen Fall . zu. Leider hat man aber auch 
dort gekürzt, wo es nicht nur unnötig, son­
dern beeinträchtigend ist. Und was heißt 
„Details", wenn z. B. auf den Seiten 28 und 
35 je ein Drittel und auf den Seiten 36 und 
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37 zwei Drittel weggefallen sind? Noch mehr 
stören die nicht seltenen stilistischen Ver­
einfachungen und kleineren unnötigen Aus­
lassungen, die den besonders starken Stil 
des Originals abschwächen, ja bisweilen ver­
wässern. Sollte das aus politischer Ängst­
lichkeit geschehen sein oder aus stilistischer 
Unsicherheit? Und schließlich ist an der 
deutschen Ausgabe ganz einfach die Qualität 
der Ubersetzung zu beanstanden. Die eng­
lische Zeitung „New Statesman" hat in einer 
sehr ausführlichen Besprechung des Buches 
mit Recht bemerkt, daß dieser kräftige Stil 
vielleicht die in die Augen fallendste Be­
sonderheit des Buches sei. Wer kann, greife 
deshalb zum englischen Text. Die übrigen 
aber sollten sich durch die genannten Män­
gel nicht abschrecken lassen. Die deutsche 
Ausgabe verdient immer noch das eingangs 
gefällte Urteil. 

Riesser, Hans E . : Von Versailles zur UNO. 
Aus den Erinnerungen eines Diplomaten. 

Bonn: H. Bouvier & Co. Verlag 1962. 
284 Seiten. Kartoniert 16,8» DM, beinen 
26,80 DM. 

Man erwartet von diesen Erinnerungen, 
wenn man weiß, daß der Autor der erste 
ständige Beobachter der Bundesrepublik 
Deutschland bei den Vereinten Nationen in 
New York war, ein ins Einzelne gehende 
Darstellung, wie sich die Beziehungen zur 
Weltorganisation anbahnten, entwickelten 
und während Wahrnehmung der Aufgabe 
abliefen. Leider wird man enttäuscht. Riesser 
wurde als stellvertretender Generalkonsul 
Ende September 1952 Beobachter und einen 
Monat später Generalkonsul. E r war schon 
mehrere Jahre in New York und hatte auch 
schon während dieser Zeit mit den UN zu 
tun. Am 10. November 1950 erklärte er den 
Beitritt der Bundesrepublik zur Ernährungs­
und Landwirtschaftsorganisation der Verein­
ten Nationen (FAO). Diesem ersten Kontakt 
widmet der Autor 11 Zeilen, der Behand­
lung des Deutschlandproblems in der UNO 
im Jahre 1951/52, das er selbst ein beachtens­
wertes Ereignis nennt, etwas mehr als eine 
halbe Seite und der Frage der Kriegsgefan­
genenkommission, deren Tätigkeit sich über 
Jahre erstreckte und an der Deutschland 
naturgemäß gleichfalls sehr interessiert war, 
zwei von 284 Seiten. Das ist alles. Aber 
selbst in diesen Fällen handelt es sich mehr 
um Bemerkungen über den äußeren Ablauf. 
Die ganzen Erinnerungen an die persönliche 
Diplomatenzeit von 1910 bis 1955, von einigen 
kurzen berufsfremden Unterbrechungen ab­
gesehen, schildern flott und unkompliziert 
fast immer nur den äußeren Ablauf der Ge­
schehnisse. Es scheint, als habe der Verfasser 
an seinem Lebensabend noch einmal die 
Gestalten seines Lebens in schneller Folge 
Revue passieren lassen wollen, ohne ihr Auf­
treten durch Problematik zu stören. Für die 
an den Ereignissen Beteiligten und im Buch 
Genannten, soweit sie noch leben, ein netter 
Gruß, sonst von wenig allgemeinem Wert. 

Grabowsky, Adolf: Raum, Staat und Ge­
schichte. Grundlegung der Geopolitik. 

Köln, Berlin: Carl Heymanns Verlag 1960. 
663 Seiten. 38,— DM. 

Adolf Grabowsky hat sein Leben der Politik 
als Wissenschaft gewidmet und dabei be­
sonderes Gewicht auf die Beziehungen zwi­
schen dem politisch handelnden Menschen 
und seiner räumlichen Umwelt gelegt. Der 
Anthropogeograph Friedrich Ratzel und der 
schwedische Staatswissenschaftler Rudolf 
Кj eilen waren seine großen Vorbilder und 
Anreger. Кj eilen prägte zuerst den Begriff 
„Geopolitik". Grabowsky begründete 1928 an 
der Hochschule für Politik in Berlin das 
Geopolitische Seminar, das er bis zu seiner 
Emigration im Jahre 1933 leitete. Der acht­
zigjährige Gelehrte hat sich mit der vor­
liegenden Arbeit die Aufgabe gesetzt, die 
Geopolitik, dieses Wort, das „durch die Un­
wissenschaftlichkeit derer, die es in Deutsch­
land für eine Eroberungspolitik mißbrauch­
ten, in Verruf kam", zu rehabilitieren. 
Grabowsky sagt, daß man der Geopolitik 
den schlechtesten Dienst erweist, wenn man 
sich der Bedeutung des Raumes, und zwar 
des politisch und wirtschaftlich ewig dyna­
mischen Raumes, entzieht. Der durch Politik 
und Geschichte dynamisch bewegte Raum 
ist das Objekt der Spezialdisziplin der Geo­

politik. Diese Sätze machen das Anliegen 
des Verfassers gegenüber der Geopolitik 
deutlich: sie ist für ihn eine Methode unter 
anderen zur Deutung historischer und poli­
tischer Vorgänge. Dieses Anliegen wird noch 
deutlicher in folgenden Sätzen: „Geopolitik 
begreift den Raum dynamisch­geisteswissen­
schaftlich, politische Geographie dagegen in 
rein deskriptiver Art begreift ihn statisch­
naturwissenschaftlich". Oder: „Mit der Geo­
graphie, die es mit dem Erdbild im Ruhe­
zustand zu tun hat, ob es sich um eine 
Naturlandschaft oder um eine Kulturland­
schaft handelt, ob der ursprüngliche, der 
geformte oder der politisch angemalte Raum 
im Spiel ist, hat sie nur in der Hinsicht 
Verbindung, daß diese ihr das Material ge­
nau so liefert, wie etwa die Mathematik der 
Baukunst. Deshalb wird der Geograph in 
der Regel weder an der Geopolitik inter­
essiert sein noch mit ihr etwas anzufangen 
wissen, während umgekehrt der Historiker 
und der politische Forscher sich mit der 
Geographie als ihrem Rüstzeug sorgfältig zu 
beschäftigen haben." (S. 62). Aus diesen 
Sätzen wird deutlich, daß der Verfasser 
die Geopolitik als eine Methode zur Analyse 
des Staates, der staatlichen und politischen 
Willensbildung in der Hand des Forschers, 
des Historikers versteht. Der Verfasser bietet 
eine Fülle von zum Teil interessanten E i n ­
zelheiten: so die Gegenüberstellung von 
Natur­ und Kulturlandschaft, das Verhält­
nis von Persönlichkeit und Raum, von Re­
ligion und Raum, die Lagebedeutung Groß­
britanniens im Commonwealth, die Proble­
matik der räumlichen Lage Argentiniens 
oder Persiens, die räumlichen Bedingtheiten 
der Weltmacht Sowjetunion, um nur einige 
wenige zu nennen. Ausführlich setzt er sich 
mit dem historischen, naturwissenschaftlichen 
und geographischen Materialismus sowie mit 
Hegel und Marx auseinander. Aber die Kon­
turen der in all diesen Betrachtungen ent­
haltenen „geopolitischen" Lehrsätze sind 
nicht scharf gezeichnet. Eine gelegentlich 
allzu einfache Interpretation fordert oft zu 
Zweifeln und Widerspruch heraus, so etwa, 
wenn er sagt, daß „die Geopolitik einen 
wichtigen Beitrag zu der heute leiden­
schaftlich geführten Diskussion, wie weit 
in der bildenden Kunst sich der Mensch über 
die Natur hinausschwingen kann und darf" 
(S. 37), liefere. In dieser neuen „Grundle­
gung der Geopolitik", deren besonderes An­
liegen eine Rehabilitation der Geopolitik 
ist, kommt das Bemühen um die Klärung 
wissenschaftlicher Grundbegriffe — nach 
aller voraufgegangenen Verwirrung so un­
erläßlich — nicht stark und überzeugend 
zur Geltung. Wir stehen heute weithin 
vor der Gefahr, daß auch die aktuelle 
Außenpolitik den ständig komplizierter wer­
denden Mitteln der Technik und Administra­
tion unterliegt und unter dem Zwang zu 
täglich notwendigen Einzelentscheidungen 
auf eine integrierende Gesamtschau aller 
die Politik bewegenden Faktoren verzich­
tet. — Daher stellt sich die eindringliche 
Frage, wie Hilfsmittel zur Gesamtschau 
auch in der Hand des tätigen Politikers ent­
wickelt werden können. Hier, so will es uns 
scheinen, könnte sich eine recht verstandene 
und richtig angewandte Geopolitik als wert­
volle Hilfsauelle anbieten. Grabowsky aber 
verzichtet weithin auf eine solche erweiterte, 
über die Wissenschaft um ihrer selbst willen 
hinausgehende Aufgabe der Geopolitik. Für 
den Leser dieses 260 Seiten umfassenden 
Werkes bleibt am Ende eine Frage offen: 
wie es zu erklären sei, daß der Verfasser 
das nach dem Zweiten Weltkrieg in Deutsch­
land erschienene grundlegende Lehrbuch der 
Geopolitik mit keinem Wort erwähnt. Wir 
meinen die „Allgemeine Politische Geogra­
phie und Geopolitik" des 1945 von der 
Gestapo ermordeten Berliner Professors 
Albrecht Haushofer. Walter Stubbe 

Strupp, K a r l und Hans­Jürgen Schlochauer: 
Wörterbuch des Völkerrechts. Registerband. 

Berlin: Walter de Gruyter & Co. 1962. Zwei­
te völlig neu bearbeitete Auflage. 141 Sei­
ten. Halbleder 40,— DM. 

Die drei Bände des Hauptwerks sind in ver­
schiedenen Ausgaben der Zeitschrift jeweils 
nach Erscheinen besprochen worden: siehe 
Mitteilungsblatt der Deutschen Gesellschaft 

für die Vereinten Nationen Heft 35/1961, 
V E R E I N T E NATIONEN Heft 2/1962 und 
Heft 5/1962. Es handelt sich um das grund­
legende Wörterbuch für alle Fragen des Völ­
kerrechts. Nun legt der Verlag den ab­
schließenden Registerband vor. Das Inhalts­
verzeichnis zählt in alphabetischer Folge die 
im Handwörterbuch behandelten Stichwörter 
auf, von denen naturgemäß eine große An­
zahl zugleich Themen der Vereinten Natio­
nen sind. Es folgen dann die gleichen Stich­
wortregister in Englisch und in Französisch. 
Ein Fälle­Verzeichnis enthält in alphabeti­
scher Reihenfolge die Entscheidungen inter­
nationaler und nationaler Spruchinstanzen 
sowie vor diesen anhängig gewesene oder in 
Form von Rechtsgutachten behandelte Strei­
tigkeiten. E i n besonders ausführliches Sach­
verzeichnis enthält neben den Sachstichwör­
tern die wichtigsten im Wörterbuch erör­
terten Gegenstände sowie die behandelten 
oder genannten völkerrechtlichen Verträge 
und nicht entschiedenen Fälle. Ein Mitarbei­
ter­Verzeichnis nennt die Autoren, ihre be­
rufliche Stellung und die im Handwörter­
buch jeweils von ihnen behandelten Themen. 
Damit ist ein wissenschaftliches Werk von 
internationalem Rang zum Abschluß ge­
bracht. 

Zusammenschlüsse und Pakte der Welt. 
Zusammengestellt von Dr. Heinrich von 
Siegler unter Mitarbeit von Hanswilhelm 
Haefs. 

Bonn, Wien, Zürich: Siegler & Co. K G 
Verlag für Zeitarchive. 7., völl ig neu be­
arbeitete und erweiterte Auflage 1962. 
82 Seiten. Format 24 x 34 cm. 21 Karten­
skizzen. Kartoniert 17,— DM. 

Die Zahl der internationalen Verträge, Bünd­
nisse, Organisationen ist in den letzten Jahr­
zehnten rapide angewachsen Sie sind In 
ihren weltweiten Beziehungen kaum noch zu 
übersehen. Hilfsmittel, die schnell, gründlich, 
sich auf das Wesentliche beschränkend über 
die wichtigsten orientieren, sind deshalb 
nötig und willkommen. Die hier vorliegende 
Übersicht über politische, militärische und 
wirtschaftliche Zusammenschlüsse der Welt 
hat sich als ein solches Hilfsmittel bestens 
bewährt. Daß in relativ kurzer Zeit nun be­
reits die siebente, wieder auf den neuesten 
Stand gebrachte und um ein besonderes 
Afrikakapitel bereicherte Auflage vorliegt, ist 
berechtigt. Der großformatige Band behan­
delt, durch sehr übersichtliche Kartenskizzen 
verdeutlicht, alle gegenwärtig bedeutsamen 
Bündnisse. Es werden Vorgeschichte, Ver­
tragsinhalte und ­ziele, organisatorischer Auf­
bau (meistens durch Schaubilder aufgeglie­
dert) einschließlich der Nennung aller 
führender Personen, Mitgliedschaften, Ent­
wicklungen, Wandlungen, Erfolge und Fehl­
schläge behandelt. Wichtig ist, daß nicht nur 
die westlichen Bündnisse und Pakte erfaßt 
sind wie NATO, W E U , OECD, Europarat, 
Montanunion, E W G , E F T A usw., sondern 
auch die Ostblock­Verträge wie Warschauer 
Pakt, Comecon, die Zusammenschlüsse im 
arabischen und erstmals im afrikanischen 
Raum. Die Vereinten Nationen mit ihren 
Sonderorganisationen bilden den Abschluß. 

Chronik der weltpolitischen Ereignisse 1962. 
Zusammengestellt von Hanswilhelm Haefs 
und Dr. Mario von Baratta­Dragono. 

Bonn, Wien, Zürich: Siegler & Co. K G 
Verlag für Zeitarchive 1963. 104 Seiten. 
Broschiert 7,50 DM. 

Der Siegler­Verlag, dessen Hauptwerk das 
seit 1931 ununterbrochen erscheinende be­
kannte „Archiv der Gegenwart" ist, legt für 
1962 eine Chronik der weltpolitischen Ereig­
nisse vor. Bereits für 1961 hatte der Verlag 
versuchsweise eine solche Chronik heraus­
gegeben. Die jetzige stellt hinsichtlich Voll­
ständigkeit, insbesondere aber hinsichtlich 
Verwendbarkeit und ergänzender Abrundung 
eine wesentliche Verbesserung dar. Die 
4000 Stichwörter sind alphabetisch angeord­
net von Abrüstung bis Zypern. Innerhalb 
der Stichwörter gibt es erforderlichenfalls 
Untergruppen, und innerhalb dieser erfolgt 
die Nennung der Ereignisse in zeitlicher 
Reihenfolge. 
Die Chronik will schnell und ohne allzu 
große Belastung mit Einzelheiten Ereignisab­
läufe oder auch die Daten einzelner Vorgänge 
vor Augen führen. Diese Absicht wird er­
füllt. 
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# S I Ä R 
FESTIVAL 
Weltstars im 
Dienste einer 
guten Sache 

Nie zuvor konnten Sie so viele we l t ­
bekannte Stars m i t bisher unveröf fen t ­
lichten Ti te ln auf einer einzigen Lang­
spielplatte hören . Sichern Sie sich diese 
einmalige Aufnahme. Sie bereichern sich 
Ihre Schallplatten-Sammlung und helfen 
Flücht l ingse lend l indern. 
Sie erhalten diese 30-cm-Langspiel-
platte, Preis 10,— D M , i n allen Fach­
geschäften oder per Post gegen Vorein­
sendung von 10,— D M auf das Post­
scheckkonto: Hamburg 300 500 Vereinte 
Nationen (UNO) Sonderkonto A l l Star 
Festival Action. 

mit Louis Armstrong, Maurice Chevalier, 
Nat „King" Cole, Bing Crosby, Doris 
Day, Ella Fitzgerald, Mahalia Jackson, 
Nana Mouskouri, Patti Page, Luis Al­
berto del Parana, Edith Piaf, Anne 
Shelton, Caterina Valente 

Herausgegeben v o m Hochkommissar für 
Flücht l ingshi l fe bei den 
Vereinten Nationen 
Vertrieb durch Philips 99 500 D L , 
10,— D M 

Wer die große Langspielplatte aus der 
Hül le m i t den vielen verlockenden Star­
namen zieht, w i r d zuerst ein wenig er­
schrecken. Er zieht m i t der Schutztasche 
einen Kar ton hervor, der i n acht Bi ldern 
vom Elend der Welt e rzähl t , i n der w i r 
leben: ein hungerndes K i n d , eine Grei ­
sin in Decken gerollt auf dem F u ß b o d e n 
einer kärgl ichen Hüt t e , Heimatlose, Aus­
getriebene, Verzweifelte, die Ä r m s t e n 
der Armen, wie sie i n unserem intole­
ranten Zeitalter tagtäglich als namen­
lose Heerschar ü b e r diese Erde mar­
schieren. Das zwanzigste Jahrhundert 

hat alle Aussicht, einmal als Jahrhun­
dert der Flücht l inge i n die Kul turge­
schichte einzugehen. Die Stars der 
leichten Muse, die i n Glanz und Fl i t ter 
von eben dieser gleichen Zeit empor­
gehoben wurden, w i r d man dann, mi t 
wenigen Ausnahmen, längs t vergessen 
haben. 
Es kommt nicht eben oft vor, d a ß die, 
die i m Lichte sind, sich zusammentun, 
u m denen zu helfen, die i m Dunkel 
sind und die man allzu gern nicht sieht. 
Hier ist es geschehen. Y u l Brynner hat 
der Kommission vorgestanden, die diese 
Platte zusammenstellte. Weltstars haben 
auf Tantiemen für bisher unveröf fen t ­
lichte Aufnahmen verzichtet, Autoren 
auf ihre Anteile, Firmen auf ihre Pr io­
ritätsrechte, L ä n d e r auf ihre Zölle, 
Zwischen- und De ta i lhänd le r auf ihre 
Gewinnquoten. Den Gesamter lös w i r d 
Philips dem UNO-Fonds für F lüch t ­
lingshilfe überweisen . Die leichte Muse 
erweist sich als Schwergewicht. E in 
Beispiel, man m u ß zusammenstehen, u m 
die Real i tä t unserer nicht eben huma­
ni tä r gesonnenen Zeit zu bewäl t igen . 
Die Popu lä ren als Sammler für die U n ­
populären , Elenden. H u t ab vor der 
Init iat ive, die diese Schallplatte ge­
schaffen hat. Hu t ab vor jedem, jeder 
Beteiligten. 

Armstrong-Crosby, das ungleiche Ge­
spann, beginnt: „Lazy River", we iße 
Samtstimme und schwarzer Scat-Ge-
sang i n reizvollem Gegensatz, immer 
wieder hörenswer t , das Satchmo-Solo 
ein kleines bißchen unsauber, aber das 
ist man gewohnt, wen s tör t das schon? 
Der Impuls bleibt eindeutig. 
Doris Day hat nachgedacht, sie lieferte 
für diese Platte eine Pop-Version des 
23. Psalms („Der Herr ist mein Hi r t e" 
— „The everlasting arms", die dem 
„Stecken und Stab" der L u t h e r - Ü b e r ­
setzung entsprechen). Eine Über fo rde ­
rung der vorhanden Mi t te l , die gleich­
wohl — „i rgendwie" — r ü h r e n d w i r k t . 
Nana Mouskouri folgt m i t einem jener 
von Hadjidaki nahezu lückenlos moder­
nem Schlager-Empfinden anglichenen 
griechischen Volkslieder: „Ximeron i" ist 
mindestens ebenso gut, wenn nicht 
besser als das längs t verklungene Schiff, 
das da kommen w i r d . Eine Glanznum­
mer als Flücht l ingsspende. 
Dann der gute, alte Chevalier. „La vie 
est une belle f i l l e" — daß das Leben 
einem hübschen jungen Mädchen gleicht, 
hat er oft sprechsingend behauptet. Tut 
es das? Die Stimme kl ingt resignierend. 
F ü r Chevalier-Fans eine wertvolle Auf ­
nahme. 
Pat t i Page: „Firs t star 1 see tonight" 
— „Der erste Stern, den ich heute Nacht 
sehe", eine sanfte, gefällige Schlager­
melodie, die alle Aussicht hat, i n die 

Hit-Parades einzugehen. E in Schelm 
gibt mehr, als er besitzt. 
Ella Fitzgerald, die ist nun ganz da, 
mi t a l l ihrer Vir tuosi tä t , ihrer ü b e r alle 
Oktaven und Tonleitern hinweg modu­
lierenden Wunderstimme. „All of me", 
sie gibt w i r k l i c h alles von sich. Man 
kann alles von Big Ella besitzen, dies 
ist ein zusätzl icher Schatz. Dre i Sterne. 
Umdrehen. Edi th Piaf zwitschert-rezi-
t ier t „Je m'magine", halbwegs zwischen 
Li tera tur und Hit-song, ein Chanson 
per excellence. 
Sehr romantisch folgt Nat „King" Cole: 
„When you belong to me", Schmalz für 
Connaisseurs, so etwas schätzen selbst 
— i n den richtigen Augenblicken — die 
happy few und ganz besonders die 
Intellektuellen. 
Anne Shelton legt den englischen Be i ­
trag ab — „Greensleeves" , s ch lage rähn­
liches Volkslied l ängs t wel twei t p o p u l ä r 
geworden, hier i n der Schwebe gehalten 
zwischen Shakespeare (in dessen „Lus t i ­
gen Weibern von Windsor" der Song 
e r w ä h n t w i r d ) und Vaughan Will iams 
(der das Arrangement schrieb). 
Südamer ikan i sch geht es m i t einem 
ebenso humorvol l wie h in t e rg ründ ig auf 
den Sinn dieser Star-Parade bezogenen 
Schlager weiter. Luis Alber to del Para­
na mi t seinen Los Paraguayos, die Ge­
schichte eines kleinen Jungen, der w e i ­
nend am S t r a ß e n r a n d steht und dem 
man alle Wünsche erfül l t : Papa be­
kommt eine Anstellung und Mama Feu­
erholz für den Herd, aber zu weinen 
hö r t er erst auf, als i h m jemand zu­
sätzlich ein Eis spendiert. „Mira, mira, 
mira, ya ries ya!" — „Sieht du, jetzt 
lachst du", lautet der Refrain. Einer der 
hübsches ten Bei t räge . 
Der woh l bedeutendste: Mahalia Jack­
son m i t einem eigenen Gospel-Song: 
„Nobody but you, Lord." Diese swin­
gende, fromme Stimme t r i f f t beim er­
sten Ton mit ten ins Herz, das hier doch 
angesprochen werden soll. 
Unsere deutsche Caterina Valente macht 
den Abschluß und scheidet gewiß nicht 
am schlechtesten ab. Sie singt, mehr­
sprachig wie sie ist, ein lateinamerika­
nisches Evergreen, „La Golondrina", 
„Die Schwalbe", ein Gegenstück zu „La 
Paloma". 

Die Töne verklingen. Was nicht ver­
klingt , ist der Eindruck, d a ß der ernste 
Hintergrund der heiter - besinnlichen 
Vorderg ründ igke i t unserer Weltstars 
etwas vermit te l t hat, was man in der 
leichten, auch der „schweren" Muse 
nicht eben häufig findet: Transparenz, 
Menschlichkeit, Mi t le id , Güte , Humani ­
tä t . Das mögen außerküns t l e r i sche M i t ­
tel sein. Sie vergolden noch den Schla­
ger. 

Heinz Ohff 
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Weltbad 
Baden-Baden 

Blick vom Neuen Schloß über die Stiftskirche 
zum Kurhaus 

Modell des neuen Kurmittelhauses 
(Inbetriebnahme voraussichtlich Ende 1964) 

En effet, — dieses Baden-Baden ist ein Treffpunkt der Welt . Rund 2 000 Jahre alt 
ist das Bad, seine G r ü n d u n g verdanken w i r den R ö m e r n . Damals erschlossen die 
römischen Soldaten-Kaiser hier die ersten Thermen und erbauten prunkvol le Bade­
häuser . Noch heute erinnern die römischen Badruinen i n dem Quellenbereich an die 
Entstehungszeit des Bades. 

I n den heutigen Badeeinrichtungen zeichnen sich gegenwär t iges und zukünf t iges 
Denken der Balneotherapie ab. I m Friedrichsbad, dem großen Thermalbadehaus, 
<ind die römisch-i r ischen Bäder , hier das „Große Gesellschaftsbad" genannt, die be­
kannteste und beliebteste Badeform. Erbaut wurde das Friedrichsbad 1869—1877 
von Dernfeld. Nach mehrfachen Renovierungen ist es heute eines der balneologisch 
modernsten Badehäuse r . Doch seine Kapaz i t ä t reicht nicht mehr aus, und so entsteht 

i n der N ä h e des e h r w ü r d i g e n Badehauses ein neuer, g roßer 
Kurbezirk mi t einem siebenstöckigen Kurmittelhaus, fast 
ein kleiner Wolkenkratzer, m i t einem Thermalbewegungs-
bad auf der Dach- und Sonnenterrasse. — Hier hat die 
Zukunft bereits begonnen. Das Friedrichsbad m i t seiner 
At t rak t ion , dem „Großen Gesellschaftsbad", aber bleibt 
erhalten, m i t i h m ein Stück Geschichte Baden-Badens . . . 

Die Geschichte Baden-Badens: wo ist sie mehr eine 
lebendige Erinnerung als auf der Lichtentaler Allee, die 
eine der b e r ü h m t e s t e n P a r k s t r a ß e n ist, m i t seltenen kost­
baren botanischen Gewächsen i n einer einmalig schönen 
gartenarchitektonischen Gestaltung. 

Bekannt ist die Lichtentaler Allee aber auch durch die 
Prominenz, die auf dieser S t r a ß e der B ä u m e wandelte 
und ihren Ruhm m i t b e g r ü n d e t e . Car l -Maria von Weber, 
Brahms, Meyerbeer, Nietzsche, Dostojewski, Turgenjew, 
Kaiser, Könige und Diplomaten. Es war das Jahrhundert, 
i n dem sich Baden-Baden zu dem entwickelte, was es 
auch heute noch ist. E i n g roße r Heilgarten und ein k u l ­
tureller, küns t le r i scher und gesellschaftlicher Mit te lpunkt . 

Der Heilbadgedanke l äß t sich ja heute nicht mehr trennen 
von dem Begriff der Ganzheitstherapie. K ö r p e r und Seele 

sollen gesunden. Deshalb hat man i n Baden-Baden der Kunst, als dem seelischen 
Heilfaktor, stets besonderes Interesse geschenkt. Das Sinfonie- und Kurorchester gibt 
i m Baden-Badener Musikleben vom täglichen Kurkonzert bis zu den großen Sinfonie-
und Solistenkonzerten den Takt an. 

I m h u n d e r t j ä h r i g e n Barocktheater pflegt das Ensemble des Theaters der Stadt 



Baden-Baden das klassische Repertoire und verleiht den 
dramaturgischen Avantgardisten Wort und Stimme. 

Den Freunden der bildenden Kunst w i r d i n den s tänd ig 
wechselnden Ausstellungen der Staatlichen Kunsthalle 
manche interessante Begegnung geboten. I m Zähr inge r 
Museum ist, neben wer tvol len Sammlungen, die Ge­
schichte des Markgrä f l i chen Hauses dargestellt, unter dem 
Baden-Baden zum Weltbad wurde. 

Mi t t e lpunk t des gesellschaftlichen Lebens ist das K u r ­
haus mi t seinen glanzvollen großen Veranstaltungen und 
m i t dem Casino. 

Die Sä le dieses schönsten Casinos ließ vor mehr als 100 
Jahren der damalige Päch te r Edouard Bénazet i m Stile 
französischer Schlösser gestalten. E in Glanz vergangener 
Zeiten liegt ü b e r den R ä u m e n , i n denen die weiße Kugel 
nicht „kn i s t e rnd" ro l l t ; sie zieht ihre Kreise i m Spiel 
episodenhaft und formt sie nicht zum Schicksal. — „Honi 
soit qui ma l y pense"; jeder Einsatz kennt Gewinner und 
Verlierer. 

Die oberen R ä u m e des Kurhauses, der Bühnensaa l vor 
allem, sind der glanzvolle Rahmen der großen festlichen 

Casino Baden-Baden 

Ereignisse des Jahres. Als Höhepunk t der Galaabend j ä h r ­
lich zum Absch luß der Großen Woche . . . Die Große Woche 
von Baden-Baden, jedes Jahr i m August, mi t den inter­
nationalen Rennen i n Iffezheim, ist das größte sportliche 
und gesellschaftliche Ereignis und zugleich H ö h e p u n k t 
jeder Saison. Das internationale Tennisturnier, Golfwett­
spiele u. a. zäh len zu den weiteren großen Sportveran­
staltungen des Jahres, zu denen sich die Weltelite ein 
Stelldichein gibt. 

Auch der Sport hat hier eine Tradition. So wurde die 
Rennbahn von Iffezheim, nach dem Vorbi ld von Long-
champs und Auteu i l gebaut, i m Jahre 1858 mi t dem ersten 
Rennen eröffnet, 

Tennis spielt man i n Baden-Baden seit dem Jahre 1870. 

D a r ü b e r hinaus bietet Baden-Baden seinen Gäs ten mi t 
gepflegten Sportanlagen die Möglichkeit zur sportlichen 
Be tä t igung : Golf (18 Löcher), Mini -Golf , Reiten, Flugsport, 
Tennis, Schwimmen, Skeetschießen, Fischen, Wandern und 
i m nahen Schwarzwa ld -Höhengeb ie t idealen Wintersport. 

Konzert im Kurgarten 

Z u Für s t enze i t en nannte man Baden-Baden die Sommerhauptstadt 
Europas und vieles von dieser A t m o s p h ä r e schwebt heute noch ü b e r ihr. 
Vergangenheit und Gegenwart stehen übe ra l l dicht beieinander. 

Al t e sehenswerte historische Bauwerke i n engen romantischen Gassen 
wechseln mi t neuzeitlichen Geschäf tshäusern . Die Auslagen der elegan­
ten L ä d e n verlocken zum Schaufensterbummel i n großstädt isch an­
mutenden S t r aßen . Z u b r i n g e r - S t r a ß e n von der Autobahn bis in die 
Stadt bezeugen die Fortschrittlichkeit, derer sich Baden-Baden ebenso 
gerne r ü h m t , wie seiner jahrhundertealten Tradit ion. Stets ist Baden-
Baden eine Stadt der Gastlichkeit gewesen. Die vielen Hotels von 
internationalem Rang, die gemüt l ichen Gäs t s t ä t t en und Cafés und die 
gepflegten Pensionen vermit te ln jedem Besucher nicht nur ein Ge­
fühl der Geborgenheit, sondern sie geben der Stadt manches von ihrem 
internationalem Flu idum als bevorzugtes H e i l - und Gesellschaftsbad. 

Daß Baden-Baden sich i n den letzten Jahren mehr und mehr auch zu 
einer bevorzugten Kongreßs t ad t entwickelte, ist eine fast gese tzmäßig 
zu nennende Weiterentwicklung von der einstigen capitale d 'été zu 
unserem Jahrhundert. Diese Stadt ist zum Gespräch geeignet wie kaum 
eine andere, we i l sie nicht nur alle technischen Voraussetzungen i n 
bezug auf die Durchführung von Tagungen bietet, sondern we i l sie 
einen so natür l ichen, befreienden Charm besitzt, dem sich niemand 
entzieht. 

Iffezheimer Rennen 



E U R O P A ­ A R C H I V 
Zeitschrift für international* Politik 
Herausgegeben von Wilhelm Cornides 

Die nunmehr in ihrem 18. Jahrgang erscheinende 
Zeitschrift enthält neben Aufsätzen und Be­
richten eine ausführliche Dokumentation, einen 
Literaturteil sowie eine Chronologie des Welt­
geschehens. 

Aus dem Inhalt der letzten Folgen: 
Sir Lionel Heald: 

Frederick 
Martin Stern: 

K a r l Hartmann: 

Die britische parlamentari­
sche Souveränität und der 
Vertrag von Rom 
Die Strategie der 
Abschreckung und Ausbau 
der Reserve­ und 
Territorialarmeen 
Neue Wege 
der wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit im 
Ostblock 

Ernst­Otto Czernpiel: Krieg und Frieden 
Bemerkungen zu einem 
Buch von Raymond Aron 
Die kubanische 
Revolution — ein neuer 
Revolutionstyp 
Der chinesisch­sowjetische 
Konflikt und der Westen 

Preis für das Jahresabonnement (24 Folgen): 
Б5,— DM zuzüglich Porto. Probehefte auf Wunsch 
kostenlos. 

DEUTSCHE GESELLSCHAFT FUR AUSWÄRTIGE POLITIK, 
EUROPA-ARCHIV, 
Verlrieb, 6 Frankfurt am Main, Große Eschenheimer Straße 16-18 

Boris Goldenberg: 

Donald S. Zagoria: 

Soeben erschienen 

E U R O P Ä I S C H 
P A R L A M E N T 

Entstehung, Aufbau, Erfahrungen 
und Erwartungen 

2. neubearbeitete Auflage von 
Dr. jur. Franz C. Heidelberg 
mit einem Vorwort von Robert Schuman 

68 Seiten, Din A 5, brosch. 4,20 DM 

Band 23 der Schriftenreihe zum 

Handbuch für Europäische Wirtschaft 

V E R L A G A U G U S T L U T Z E Y E R 

B A D E N - B A D E N • P O S T F A C H 6 1 0 

U N I T E D N A T I O N S P U B L I C A T I O N S 
YEARBOOK OF THE UNITED NATIONS 1961 

Covers the complete activities of the United Nations and its related agencies in 1961, and the 
General Assembly debates and decisions in January and February 1962. 15th edition, clothbound, 
indexed, 813 pp. inc. charts. (Sales No. 62. I. 1) $ 16.00 

ECONOMIC BULLETIN FOR EUROPE Vol. XIV, No. 2 

The second of two issues of the B u l l e t i n to be published during 1963, devoted to recent changes 
in trade in eastern and western Europe and Europe's place in world trade. Paperbound, 88 pp. in­

cluding statistical annex. (Sales No. 62. II. E. 12) $ 1.00 

ECONOMIC SURVEY OF EUROPE 1962 is in preparation and will be published shortly. 

YEARBOOK OF THE INTERNATIONAL COURT OF JUSTICE 1961­62 

Contains chapters on the Court and the Registry, the Statute and Rules of the Court, the Court's 
jurisdiction and the Court's finances, including the Advisory Opinion on Certain Expenses of the 
United Nations. Clothbound, 278 pp. (Sales No. 267) $ 3.50 

FLAGS OF THE UNITED NATIONS 

Includes the 110 flags of the present United Nations membership in an eight colour wall chart 
22­3/4" x 21­3/4"/folded, 6" x 9". Bilingual. (Sales No. 62. I. 15) $ 0.35 

Alexander Horn 
Spiegelgasse 9 
Wiesbaden 

Elwert und Meurer 
Hauptstraße 101 
Berlin­Schöneberg 

W. E. Saarbach 
Gertrudenstraße 30 
Köln (1) 

R. Eisenschmidt 
Schwanthaler Str. 59 
Frankfurt/Main 

Sales Section, United Nations, Palais des Nations, Geneva. 



Einer 
ist immer der Erste 

die anderen kommen nach. 
Einer gibt immer den Ton an, 
die anderen stimmen ein. 
Einer bildet immer die Meinung, 
die anderen übernehmen sie. 

Auf vielen Gebieten 
sind Leser 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
die Ersten, 
die Tonangebenden, 
die Meinungbildenden, 

im Betrieb, 
in der Gesellschaft, 
auf Reisen, 
bei der Erholung, 
in der ganzen Lebensführung. 

Wer die Leser 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
anspricht, 
erreicht auch die Vielen, 
die sich nach ihnen richten. 

F Ü R A N Z E I G E N D I E franffurter allgemeine 
ZEITUNC FUR DEUTSCHLAND 



Wie auf diesem ferngesteuerten Stahlentnahmewagen im neu errichteten 
Stahlwerk Oxelösund ist auch in vielen anderen Hüttenwerken der 
Schriftzug PINTSCH BAMAG das Zeichen für unbedingte Zuverlässig­

keit im rauhesten Betrieb. 

Die PINTSCH BAMAG liefert alles, was für den rationellen Transport 
von Roheisen, Stahl, Schlacke, heißen Brammen und Blöcken gebraucht 
wird. 

This remote control steel disposal car in Steel Mill of Oxelösund is 
another illustration of PINTSCH BAMAG's equipment built for reliability 
in heavy duty service. 

PINTSCH BAMAG supplies all media to move molten iron, steel, slag, 

hot bars and ingots. 

PINTSCH В A M AC 
А К T I E N G E S E I L S C H A F T 

K D L N ­ B A Y E N T H A L • W E S T G E R M A N Y 
T E L E P H O N E : 381141 

T E L E X : 8 8 8 2 6 2 2 
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